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mit dem Jahr 2020 beginnen nun die „Zwanziger Jahre“ des 
noch jungen Jahrtausends. Leider beschäftigen uns in der 
Bildungspolitik des Landes Niedersachsen aber noch immer 
Probleme, die wir bereits im „alten“ Jahrtausend als Ver-
band angesprochen und mitunter deutlich kritisiert haben. 

Zum Teil liegen die Ursachen einer verfehlten Planung und 
fragwürdiger ideologischer Entscheidungen eben so weit 
zurück. Dennoch wurde auf dem jüngsten, ereignisreichen 
Philologentag erneut deutlich, wie wichtig es ist, Mängel 
und Verfehlungen klar zu artikulieren und konstruktive Ver-
besserungen zu erarbeiten. Hier bewegt sich bis jetzt auf 
Seiten der Verantwortlichen des Landes deutlich zu wenig.

Ob das nun im „neuen Jahrzehnt“ sich bessern wird? Ge-
lingt endlich sowohl der Schritt hin zu einer modernen 
Schule, die unter dem Banner der „Digitalisierung“ unsere 
Schülerinnen und Schüler gleichermaßen fördern wie 
fordern kann, als auch zu einer nachhaltigen Arbeits- und 
Lernkultur? Begreifen die politisch Verantwortlichen end-
lich, dass es mit der Politik eines „immer mehr, immer 
schneller und immer anders“, mit der unsere Schulen und 
Kollegien in den letzten zwei Jahrzehnten überzogen wor-
den sind (eine Reform jagte die andere, fast jedes Jahr kam 
etwas Neues auf die Schulen zu) nicht mehr weitergehen 
kann, nicht mehr weitergehen darf? Kommen nun irgend-
wann endlich die zwingend notwenigen und vielfach ange-
kündigten Entlastungen für Lehrkräfte – von denen dann ja 
auch die Schülerinnen und Schüler profi tieren würden?

Der Philologentag 2019 hat unter dem Titel „Wir gestalten 
Zukunft! Arbeit und Lernen 4.0“ genau diese Fragen aufge-
worfen, die in dieser Ausgabe sowohl in der Berichterstat-
tung als auch in der bildungspolitischen Vertiefung weiter 
thematisiert werden. In Goslar gab es Ankündigungen des 

Kultusministers, nun tatsächlich Entlastungen zu schaffen. 
An einem „Runden Tisch“ wurden Pläne präsentiert. Da wir 
diese Ankündigungen aber schon lange hören, bleiben wir 
erst einmal skeptisch und warten (hoffen!) auf eine zügige 
Umsetzung. Die Digitalisierung wird hoffentlich schneller 
umgesetzt werden. Was dabei Sinn ergibt und was nicht, 
wird uns vor dem Hintergrund des Vortrags unseres Refe ren-
ten auf dem Vertretertag in Goslar Prof. Klaus Zierer eben-
falls in dieser Ausgabe erläutert. 

Bildungspolitisch beschäftigt sich der Philologenverband 
selbstverständlich weiterhin mit der Umsetzung der Be-
schlusslage, die Jahr für Jahr in Goslar immer wieder neu 
defi niert wird. Seit vielen Jahren ein „Dauerbrenner“ ist dabei 
die Forderung nach umfassenden und vor allem wirksamen 
Arbeitsentlastungen. Das Kultusministerium hat inzwischen 
verschiedene „Pläne“ verlauten lassen, zudem wirbt das Land 
mit einer Imagekampagne um junge Lehrkräfte. Ob diese 
Erfolg haben wird, bleibt indes fraglich, denn außer Ankündi-
gungen von „Plänen“ ist weiterhin keine spürbare Entlastung 
für Lehrkräfte in Sicht. Darauf gehen wir in dieser Ausgabe 
mit einem Artikel ebenso ein wie auf die erneute Forderung 
der VV, nun endlich Entlastungen umzusetzen und damit 
die Attraktivität des Arbeitsplatzes eines Lehrers oder einer 
Lehrerin zu erhöhen.  

Damit nicht nur der Philologentag sowie die aktuelle politi-
sche Situation den Inhalt dieser Zeitschrift bilden, ergänzen 
unter anderem ein Interview mit Autor Reinhard Sturm, 
Mitteilungen aus der Arbeit der Stufenpersonalräte sowie 
aktuelle Meldungen und ein Buchtipp diese Ausgabe.

Ich wünsche Ihnen an dieser Stelle noch nachträglich ein 
„gutes neues Jahr“ sowie sinnbildlich alles Gute in den 
„Zwanziger Jahren“.

Liebe Leserinnen und Leser,

 Editorial

Cord Wilhelm Kiel
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Philologentag 2019: Verbesserungen bei Lern­ und Arbeitsbedingungen 
dringend erforderlich

Unterrichtsqualität und Lehrerprofessionalität 
 bestimmen die Wirksamkeit von Lernen
Von Cord Wilhelm Kiel

Wir gestalten Zukunft! Arbeit und Lernen 4.0 – der 
Titel der Vertreterversammlung 2019 war etwas 
„ganz Neues“, zumindest ungewöhnlich und viel-

leicht auch ungewohnt, wenn man die Mottos der vergan-
genen Jahre zum Vergleich hinzuzieht. In diesen waren fast 
immer Begriffe wie „Gymnasium“ oder „Bildung“ zu fi nden.

Schule und Lernen 4.0 deutet auf die Herausforderungen 
unseres Schul- und Bildungswesens in den kommenden 
Jahren, womöglich sogar Jahrzehnten, hin. Die Digitalisie-
rung als Kernthema der aktuellen Bildungsdebatte gilt es 
anzunehmen, allerdings nicht – wie in der Vergangenheit bei 
so vielen „Modeerscheinungen“, die mit Schule zu tun  hatten 
– aus blinder Veränderungswut überstürzt und überall um-
zu setzen, sondern sinn- und maßvoll in den Schulalltag zu 
integrieren. Zu diesem Thema konnte als Festredner der 
bundesweit anerkannte Bildungswissenschaftler Prof. Klaus 
Zierer gewonnen werden. Mehr dazu später. 

Als zweite Herausforderung stehen nach wie vor die für alle 
Beteiligten nicht zufriedenstellenden Arbeitsbedingungen 

im Raum. Zum Missverhältnis zwischen der vom Kultusminis-
terium mit wohlmeinenden Worten propagierten Image-
kampagne und den realen Verhältnissen in den Schulen 
fand unter anderem der Verbandsvorsitzende Horst Audritz 
in seiner Eröffnungsansprache der VV deutliche Worte. Eine 
gewaltige Zahl an Anträgen aus den Schulen diente dabei zur 
Untermauerung dieser Ausführungen – Fakten, die der Politik 
deutlich machen müssten, wie schlecht die Stimmung „an der 
Basis“ inzwischen ist. Und sie wird mit jedem Jahr schlechter, 
in dem sich nichts verändert und verbessert – aller gebets-
mühlenartig vorgetragenen Sonntagsreden der Politik, wie 
wichtig doch die Bildung unserer Kinder sei, zum Trotz. 

Arbeitszeitentlastungen längst überfällig
Die Vertreterversammlung forderte die Landesregierung 
erneut auf, endlich die längst überfälligen Arbeitszeitent-
lastungen umzusetzen. Die Attraktivität des Arbeitsplatzes 
muss für alle Lehrkräfte, auch mit Blick auf die Nachwuchs-
gewinnung, deutlich gesteigert werden. Denn es fehlt immer 
noch eine langfristige, schulformspezifi sche Bedarfs- und 
Ausbildungsplanung. Die Folge sind dann die weiterhin 

 Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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gängigen Massenabordnungen, mit den hinlänglich be-
kannten Konsequenzen für Schülerinnen und Schüler der 
abgebenden, aber auch aufnehmenden Schulen. Besonders 
mit Blick auf das Abitur 2021 und der Rückkehr zu G9 muss 
nun endgültig sichergestellt sein, dass alle Lehrkräfte wieder 
an ihren Stammschulen eingesetzt werden. „Abordnung“ 
ist daher nach 2018 im Bildungsbereich zum zweiten Mal in 
Folge das „Unwort des Jahres“ geworden. 

Neben Digitalisierung und Arbeitsbedingungen standen da-
bei für die über 300 Delegierten aus den niedersächsischen 
Gymnasien, Gesamtschulen und Studienseminaren unter 
anderem die Themen Inklusion, Abitur und Abordnungen 
im Mittelpunkt der Beratungen. Dringende Verbesserungen 
forderte der Verband einmal mehr bei der Umsetzung der 
Inklusion. Die vielen Hilferufe darf die Politik nicht länger 
ignorieren, stattdessen muss endlich im Sinne des Kindes-
wohls gegengesteuert werden – sonst scheitert die Inklusion 
an unseren Schulen vollends. 

Die Lehrerinnen und Lehrer werden nach wie vor mit den 
vielfältigen Problemen allein gelassen, da die die Bedingun-
gen an allgemein bildenden Schulen weder sachlich noch 
personell den besonderen Bedürfnissen einer umfassenden 
Inklusionsschule Rechnung tragen. Dabei ist es keineswegs 
so, dass sich die Gymnasien – wie oft behauptet – der Inklusi-
on entziehen würden. Die geringeren Anmeldezahlen durch 
die Eltern zeigen vielmehr, dass diese gut einzuschätzen 
vermögen, ob ihre Kinder mit Aussicht auf Erfolg gymnasial 
beschult werden können. Festgelegte Anmeldequoten für die 
Gymnasien sind daher blanker Unsinn. 

Auch das Thema „Teilzeit“ stand erneut auf der Tagesord-
nung. Ein neuer, sinnvoller und an die Realitäten des Schul
alltags angepasster Teilzeiterlass ist dringend erforderlich. 

Dr. Junk: Jedes Jahr eine neue Bildungsidee 
Besonderes Augenmerk lag erneut auf den Reden der öffent
lichen Eröffnungsveranstaltung des Vertretertags 2019. Seit 
Jahren erfreuen sich die Grußworte des Goslarer Oberbürger
meisters Dr. Oliver Junk großer Beliebtheit bei dieser Ver-
anstaltung, vermag er es doch stets, in „launigen Worten“ 
inhaltlich messerscharf der jeweiligen Bildungspolitik den 
Spiegel vorzuhalten. 

Der „Rundblick“ hatte 2018 das „wunderbare Grußwort“ zum 
damaligen Vertretertag gelobt. „Irgendwann kommt man da 
nicht mehr drüber, daher habe ich über eine klassische Gruß-
wortrede nachgedacht – Weihnachtsmarkt, Welterbe, Kaiser-
pfalz“, schmunzelte Junk. Denn: „Eine launige Rede ist schwer 
angesichts der niedersächsischen Bildungspolitik!“ Junk 
erinnere sich angesichts dieser an die „Höhle der Löwen – da 
kommt man jedes Jahr mit einer neuen Produktidee, und so 
kommt der Minister jedes Jahr mit einer neuen Bildungs-
idee“, äußerte der OB zu donnerndem Applaus. Und dann, an 
eben jenen Minister gewandt: „Bei allen Produktideen, die 
Sie entwickeln, nehme ich Ihnen ab, dass Sie auch mal gute 
Ideen entwickeln wollen“, denn es sei wichtiger als je zuvor, 
dafür zu arbeiten, dass Kinder gut ausgebildet würden. Dies 
sei eine Gemeinschaftsaufgabe. 

Audritz: Schulpflicht Errungenschaft eines 
demokratischen Gemeinwesens
Der Verbandsvorsitzende Horst Audritz fasste gleich zu 
Beginn seiner Rede zusammen: „Was wir brauchen, sind 
zupackende Richtungsentscheidungen, der optimale Weg ist 
die bestmögliche Förderung von SuS durch gut ausgebildete 
Lehrkräfte in einer guten Unterrichtsversorgung.“ Mit Un-
terrichtsausfall dürfe nicht fahrlässig umgegangen werden, 
denn die Schulpflicht zähle zu den bedeutsamsten Errun-
genschaften eines demokratischen Gemeinwesens. Dies 
dürfe nicht dazu führen, dass „man sich Sonderrechte her-
ausnimmt und ein Schultag zu einem schulfreien Tag wird“ 
kommentierte Audritz das allgegenwärtige Schulschwänzen 
unter dem Vorwand „Fridays for Future“. 

An den Minister gewandt, bekräftigte Audritz: „Wir begrüßen, 
dass Sie Grenzen der inklusiven Schule anerkennen. Gym
nasien nehmen gern Schülerinnen und Schüler auf, die an 
dieser Schulform optimal gefördert werden können. Fest
gelegte Aufnahmequoten für Gymnasien, wie es Gesamt-
schulen fordern, sind hingegen unprofessionell, unlogisch 
und sachfremd ideologisch.“ Die zentrale Aufgabe des 
Gymnasiums sei „viel wissen, viel können, viel verstehen.  
Die einzige Priorität, die wir akzeptieren, ist, dass Bildung 
Priorität haben muss!“

Die „Work-life-Balance“ sei bei Lehrkräften im wesentlichen 
Maß nicht mehr gegeben, denn ein Ende „der Konzeptionitis, 
des Absitzens der Zeit in Konferenzen, Planungsgruppen und 
mit der Zeitverschwendung durch unterrichtsfremde Aufga-
ben“ sei nicht abzusehen. Es sollte die Politik beunruhigen, 
wenn das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Lösungskompe-
tenz sinke.

Minister Tonne: Anhebung der Anrechtsstunden für 
Koordinatoren
Die viele Aspekte der Bildungspolitik benennende Rede des 
Verbandschefs ist im vollen Wortlaut in dieser Ausgabe ab-
gedruckt. Gleiches gilt für das Grußwort des Kultusministers 
Grant Hendrik Tonne, das daher an dieser Stelle nur kurz zu-
sammengefasst wird. Tonnes Bezugnahme auf den „11-Punk-
te-Plan“ wurde aufmerksam zur Kenntnis genommen („wir 
werden unter anderem Archivierungspflichten verringern 
und andere Vorgänge prüfen“), aber Vielen fehlt der Glaube, 
dass nach etlichen Ankündigungen, die keine Konsequenzen 
hatten, nun endlich etwas passiert. Minister Tonne möchte 
die „Arbeit der Lehrkräfte nicht nur wertschätzen, sondern 
auch unterstützen.“ Dabei soll die Anhebung der Anrech-
nungsstunden für schulfachliche Koordinatoren als erste 
Maßnahme der Entlastung im kommenden Schuljahr erfol-
gen. Der Minister versprach außerdem die Anhebung der 
Altersermäßigung bzw. diese Frage im Zuge einer Entlastung 
anzugehen. Wann, blieb allerdings unklar. 

Die „Abordnungswelle gefällt keinem“, urteilte der Minister, 
Lehrkräftemangel sei aber kein rein niedersächsisches Pro-
blem. Konkreter wurde es, als er über die Nutzung digitaler 
Medien sprach: „Kritisches Denken ist in Zeiten von Fake 
News erforderlich! Schülerinnen und Schüler müssen ein 
Gefühl dafür bekommen, was richtig ist und was Schrott“. 
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Es gehe ihm nicht um Digitalisierung von Schule, sondern 
um Lernen im digitalen Wandel. Er habe einen Anspruch, 
dass alle Beteiligten von Schule angstfrei zur Schule gehen 
könnten. Zum Schluss sagte der Kultusminister, direkt den 
Verbandsvorsitzenden adressierend: „Ich freue mich auf wei-
tere Zusammenarbeit mit dem PhVN. Behalten Sie sich eine 
gewisse Portion Störrigkeit!“

Prof. Klaus Zierer: Digitalisierung zwischen Euphorie 
und Apokalypse
„Wenn es um Digitalisierung geht, ist die Stimmung immer 
zwischen Apokalypse und Euphorie“, sagte der Festredner 
des Philologentags, Prof. Klaus Zierer, gleich zum Beginn 
seines fast einstündigen, in jedem Moment hochspannen-
den Vortrags. Damit gab er das vor, was wir tatsächlich in der 
aktuellen Digitalisierungsdebatte erleben. 

Grundlage für das, was in Schule gilt, sei Bildung, keine 
Fächer würden unterrichtet, sondern Menschen. Die Sinn-
frage des Lernens, die ethische Frage, sei letztlich die Frage 
von Bildung: „Bildung ist nicht gleich Lernen, sondern mehr!“ 
Schüler vierließen in der Regel die Schule schlauer, als sie 
hergekommen sind, so Zierer. „Lernen lässt sich nicht verhin-
dern! Es lohnt nicht, danach zu fragen, ob eine Maßnahme 
wirkt – wir müssen fragen, was am besten wirkt!“ Unsere 
Bildungsgesellschaft müsse lernen, mit der Technik um

zugehen. Es hänge aber „von uns ab, was wir aus der Technik 
machen“.

Somit hänge die Wirksamkeit von digitalem Lernen nicht vom 
Alter der Lernenden ab, auch nicht vom Fach, und nicht von der 
Technik – sondern von der Unterrichtsqualität und der Leh-
rerprofessionalität. Auf diese komme es an. „Nicht Edutain-
ment führt zum Lernerfolg“, unterstrich Zierer, „es kommt 
auf Verbindlichkeit, Regeln, Werte und Normen an. Das un-
terscheidet Unterhaltung von der Erziehung!“ Schlechter Un-
terricht werde durch digitale Medien nicht besser, nur guter 
Unterricht könne davon profitieren. Zierer wiederholte daher 
in Goslar seine bekannte Aussage: Pädagogik vor Technik.

Der – anspruchsvolle und mit einer Vielzahl von Folien unter-
mauerte – Vortrag von Prof. Zierer ist in Form eines Aufsatzes, 
den der Wissenschaftler eigens für diese Zeitschrift erstellt 
hat, wiedergegeben. Für den Philologenverband bleibt als 
Folge sowohl des Festvortrags als auch der Beratungen und 
Beschlussfassung der Vertreterversammlung die Konse-
quenz, die Forderung nach einem einen Digitalpakt 2.0 zu 
stellen, der eine Anschlussfinanzierung von Bund und Län-
dern und somit eine nachhaltige Entwicklung bei der Um
setzung der Digitalisierung gewährleistet. Denn der bisher 
geplante Digitalpakt kann nur als erster Schritt in die Rich-
tung von Schule, Arbeit und Lernen 4.0 gesehen werden. 

Wir gestalten Zukunft! Arbeit und Lernen 4.0
Rede des Vorsitzenden des Philologenverbands Niedersachsen, Horst Audritz, anlässlich des Philologentags 2019

Sehr geehrter Herr Minister Tonne, meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, jedes Jahr ist 
ein Jubiläumsjahr. Doch im Jahr 2019 kommen zwei 

besonders bedeutsame Jubiläen zusammen: Vor 70 Jahren 
trat das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft, und vor 30 Jahren ist die Mauer gefallen, was die 
Wiedervereinigung unserer Nation in Frieden und Freiheit 
ermöglicht hat. Die Volkskammer erklärte nur kurze Zeit 
später den Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Wirkung vom 3. Oktober 1990. 

Seit der Wiedervereinigung gilt nun das Grundgesetz für 
ganz Deutschland, ein Glücksfall, für den wir dankbar sein 
müssen. Der Beitritt war ein klares Bekenntnis zum Wer-
tesystem des Grundgesetzes. Das Grundgesetz ist unbe-
stritten die Grundlage für die Sicherung einer freiheitlichen 
und stabilen Demokratie, in der die Grund- und Menschen-
rechte einen herausragenden Platz einnehmen. Es ist nun-
mehr als unsere gemeinsame Verfassung weiterhin Maß-
stab und Kompass für politisches Handeln. Die Grundrechte 
geben dafür entscheidende Normen vor. 

Ich meine das nicht nur allgemeinpolitisch, sondern 
durchaus auch bildungspolitisch. Das Grundgesetz setzt 
Maßstäbe, die beachtet werden müssen und die nicht dem 

Zeitgeist geopfert werden dürfen. Ich denke hier u.a. an den 
Gleichheitsgrundsatz (Art. 3), an die Freiheit der Lehre (Art. 
5), an das Recht und die Pflicht der Eltern zur Pflege und 
Erziehung ihrer Kinder (Art. 6), an die staatliche Aufsicht 
über das gesamte Schulwesen (Art. 7) und an die Garantie 
der „hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums“, 
also insbesondere die Verbeamtung auf Lebenszeit, das 
Laufbahnprinzip und die Fürsorgepflicht des Dienstherrn.

Wir tun gut daran, uns immer wieder dieser Normierungen 
zu vergewissern und sie auch einzuklagen, wenn dagegen 
verstoßen wird. Bedenklich wird es, wenn Verfassungsnorm 
und Verfassungswirklichkeit zu weit auseinanderklaffen. 
Die Normen gibt das Grundgesetz vor, die Verantwortung 
für die Umsetzung liegt im Falle der Bildungspolitik bei den 
Ländern. Ich will deshalb konkreter fragen: 
•	 �Tut unser Land genug, um das Schulwesen zu auszu-

statten, dass das Recht auf Bildung und der Anspruch 
auf Förderung des Einzelnen auf der Grundlage der 
Gleichheit gewährleistet werden?

•	 �Tut es genug, um die Qualität der schulischen Abschlüsse 
zu sichern?

•	 �Tut es genug, um auch dem Leistungsgedanken Rech-
nung zu tragen und Spitzenleistungen zu fördern?

•	 �Tut es genug, um den Lehrerberuf attraktiv zu gestalten?

Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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Das sind die zentralen Fragen, mit denen wir uns beschäfti-
gen müssen. Schließlich gehört das Recht auf Bildung, das 
aus unserer Verfassung abzuleiten ist, zu den fundamenta-
len kulturellen Menschenrechten. Die volle Wahrnehmung 
von Grundrechten wie Meinungs-, Informations- und Be-
rufsfreiheit ist ohne bestimmte Bildungsvoraussetzungen 
nicht denkbar. Bildung sichert ökonomischen Wohlstand, 
die Freiheit des Einzelnen und die Teilhabe am gesellschaft-
lichen und politischen Leben. Demokratie ist ohne eine 
breite Bildungsbeteiligung und Bildungsförderung nicht 
denkbar. 

Bildung ist unsere wichtigste Ressource – individuell, 
wirtschaftlich und sozial.
Aber Lernen, Bildung und Arbeit stehen heute vor radikalen 
Veränderungen, denen wir uns stellen müssen. Das Motto 
des Philologentages problematisiert diesen Wandel und 
legt den Fokus auf die rasant zunehmende Digitalisierung 
von Wirtschaft und Gesellschaft, die unter dem Schlag-
wort 4.0 auch als vierte industrielle Revolution bezeichnet 
wird. Digitalenthusiasten entwickeln fantastische Pläne: 
die Abschaffung von Klassenzimmern, Schulfächern und 
Schulbüchern, Arbeit in Teams an Projekten mittels WLAN, 
Videochat und Hologrammen. Datenbrillen für Virtual 
Reality sollen Exkursionen in ferne Welten erlauben. Jeder 
lernt selbstbestimmt nach eigenen Bedürfnissen, der Lehrer 
ist nur noch Trainer. Müssen wir also Schule radikal neu 
denken?

Aber das hieße, großartige Zukunftspläne in Form von Luft-
schlössern zu propagieren, die gravierenden gegenwärtigen 
Probleme aber einfach beiseite zu schieben. Kein solider 
Planer wird ein Haus auf Sand zu bauen. Zuerst müssen die 
Fundamente gelegt werden. 

Was heißt das konkret? Niedersachsen als viertgrößtes 
Bundesland in Deutschland (bezogen auf die Einwohner-
zahl) muss den Anspruch haben, in der Bildungspolitik zu 
den führenden Bundesländern zu gehören, 

•	 führend bei der Unterrichtsversorgung, 
•	 führend bei der Qualität der Abschlüsse 
•	 �und führend bei der pädagogisch angemessenen 

Fortentwicklung des Schulwesens.

Nach dem aktuellen INSM-Bildungsmonitor (Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft) liegt Niedersachsen nur auf 
Rang 9. Sachsen, Bayern und Thüringen bilden nach wie vor 
die Spitzengruppe, Bremen, Brandenburg und Berlin sind 
die Schlusslichter. Bestätigt wird das durch den aktuellen 
IQB-Bildungstrend. Bei den Viertklässlern gehören im Lesen 
und in Mathematik überdurchschnittlich viele Schüler in 
Niedersachsen zur Risikogruppe. Handlungsbedarf besteht 
bei der Ausbildung in den MINT-Fächern und im Fremd
sprachenbereich. Das sind die wahren Baustellen. 

Das heißt für uns: Wir gestalten Zukunft.
Wir verkennen nicht, dass die Gestaltung des Schulwesens 
eine immerwährende Herkulesaufgabe ist, eine Dauerbaustelle, 
und die Probleme bewusst sind. Was wir sehen, Herr Minister, 
ist aber ein Vorangehen im Schneckentempo, ein Abwarten 
und Hoffen auf Beruhigung an der Bildungsfront. Was wir 
aber brauchen, sind zupackende Richtungsentscheidungen. 

Sie müssen entschlossen handeln, Herr Minister, um 
die Qualität der schulischen Abschlüsse zu sichern. Die 
Senkung von Leistungsanforderungen, um die Zahl der 
Abschlüsse zu erhöhen – eine Politik, die Ihre Vorgängerin 
recht intensiv betrieben hat und die bis heute nicht korri-
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giert wurde – das ist der falsche Weg. Der einzig richtige 
Weg ist die optimale Förderung aller Schülerinnen und 
Schüler durch gut ausgebildete Lehrkräfte und eine gute 
Unterrichtsversorgung. Wenn Unterricht nicht stattfindet, 
dann fehlt die notwendige Förderung, dann entzieht sich 
das Land seiner Verantwortung und überlässt Bildung und 
Erziehung immer mehr den Elternhäusern und außerschu-
lischen Einflüssen. Von Chancengerechtigkeit kann dann 
keine Rede mehr sein.

Wir betonen: Unterricht muss stattfinden, wenn keine so-
zialen Schieflagen entstehen sollen. Mit Unterrichtsausfall 
darf deshalb nicht fahrlässig umgegangen werden, nicht 
seitens der Kultusbürokratie, aber auch nicht seitens der 
betroffenen Schülerinnen und Schüler. 

Deshalb an dieser Stelle ein klares Bekenntnis zur Schul-
pflicht, die nicht aufgeweicht werden darf. Die Schulpflicht 
zählt zu den bedeutsamsten Errungenschaften eines demo-
kratischen Gemeinwesens. Schulpflicht ist keine willkürliche 
Bevormundung von Eltern und Kindern, sie ist Ausdruck 
einer notwendigen Fürsorge des Staates für den Einzelnen 
und für ein funktionierendes Gemeinwesen. Der Staat muss 
ein Schulsystem gewährleisten, „das allen jungen Bürgern 
gemäß ihren Fähigkeiten die dem heutigen gesellschaft
lichen Leben entsprechenden Bildungsmöglichkeiten eröff-
net“ – so das Bundesverfassungsgericht. Es geht also dar-
um, jungen Menschen im Bildungssystem unabhängig vom 
Elternhaus Wissen, Fertigkeiten und Werte zu vermitteln, 
damit sie im wirtschaftlichen, technischen, ökologischen 
und sozialen Wettbewerb bestehen können.

In diesem Zusammenhang auch ein Wort zu den „Fridays 
for future“-Aktionen: Als Politiklehrer freut es mich, wenn 
Schülerinnen und Schüler sich engagieren und damit Mitver-
antwortung für ein demokratisches Gemeinwesen und den 
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen übernehmen. 
Schülerinnen und Schüler haben das Recht, ihre Interessen 

zu vertreten. Das sollen sie tun, das müssen sie sogar tun, 
so bilden wir sie bewusst aus. Darum geht es aber nicht. Es 
geht darum, dass dieses Recht nicht dazu führen darf, dass 
man sich Sonderrechte herausnimmt und einen Schultag 
auf Dauer zum schulfreien Tag erklärt. Die Regeln unserer 
parlamentarischen repräsentativen Demokratie gelten für 
alle. Deshalb müssen Pflichtverletzungen – hier der Verstoß 
gegen die Schulpflicht – auch selbst verantwortet werden. 

Der Rechtsstaat ist unteilbar, auch gute Ziele 
rechtfertigen keine Rechtsbrüche!
Das Recht auf Unterricht, das aus der Schulpflicht abzulei-
ten ist, ist ein historisch lange erkämpftes demokratisches 
Recht. Schulen dürfen Unterricht nicht ausfallen lassen und 
ihre Arbeitspläne nicht einfach angekündigten Demons-
trationen anpassen. Bei allem Verständnis für politisches 
Engagement – ich habe als Schüler selbst gegen die Not-
standsgesetzgebung demonstriert – gilt, dass die Schule 
nicht lahmgelegt werden darf. Schule ist ein zu wichtiger 
Ort der Bildung bzw.  Meinungsbildung, der sachlichen 
Information, des Pro und Contra, nicht ein Ort der Politisie-
rung und des Konfliktaustrages. 

Sachliche Information und Meinungsbildung, das heißt für 
mich, dass der Klimaschutz wie andere wichtige Themen 
auch Einzug in die Lehrpläne der verschiedenen Fächer 
hält. Ich wünsche mir darüber hinaus, dass die engagierten 
Schülerinnen und Schüler nicht nur zum Handeln auffor-
dern, sondern auch in die Parteien, Jugendorganisationen 
und gesellschaftlichen Initiativen eintreten und dort dauer-
haft Mitverantwortung übernehmen.

Die wichtigste Aufgabe der Schule ist es, die Qualität der 
schulischen Bildung und die Qualität der Abschlüsse zu 
erhalten. Im Gymnasium wird die Qualität des Abschlusses 
an der Qualität des Abiturs gemessen. Und da beklagt der 
Präsident der Hochschulrektorenkonferenz, Peter-André Alt, 
massive Wissenslücken bei Abiturienten und fügt hinzu: 

Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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„Wir leben in der Fiktion, dass mit dem Abitur die Voraus-
setzungen für das Studium erfüllt sind.“ Häufig stimme 
das aber nicht, und das gelte besonders für die Fächer mit 
Mathematik als Grundlage.

Wir haben in diesem Jahr wieder erlebt, wie mit Leistungs
anforderungen im Abitur umgegangen wird. Bundesweit 
hatten zehntausende Abiturienten gegen die Anforderun-
gen im Mathematik-Abitur protestiert und eine Überprü-
fung des Bewertungsschlüssels zu ihren Gunsten gefordert. 
Hamburg, Bremen und das Saarland haben die Noten wegen 
des zu hohen Schwierigkeitsgrades der Aufgaben nachträg-
lich nach oben gesetzt, Niedersachsen hat das nicht getan. 
Niedersachsen belegt zudem mit einem Abiturnotendurch-
schnitt von 2,55 im Ländervergleich allerdings auch den 
letzten Platz.

So kann das nicht weitergehen! Niedersächsische Abituri-
entinnen und Abiturienten sind im Vergleich unterbewertet 
und im Wettbewerb um Ausbildungs- und Studienplätze 
benachteiligt. Wir wollen, dass sie bessere Chancen haben. 
Die Niedersachsen sind nicht dümmer! 

Wenn etwa Berlin einen besseren Abiturdurchschnitt erzielt 
als Niedersachsen, wobei dort auch noch wesentlich mehr 
Schüler eines Jahrganges das Abitur bekommen, dieses 
Land aber beim aktuellen Ländervergleich zur Bildungs-
qualität Träger der roten Laterne ist, dann ist da etwas 
faul! Für solche Ungerechtigkeiten müssen unsere Schüler 
mit schlechteren Chancen auf Studienplätze und damit 
schlechteren Lebenschancen bezahlen.

Ich frage hier und heute: Wann kümmern sich die für Schul-
politik Verantwortlichen endlich um diese unhaltbaren 
Zustände? Wann sorgen Sie für Abhilfe? Der Philologenver-
band erwartet Antworten auf diese Fragen. 

Die Konsequenz darf allerdings nicht sein, das Abitur leichter 
zu machen, die Konsequenz kann nur sein, dass das Abitur 
in allen Bundesländern vergleichbarer wird und damit ein 
verbindliches Niveau und verbindliche Korrekturmaßstäbe 
definiert werden, nicht am Durchschnitt der schwächsten 
Länder orientiert, sondern an den stärksten. 

Wer mehr Vergleichbarkeit will, muss auch eine Harmoni-
sierung des Wegs zum Abitur anstreben. Denn wir haben 
in den Ländern eben keine einheitlichen Lehrpläne, keine 
einheitlichen Stundenpläne, keine einheitlichen Ferien-
zeiten und ganz unterschiedliche Schulsysteme. 4 oder 5 
Prüfungsfächer, 4- oder 5-stündige Leistungskurse, 32 oder 
40 einzubringende Kurse, eine unterschiedliche Zahl von 
Unterkursen, eine unterschiedliche Anzahl von Aufgaben, 
eine unterschiedliche Behandlung von Hilfsmitteln, das 
alles ist Realität. Mindestens 265 Jahreswochenstunden 
ab der Jahrgangsstufe 5 bis zum Erwerb der Allgemeinen 
Hochschulreife einzufordern, auf die bis zu fünf Stunden 
Wahlunterricht angerechnet werden können, das reicht bei 
weitem nicht aus und verleitet zudem zu Tricksereien. Wir 
kennen das aus dem G8.

Ob allerdings ein Bundeszentralabitur die Lösung ist, muss 
bezweifelt werden. Ein Bundeszentralabitur ist weder inhalt
lich noch organisatorisch auch nur ansatzweise in naher 
Zukunft realisierbar. Nur der ständige Austausch unterein-
ander, der fremde Blick auf die eigenen Anforderungen und 
mehr Mut zu allgemein verpflichtenden fachlichen Inhal-
ten – statt einer vagen Kompetenzorientierung – können 
zu mehr Verständigung über das Abiturniveau führen. Wir 
bleiben dabei, dass Niedersachsen seinen Abiturientinnen 
und Abiturienten keinen Gefallen tut, wenn Leistungsan-
forderungen reduziert und das Niveau des Abiturs herab
gesetzt wird. 

Die Studierfähigkeit muss das Niveau bestimmen, 
nicht die Zahl der Absolventen oder der Durchschnitt. 
Zu den bemerkenswerten Jahrestagen dieses Jahres gehört 
der zehnte Jahrestag der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert eine umfas-
sende Inklusion, also für alle Menschen eine uneingeschränk-
te und gleichberechtigte Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben. Zehn Jahre nach Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention hat nun der niedersächsische Landtag 
darüber diskutiert, ob die Inklusion in der Schule scheitert.  
Es mehrten sich die Stimmen, die Alarm schlagen: Hannover-
aner Gesamtschulen sehen sich durch die Inklusion überfor-
dert, sie wollen nur noch die Hälfte der Kinder mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf aufnehmen. 

Der Landkreistag erklärt lapidar: „Die inklusive Schule ge-
lingt nicht.“ Die Landkreise fordern ein neues Konzept und 
eine bessere Finanzierung. Seit 2013 sei z.B. die Zahl der 
Schulbegleiter um 130 Prozent gestiegen. Das allein belege, 
dass die Voraussetzungen für ein Gelingen der Inklusion in 
der Schule derzeit nicht gegeben seien. Elternräte sehen die 
Lehrer am Limit, seit Jahren bleiben sie zusehends mit der 
Inklusion alleingelassen. Und eine betroffene Schulleiterin 
und Lehrerin an einer Bremer Grundschule drückt es noch 
drastischer aus: „Inklusion ist ein typisches Beispiel dafür, 
wie Bildungspolitik auf dem Rücken der Lehrer und zulas-
ten des Bildungsniveaus der Schüler ausgetragen wird.“ 
(Ute Schimmler, seit Jahrzehnten Lehrerin an einer Bremer 
Grundschule, in Ihrem Buch „Inklusion – So nicht!“)

Sie illustriert sehr anschaulich, dass normaler Unterricht 
nicht mehr möglich ist, wenn ein Kind auf andere Kinder 
mit der Schere losgeht, wenn ein autistischer Junge den 
Unterricht durch ständiges lautes Singen behindert, wenn 
Flüchtlingskinder den ganzen Tag stumm unter dem Tisch 
sitzen. Diese unangepassten Kinder seien eine ständige 
Herausforderung und auch eine Belastung für Lehrer und 
Schüler. Denn auch die normalen Schüler benötigten immer 
Aufmerksamkeit. Und vor lauter sozialer Fürsorge fehle 
zunehmend die Zeit, den Unterrichtsstoff zu vermitteln.

Wir müssen bei aller Rückendeckung für die Inklusion endlich 
auch offen die Grenzen der Belastung und die Mängel bei 
der Umsetzung ansprechen. Ein Leser der Braunschweiger 
Zeitung hat das getan: „Die Unterstützung, die durch Förder-
schullehrkräfte an den unterschiedlichen Schulen gegeben 
wird, ist vollkommen unzureichend. Das liegt nicht an den 
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Förderschullehrkräften, aber was nutzen 5 Stunden Unter-
stützung bei 25 Stunden Unterricht in der Woche? Und ist es 
nicht sinnvoller, für eine bestimmte Lernbehinderung jeweils 
eine Schule zu bestimmen, damit nur dort und damit öko-
nomisch vertretbar alle Voraussetzungen für eine optimale 
Förderung geschaffen werden?“ (W. Buchwald, Gifhorn)

Sehr geehrter Herr Minister, die Antwort darf nicht einfach 
heißen: Die Schulen bekommen das schon hin, differenzier-
te Beschulung sei der Zauberweg. 

Inklusion – So nicht! 
Jeder Praktiker weiß, dass das eine Lehrkraft allein unter 
den gegebenen Voraussetzungen nicht hinbekommt. 
Wir begrüßen es, dass Sie selbst Grenzen der inklusiven 
Beschulung beim Förderbedarf „Emotionale und soziale 
Entwicklung“ ausdrücklich anerkennen und dafür ein-
treten, dass bei Verstößen gegen schulische Regeln oder 
Grenzüberschreitungen im Umgang mit Lehrkräften oder 
Mitschülerinnen und Mitschüler Kinder zeitweise aus dem 
„normalen“ Unterricht herausgenommen werden.

In Niedersachsen sind inzwischen alle Schulen inklusive 
Schulen. Eltern können ihre Kinder mit sonderpädagogi-
schem Unterstützungsbedarf nun an einer allgemeinen 
Regelschule anmelden, sie müssen nicht zwangsläufig eine 
Förderschule wählen. Entscheidend ist für uns aber, dass sie 
wählen können, um den besten Weg für die Förderung ihrer 
Kinder zu finden. Das kann auch eine Förderschule sein. Be-
sondere Maßnahmen, die die Gleichberechtigung von Men-
schen mit Behinderungen ermöglichen oder beschleunigen, 
gelten nach Behindertenrechtskonvention – übrigens auch 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – 
eben nicht als Diskriminierung, so wie es die Einheitsschul
ideologen unterstellen. Im Mittelpunkt muss das Kindes-
wohl stehen, verbunden mit dem Anspruch, bestmöglich 
auf ein selbstbestimmtes Leben in Würde und Freiheit, mit 
Wertschätzung und Teilhabe am gesellschaftlichen Mitein-
ander vorzubereiten. 

Wir stehen zu diesen Zielsetzungen der Inklusion. Schule 
und Gesellschaft dürfen Menschen mit Behinderungen 
nicht ausgrenzen. Inklusion ja – Bevormundung nein! So 
will es die auch Mehrheit der Bevölkerung laut Umfragen.

Die Gymnasien stellen sich der Verantwortung für die Inklu-
sion und nehmen gern alle Schülerinnen und Schüler auf, 
die schulformspezifisch mit Aussicht auf Erfolg gefördert 
werden können. Wenn die Anmeldezahlen von Kindern 
mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf an den 
Gymnasien geringer sind als an anderen Schulformen, dann 
spricht das nur für die Weitsicht der Eltern. Das Beste für Ihre 
Kinder, von denen sie wissen, dass sie die Ziele des Gymnasi
ums nicht schaffen können, dass sie täglich im Unterricht 
überfordert sind, ist eben nicht unbedingt das Gymnasium. 

Eine festgelegte Aufnahmequote für Gymnasien unge-
achtet der individuellen Voraussetzungen, wie es Gesamt-
schulen fordern, ist unpädagogisch, unprofessionell und 
unverantwortlich. 

Die Umsetzung der Inklusion ist durch fehlende finanzielle, 
personelle, sächliche und räumliche Ressourcen gefährdet, 
sie ist durch sachfremde ideologische Zielsetzungen ge-
fährdet, nicht durch den freien Elternwillen. 

Jahr 1 des Digitalpakts
Wir befinden uns im Jahr 1 des Digitalpaktes. Die Digitalisie
rung ist eine der größten Herausforderungen, denen sich 
die Schule stellen muss. Wirtschaft und Gesellschaft verän-
dern sich durch die digitale Revolution grundlegend. Neben 
neuen technischen Möglichkeiten kommt eine regelrechte 
Datenflut auf uns zu, die den Einzelnen zu überrollen droht 
und ihn zum Gefangenen undurchschaubarer Algorithmen 
macht. Jeden Tag werden die Grenzen des Machbaren wei-
ter in Richtung künstliche Intelligenz verschoben. Die Tech-
nologie dringt, ohne dass wir es groß bemerken, in immer 
mehr Lebensbereiche vor. Roboter übernehmen menschliche 
Aufgaben, sind lernfähig, rund um die Uhr einsatzbereit 
und billiger als der Mensch. Maschinen fällen sogar selbst-
ständig Entscheidungen, denken wir z.B. an autonome Waf-
fensysteme oder die Kontrolle von Flugbewegungen. Schon 
ist es möglich, dass Fahrzeuge sich autonom ohne Fahrer 
durch das Verkehrsnetz bewegen, heute schon können 
„schlaue“ Algorithmen in Diensten einer Versicherung die 
Schadensabwicklung übernehmen, und es ist auch möglich, 
dass uns neuronale Netze bei der Erforschung von Medika-
menten und der Behandlung von Krankheiten helfen und 
sogar die Behandlungskosten angesichts der errechneten 
Lebenserwartung prognostizieren. Was an Überwachung 
des Menschen möglich wird, ist in Ansätzen schon in der 
Volksrepublik China erkennbar. George Orwells Fiktion vom 
„Big Brother“, der uns ständig begleitet und beobachtet, 
ist längst in Form von Google, Apple und Co, von Facebook, 
Alexa und Whatsapp zur Realität geworden.

Wie wird nun die Digitalisierung der Schulen den Unterricht 
und das Lernen verändern? Brauchen wir im Zeitalter von 
Skype und Google noch Klassenzimmer? Brauchen wir noch 
Schulbücher? Braucht es den Lehrer überhaupt noch? Lassen 
Sie mich kurz unsere Position umreißen: Wir sind keine 
Maschinenstürmer, ganz im Gegenteil. Schule darf und will 
sich der Herausforderung der Digitalisierung nicht entziehen. 
Schule muss „auf der Höhe der Zeit“ sein, gerade auch was 
die technischen Möglichkeiten betrifft. Die Nutzung neuer 
Kommunikationsmittel gehört dazu, insbesondere eine 
flächendeckende und leistungsstarke Breitbandanbindung 
ans Internet und Präsentationsmedien wie Smartboards. 
Selbstverständlich müssen wir unsere Schülerinnen und 
Schüler auf den Umgang mit den neuen technischen Mög-
lichkeiten vorbereiten und sie zu mündigen Nutzern moder-
ner Technologien bilden. Das bedeutet aber auch, Entwick-
lungen nicht unkritisch hinzunehmen, sondern Chancen 
und Gefahren zu erkennen. Sowohl übertriebene Euphorie 
als auch Verweigerung sind abzulehnen. Wir dürfen die Ent-
wicklung in den Schulen nicht einfach sich selbst überlassen. 
Regeln gehören dazu und Absprachen, wann, wo und wie der 
Einsatz technischer Hilfsmittel sinnvoll ist. 

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass alle Schulen so ausge-
stattet werden sollen, dass sie die neuen technischen Mög-

Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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lichkeiten überhaupt nutzen können. Die Ausstattung muss 
besser werden. Dabei geht es aber nicht nur um Technik, es 
geht vor allem um Inhalte, es geht um die Aus- und Weiter
bildung von Lehrkräften, es geht um die Überarbeitung 
von Lehrplänen, es geht um den Datenschutz, es geht um 
Fragen der sozialen Spaltung, es geht um die Mitbestim-
mung am Arbeitsplatz Schule, es geht um ethische Fragen 
bzw., anders gesagt, um „rote Linien“ beim Einsatz der 
künstlichen Intelligenz. All das sind Fragen, die man nicht 
allein einem Pflichtfach Informatik überlassen darf, das sind 
Fragen, die in allen Fächern thematisiert werden müssen, 
wenn auch die Entwicklung eindeutig in Richtung mehr 
Informatik geht. Sicherlich ist Informatik dafür ein wichtiges 
Ankerfach.

Nachgewiesenermaßen werden die Leistungen der Schüler
innen und Schüler durch den Einsatz digitaler Medien nicht 
zwangsläufig besser. Im Mittelpunkt von Schule müssen 
der fachlich hoch qualifizierte Lehrer und das klärende 
Unterrichtgespräch bleiben, die soziale Interaktion, der 
pädagogische Zuspruch. Das ist die beste Förderung!

Der Lehrer ist nicht durch Video-Konferenzen ersetzbar! 
Lehrer sind mehr als Lerncoaches und Lernbegleiter!

Wir müssen uns der Komplexität der neuen Herausforde-
rungen stellen, ohne den Anspruch zu erheben, absolute 
Wahrheiten zu kennen. Neugier, Offenheit und Lernbereit-
schaft werden deshalb Tugenden sein, die wir am Gymnasi
um weiterhin pflegen wollen. Wir müssen die mentale 
Hoheit über die digitale Entwicklung behalten, was nichts 
anderes heißt, als Verstehen zu fördern, Chancen und Risiken 
digitaler Technologien zu erkennen und Mensch und Natur 
zu schützen.

Für mich ist gerade das die zentrale Aufgabe des Gymnasi
ums: viel wissen, viel können, viel verstehen. Ich habe die 
vielfältigen Normierungen des Bildungswesens durch das 
Grundgesetz angesprochen. Dazu gehört auch und nicht 
zuletzt das Beamtenverhältnis für Lehrkräfte und damit ein-
hergehend die staatliche Fürsorge für die Beamtinnen und 
Beamten. Wir Lehrer tragen eine große Verantwortung dafür, 
dass jeder Schüler sein Recht auf gleiche Bildungschancen 
und beste Förderung wahrnehmen kann. Unser Arbeitsein-
satz liegt mit 45 bis 55 Stunden und mehr pro Woche weit 
über dem Durchschnitt und überschreitet damit – ohne ins 
Jammern zu verfallen – oft die gesundheitlich bedenkliche 
Höchstbelastungsgrenze. Wir sorgen dafür, dass das Schul-
angebot immer aufrecht erhalten bleibt und bekennen uns 
ausdrücklich zum Streikverbot. Und wir akzeptieren als Be-
amte auch personalwirtschaftliche Spielräume, wenn es zur 
Sicherung der Unterrichtsversorgung notwendig ist.

Aber nicht um jeden Preis! Was wir z.B. als Abordnungs-
praxis erleben, geht entschieden zu weit. Im Gegenzug zu 
unserer vollen Hingabe zum Beruf erwarten wir die strikte 
Einhaltung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn, wie sie das 
Grundgesetz (Art. 33) festschreibt, insbesondere was die 
Ausgestaltung der Arbeitszeit und die Besoldung betrifft. 
Das Bundesverfassungsgericht hat inzwischen einem un-
beschränkten Gestaltungsspielraum des Dienstherrn, der 
willkürlich und unbegründet ausgenutzt wurde, deutliche 
Grenzen gesetzt. Deshalb wurde die willkürliche und einsei-
tige Erhöhung der Pflichtstundenzahl für Gymnasiallehrer 
vom Oberverwaltungsgericht Lüneburg für rechtwidrig 
erklärt, deshalb klagen wir für die Gewährung von Anrech-
nungsstunden für die Zuweisung von Funktionsaufgaben 
und deshalb bestehen wir auf einer amtsangemessenen 
Alimentation, also einer gerechten Besoldung.
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Im Bundesvergleich muss Niedersachsen aufholen, sonst 
verliert es den Kampf um die besten Köpfe im Bildungs
bereich. Die zunehmende Kluft zwischen den Arbeitsbedin-
gungen in den Bundesländern ist fatal. 

Wir fordern: 
•	 eine Senkung der Unterrichtsverpflichtung,
•	 �eine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung der Tarifer-

gebnisse auf die Beamten,
•	 die Ausweitung der Beförderungsmöglichkeiten,
•	 eine amtsangemessene Besoldung,
•	 eine deutliche Erhöhung des sog. Weihnachtsgeldes,
•	 eine Entlastung von unterrichtsfernen Aufgaben und
•	 �die strikte Einhaltung des Arbeits- und Gesundheits-

schutzes.

Nicht nur der Unterricht ist Arbeitszeit. Der Europäische 
Gerichtshof hat in diesem Jahr ausdrücklich festgestellt, 
dass eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit und ausrei-
chende tägliche und wöchentliche Ruhezeiten ein Grund-
recht jedes Arbeitnehmers ist. Das muss auch für Lehrkräfte 
gelten.

Bisherige Arbeitszeituntersuchungen bestätigen, dass die 
gesundheitlichen Belastungen der Lehrkräfte besorgniser-
regend zunehmen. Lehrer sind aus Zeit- und Termindruck zu 
Spät- und Wochenendarbeit gezwungen. Es fehlt die Rege-
neration in den Abendstunden und an den Wochenenden, 
ganz zu schweigen davon, dass die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf bzw. die work-life-balance nicht mehr in dem 
notwendigen Maß gegeben ist.

Die Wirtschaft hat längst erkannt, wie wichtig gute Arbeits-
bedingungen für das Arbeitsklima und die Leistung sind. 
Ruhezonen, Verpflegungsstationen und gesundheitliche Be-
treuung einschließlich sportlicher Angebote gehören längst 
zum Alltag. Und in unseren Schulen? Eigene Schreibtische, 
Aufbewahrungsmöglichkeiten für das eigene Unterrichts-
material, Gruppenräume für das Lehrpersonal und Pausen-
räume, die den Namen verdienen, sucht man vergebens. Ein 
großes Lehrerzimmer für alle, oft mehr als 100 Lehrkräfte, 
ist immer noch Realität. Fehlen Räume, werden Container 
angemietet, ein Provisorium, das schnell zur Dauereinrich-
tung werden kann.

Liebe Schulträger, wir appellieren an Sie, lassen Sie Ihre 
Schulen nicht verkommen, beseitigen Sie den Investitions-
stau und statten Sie alle Schulen gleichermaßen gut aus. 
Das darf keine Frage von bildungspolitischen Bevorzugun-
gen sein. Die einzige Priorität, die wir akzeptieren ist, dass 
Bildung Priorität haben muss.

Die niedersächsische Arbeitszeitkommission hat unmiss-
verständlich eine Überlastung der Lehrkräfte und die Verlet-
zung der rechtlichen Arbeitszeitvorgaben festgestellt und 
dringlichen Handlungsbedarf in Bezug auf die Reduzierung 
der Arbeitszeit bei Gymnasien und Grundschulen allgemein 
und bei einzelnen Beschäftigtengruppen im Besonderen 
angemahnt. Strittig sind nicht diese Ergebnisse, strittig 
sind allein Umfang und Zeitpunkt der Entlastungen und die 

Frage der Prioritäten. Das darf man nicht endlosen Debatten 
an runden Tischen überlassen, hier ist das Kultusministerium 
in der Pflicht.

Ein Hoffnungsschimmer, mehr aber nicht, ist das im Januar 
vorgestellte Maßnahmenpaket zur Entlastung der Lehrkräf-
te, das aber noch viel zügiger und konsequenter umgesetzt 
werden muss. Manche der Entlastungsmaßnahmen sind 
marginal, wie die erleichterte Archivierung von Klassen
arbeiten, manche entsprechen durchaus unseren langjähri-
gen Forderungen:

•	 �Vergleichsarbeiten werden in die Entscheidungsbefug-
nis der einzelnen Lehrkraft gestellt,

•	 �es besteht nunmehr ein Anspruch auf Korrekturtage im 
schriftlichen Abitur,

•	 �die bisher jährlich verpflichtende Evaluation der schu-
lischen Arbeit soll ab 2020 in einen Zweijahresturnus 
geändert werden,

•	 �und die Fokusevaluation, also die Schulinspektion, soll 
nur noch freiwillig oder anlassbezogen stattfinden.

Wir sind aber noch lange nicht am Ziel, alle Aufgaben zu 
streichen, die nicht der Verbesserung der Unterrichtsquali-
tät dienen oder deren Aufwand in keinem Verhältnis zum 
Nutzen steht. Überbordende bürokratische Aufgaben ma-
chen es dem einzelnen Lehrer immer schwerer, genügend 
Zeit für die Vorbereitung guten Unterrichts und für die 
Betreuung und Förderung seiner Schüler zu erübrigen. Ein 
Ende der ausufernden Konzeptionitis und der permanenten 
Sitzungen in Konferenzen und in Planungs- und Steuerungs
gruppen – seit Einführung der Eigenverantwortlichen Schule 
– ist nicht absehbar. 

Gerechte Arbeitszeitregelungen – Fehlanzeige!
Im nächsten Jahr finden wieder Personalratswahlen statt. 
Über 70 Prozent der abgegebenen Stimmen hat der Philo-
logenverband Niedersachsen bei den letzten Personalrats-
wahlen 2016 an den Gymnasien des Landes erzielt. Hinter 
unseren bildungs- und berufspolitischen Vorstellungen und 
Forderungen steht die überwältigende Mehrheit der Gym-
nasiallehrer, hinter ihnen stehen aber auch weitgehend 
die Eltern unserer 220.000 Schüler, die ihre Kinder ganz 
bewusst auf ein Gymnasium geschickt haben und auch 
weiterhin auf ein Gymnasium schicken wollen, das sie zu 
einem Abschluss bringt, der sie studierfähig macht. 

Als Interessenvertretung der Lehrkräfte an den Gymnasien 
werden wir auch weiterhin unser Hauptaugenmerk auf die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen richten und uns mit 
Nachdruck dafür einsetzen, dass im Mittelpunkt von Schule 
wieder Unterricht durch gut ausgebildete und motivierte 
Lehrkräfte steht. Mit gleicher Entschiedenheit werden wir 
dafür eintreten, dass Bildungsausgaben Priorität haben und 
dass nicht auf Kosten der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte gespart wird. 

Getreu unseres Mottos für die Personalratsarbeit können 
alle niedersächsischen Lehrkräfte weiterhin darauf bauen: 
Wir sichern Ihre Rechte.

Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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Grußwort des Niedersächsischen Kultusministers 
Grant Hendrik Tonne

Sehr geehrte Damen und Herren, für Ihre Einladung 
zum Vertretertag 2019 bedanke ich mich herzlich und 
freue mich über die Möglichkeit, mit Ihnen in den 

Austausch zu kommen. Abseits aller kontroversen Themen 
möchte ich mich aber zunächst herzlich bei Ihnen allen für 
Ihre Arbeit und Ihr Engagement in Ihren Schulen und auch 
in Ihrem Verband bedanken. Beides ist unerlässlich wichtig 
und ohne Ihren Einsatz und Ihre Kompetenz könnte Schule 
nicht gelingen. Mein Dank gilt auch Ihrer Beteiligung an 
der bildungspolitischen Debatte. Lieber Herr Audritz, Sie 
wissen, dass unser regelmäßiger Dialog, den ich als offen 
und kritisch, aber immer als konstruktiv wahrnehme, mir 
wichtig ist. Das ist nicht selbstverständlich und zeigt, dass 
im Dialog eine gemeinsame Suche nach Verbesserungen 
möglich ist.

Ich möchte gern zunächst auf die von Ihnen bereits selbst 
skizzierten Punkte im Rahmen der Fürsorgepflicht einge-
hen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Herausforde-
rung, den schwierigen Spagat zwischen Unterrichtsversor-
gung auf der einen und Entlastung auf der anderen Seite. 

Wie Sie wissen, habe ich Anfang des Jahres in einem 
11-Punkte-Plan ein Paket von Maßnahmen vorgeschlagen, 
um Sie als Lehrkräfte zu entlasten. Dieser Plan ist ein erster 
Schritt. Er ist aber auch als Schritt gedacht, um zu zeigen, 
dass das, was als Entlastung identifiziert werden kann, auch 
umgesetzt wird. Ich möchte die einzelnen Maßnahmen 
nicht noch einmal aufzählen, aber Sie können sich be-
stimmt vorstellen, dass das Aussetzen von VERA 3 und VERA 
8 kaum auf Zustimmung im Rahmen der Kultusminister-
konferenz gestoßen ist.

Gleichwohl gilt entschlossen, dass wir die Maßnahmen 
identifizieren, die keinen tatsächlichen inhaltlichen Mehr-
wert bieten. Vor dem Hintergrund der vorgeschobenen 
Vergleichbarkeit war die niedersächsische Entscheidung 
zum Aussetzen von VERA richtig und das gilt auch für 
die Veränderungen im Rahmen der Fokusevalution. Auch 
das Potential von Vernetzung der Schulen untereinan-
der und das Bereitstellen von Musterkonzepten sowie 
Good-Practice-Beispielen müssen wir in Zukunft viel stärker 
nutzen. Diese Maßnahmen sind jeweils keine alleinigen 
Lösungen, aber sie entlasten an verschiedenen Stellen. 
Gleiches gilt für den 11-Punkte-Plan, der nichts Statisches 

Wir senden ein deutliches Signal an die politisch Verant-
wortlichen, die hier aufgezeigten Mängel in der Schul- und 
Bildungspolitik zu beheben. Es sollte die Politik beunruhigen, 
wenn das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Problemlösung 
sinkt. Das spiegelt jedenfalls eine repräsentative Umfrage 
des Deutschen Beamtenbundes wider, die im August 
veröffentlicht wurde. Danach halten über 60 Prozent der 
Befragten den Staat bei der Erfüllung seiner Aufgaben für 
überfordert. An vorderster Stelle wird hierbei die Schul- und 
Bildungspolitik genannt. 

Sehr geehrter Herr Minister, Sie haben in Ihrer Rede beim 
Verband der Elternräte 2018 gesagt, dass Sie weiterhin da-
für sorgen werden, dass das niedersächsische Gymnasium 
im Interesse der Schülerinnen und Schüler anspruchsvoll 
und erfolgreich bleibt, und Sie haben sich dabei der Ein-
schätzung des Gymnasiums durch den Bildungshistoriker 
Heinz-Elmar Tenorth angeschlossen. Tenorth hatte in der 

Wochenzeitung „DIE ZEIT“ in bemerkenswerter Weise das 
Erfolgsgeheimnis des Gymnasiums begründet: 

„Gymnasien haben einen eigenen pädagogischen Stil 
gefunden. (…) Das Gymnasium ist … gerade deshalb so 
erfolgreich, weil es seine eigenen Standards nicht auf-
gegeben hat. Für die [pädagogischen] Prinzipien gibt es 
keinen Änderungsbedarf: Der fachliche Zugang zur Welt, 
die reflexive Distanz, Herausforderung als Prinzip und eben 
nicht primär das liebevolle Verweilen in den schülereigenen 
Erfahrungen. Dazu gehören Lehrkräfte, die ihr Fach be-
herrschen und deshalb besser vermitteln können – damit 
schaffen die Gymnasien ein geistig anregendes Milieu. 
Ein konservativer Grundzug und eine gewisse Störrigkeit 
gegenüber Veränderungen haben sicher zum Erfolg dieser 
Schulform beigetragen.“

So soll es bleiben, Herr Minister, packen Sie es an! 

Der Kultusminister auf 
dem Philologentag
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ist, das abgearbeitet wird. Vielmehr führen wir gemeinsam 
die Debatte, wie wir ihn weiterentwickeln können.

Spagat zwischen Unterrichtsversorgung und 
Entlastungen
So zum Beispiel die Aufbewahrungspflicht bei der Archivie-
rung von Klassenarbeiten, die verkürzt wurde. Ich glaube, 
dass wir hier einen Schritt weitergehen und die zeitauf-
wendige Archivierungspflicht gänzlich aufheben können. 
Die Aufhebung des Aufgabentausches haben wir bereits 
per Erlass zum Dezember 2018 ermöglicht, und der Erlass 
für die Gewährung von Korrekturzeiten bei der schriftlichen 
Abiturprüfung wird rechtzeitig vor dem kommenden Abitur 
in Kraft treten. Im Vorgriff darauf wurde bereits zum Abitur 
2018/2019 auf der Basis des Anhörungsentwurfs verfahren.

Damit ist die Diskussion selbstverständlich nicht beendet; 
Sie haben gemeinsam mit den anderen Verbänden weitere 
Vorschläge gemacht, die zurzeit sehr ernsthaft geprüft 
werden. Dabei bedarf es natürlich immer einer inhaltlichen 
Kontrolle, ob das, was gewünscht ist, und das, was von  
der Qualität erforderlich ist, zueinander passt. Aber ich 
kann Ihnen versichern, dass wir die Debatte weiterführen 
werden.

Selbstverständlich müssen wir in diesem Zuge auch über 
Arbeitszeiten und die Niedersächsische Arbeitszeitverord-
nung-Schule verhandeln, denn die weiteren Entlastungs-
maßnahmen sind kein Ersatz dafür. Sie wissen, in welcher 
herausfordernden Situation wir bezüglich der Unterrichts-
versorgung stehen. Gleichwohl wollen wir Ihre Arbeit nicht 
nur wertschätzen, sondern auch durch konkrete Maßnah-
men unterstützen und erleichtern. Diese Dinge müssen wir 
übereinanderlegen mit Blick auf die Unterrichtsversorgung 
zum 01.08.2020.

Von daher möchte ich die Debatte noch einmal kurz skizzie-
ren: Wir haben über die Arbeitszeitkommission sehr klare 
Maßnahmen identifiziert, wir haben am Runden Tisch diese 
in Reihung gebracht und sind jetzt bei der schwierigen Auf-
gabe, einen Zeitplan dahinter zu legen. Lassen Sie mich an 
dieser Stelle die Maßnahme benennen, die für uns prioritär 
ist: die Anhebung der Anrechnungsstunden für schulfachliche 
Koordinatorinnen und Koordinatoren um zwei Stunden. Ich 
will diese ersten zeitlichen Entlastungen auch bereits im 
kommenden Schuljahr realisieren. Das ist ein ambitionier-
ter Plan, aber wir werden dafür ringen, dass dies als erste 
Maßnahme der Entlastung basierend auf den Ergebnissen 
der Arbeitszeitkommission hier in Niedersachen umgesetzt 
wird.

Die Hinterlegung mit einem Zeitplan ist deshalb so wichtig, 
damit auch ressourcenintensive Änderungen wie die Anhe
bung der Altersermäßigung oder die Erhöhung der Faktoren 
zur Berechnung der sog. Entlastungsstunden dann in den 
darauffolgenden Schuljahren Schritt für Schritt eingeführt 
werden können. Wir werden aber auch immer einen langen 
Atem brauchen, um die Sicherung der Unterrichtsversor-
gung und die gewünschten Entlastungen zueinander zu 
bringen.

Einstellungen und Abordnungen
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang kurz auf das 
Thema Abordnung eingehen. Sie alle wissen, dass die 
Abordnungen von Gymnasiallehrkräften an andere Schul-
formen nicht unsere Wunschlösung ist und auch immer 
wieder Kritik hervorruft und für alle Beteiligten eine Her-
ausforderung darstellt. Wir arbeiten kontinuierlich daran, 
dass die Abläufe und Verfahren deutlich optimiert werden. 
Sicher ist das allein noch nicht befriedigend, aber das Ver-
fahren hat sich verbessert. Zudem wird zum 1.8.2020 die 
Gesamtzahl der Abordnungen von den Gymnasien deutlich 
sinken müssen, um die Versorgung der Gymnasien mit dem 
zusätzlichen 13. Schuljahrgang zu sichern. Wir müssen aber 
auch zur Kenntnis nehmen, dass der Lehrkräftemangel, den 
wir haben, kein niedersächsisches und auch kein kurzfristi-
ges Übergangsphänomen ist. Deshalb werden zurzeit wei-
tere Maßnahmen für Lehrkräfte aller Schulformen geprüft 
und entwickelt.

Zudem arbeiten wir an einer Langzeitplanung, deren Aus-
wirkungen sich aber – dies liegt in der Natur der Sache 
– erst langfristig bemerkbar machen werden. Gleichwohl 
ist sie notwendig und ich werbe für Ihre Unterstützung 
sowohl in Bezug auf die gemeinsame Bedarfsplanung mit 
dem MWK als auch die angekündigte Imagekampagne für 
den Beruf der Lehrerin bzw. des Lehrers.

Lassen Sie mich aber auch auf eine Sache verweisen, die 
mich in diesem Zusammenhang positiv stimmt: Es ist uns 
gelungen, rund 800 Lehrkräfte mehr einzustellen als pen-
sioniert worden sind. Für den Einstellungstermin 1.2.2020 
gehen wir davon aus, dass ca. 780 Lehrkräfte aus dem 
Dienst ausscheiden werden. Mit den aktuell ausgeschrie-
benen 1.350 Stellen lässt sich also erneut ein positiver Saldo 
von deutlich über 500 Stellen im Plus für die Unterrichts-
versorgung erzielen. Das wollen und müssen wir auch für 
die nächsten Einstellungstermine fortsetzen, um Lücken zu 
schließen und die Ressourcen für notwendige Qualitätsver-
besserung zu schaffen. Insgesamt stehen uns für das Jahr 
2020 ca. 3.700 Stellen zur Verfügung. Mit einer weiterhin 
hohen Zahl von Einstellungen schaffen wir gute Voraus-
setzungen dafür, die Herausforderung des Schuljahres 
2020/2021 auch personell zu bestehen.

Gestatten Sie mir einen kleinen Exkurs zum G 9. Wir befin-
den uns ja gewissermaßen auf der Zielgeraden. Hier war 
viel zu tun: allein über 50 Kerncurricula mussten neu bear-
beitet werden, etliche Verordnungen und Erlasse waren neu 
zu fassen und nicht zuletzt von Ihnen umzusetzen und mit 
Leben zu erfüllen. Mein Eindruck ist: das gelingt gut.

Erlauben Sie mir noch eine Anmerkung zur Veränderung 
der Kerncurricula: Ich möchte Sie auch hier zu einer Diskus-
sion einladen, und zwar zu der Frage, wie schnell Curricula 
eigentlich an die Veränderungen in Schule und das, was ge-
lernt werden soll, angepasst werden können. Der bisherige 
Ansatz war häufig, dass Veränderungen ergänzend hinzu-
gefügt wurden, mit dem Ergebnis, dass die Umsetzung der 
Curricula nur noch schwer erfüllbar gewesen war. Ich werbe 
dafür, dass wir eine Debatte führen, ob es nicht der richtige 
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Weg, ist vor dem Hintergrund immer schnellere Verände-
rungsprozesse, die Curricula dahingehen zu bearbeiten, 
dass wir sie mehr als Rahmen verstehen und dafür Frei
heiten für Schulen zu schaffen. Ob dies der richtige Weg ist, 
darüber möchte ich mit Ihnen ins Gespräch kommen, denn 
wir sehen, dass wir durch das Hinterherlaufen zunehmend 
Probleme haben, um auf der Höhe der Zeit zu bleiben.

Bei der Frage, wie sieht die gymnasiale Oberstufe aus, haben 
Sie sich als Verband sehr engagiert eingebracht, und auch 
dort gibt es einen Streit über Ausrichtungen. Wir haben 
miteinander vereinbart, dass wir nach dem Abitur 2021 
auf einer gesicherten empirischen Grundlage, wie in der 
Koalitionsvereinbarung festgelegt, die gymnasiale Ober-
stufe evaluieren werden. Dabei sichern wir Ihnen eine 
ergebnisoffene Evaluation zu. Dass in einem solchen Um-
steuerungsprozess intensive Diskussionen stattfinden und 
mit unterschiedlichen Positionen um ein gutes Ergebnis im 
Interesse unserer Schülerinnen und Schüler gerungen wird, 
ist notwendiger Bestandteil einer demokratischen Streit-
kultur.

Herausforderung Digitalisierung
Ich möchte noch auf eine weitere große Herausforderung 
eingehen, vor der wir stehen: Das Lernen mit digitalen 
Medien. Wenn ich im Folgenden über die Anforderungen 
spreche, die die Digitalisierung an unsere Lehrkräfte und 
Schülerinnen und Schüler stellt, so möchte ich eine Bot-
schaft voranstellen: Die Nutzung digitaler Medien im Un-
terricht darf kein Selbstzweck sein, sondern sie muss grund-
sätzlich funktional begründet sein!

Die Digitalisierung gehört längst zur Lebenswelt von Schü-
lerinnen und Schülern. Smartphones und Tablets verändern 
die Art und Weise der Wahrnehmung, der Weltsicht und des 
Lernens – allerdings ersetzen sie auch nicht das Lernen oder 
machen es per se leichter. Vor diesem Hintergrund sollten 
keine Angstdebatten geführt werden, sondern das Lernen 

mit digitalen Medien muss als ein Prozess gesehen werden, 
bei dem alle Beteiligten in Schule mitgenommen werden 
müssen. Schülerinnen und Schüler nutzen analoge und 
digitale Medien in ihrem Alltag oft ganz selbstverständlich 
und sind den unterschiedlichsten Einflüssen ausgesetzt. 
Allein deshalb kann sich die Schule diesem Thema nicht 
verschließen.

Die Frage ist also nicht, ob die Digitalisierung unser Leben 
verändert, sondern wie wir mit der Veränderung umge-
hen. Schule kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
Schülerinnen und Schülern sowohl die Chancen als auch 
die Risiken digitaler Medien näherzubringen. Schule muss 
die Teilhabe an einer Gesellschaft ermöglichen, die von 
zunehmender Digitalisierung geprägt ist. Dies ist auch ihr 
ureigener Bildungsauftrag! Dabei ist kritisches Denken un-
erlässlich, um sich in der Informationsflut, die in den sozia-
len Medien auf einen einströmt, zurecht zu finden. Hierzu 
müssen die Schülerinnen und Schüler befähigt werden.

Was bedeutet das für die Entwicklung von Schule? Vor 
allem eines: Es geht nicht um die Digitalisierung von Schu-
le, sondern um das Lernen im digitalen Wandel. Dies ist ein 
wichtiger Unterschied. Das Lernen mit digitalen Medien 
kann helfen zu entlasten und Lernprozesse effektiver zu ge-
stalten. Aber nicht alles, was technisch machbar ist, ist auch 
pädagogisch sinnvoll und vertretbar. Lerninhalte müssen 
so gewählt und Unterricht so gestaltet werden, dass der 
methodische und didaktische Mehrwert digitaler Medien 
zum Tragen kommt. Die Grundlage ist immer der pädago-
gische Mehrwert. Pädagogik geht vor Technik! Lehrkräfte 
durch Algorithmen und Lernprogramme zu ersetzen, kann 
kein Ziel sein. Im Mittelpunkt wird weiterhin der Austausch 
stehen.

Dass uns bei der Umsetzung dieses Prozesses u.a. der Daten
schutz vor eine riesige Herausforderung stellt, gehört dabei 
auch dazu. Gleichwohl bemühe ich mich bei allen Debatten 

Verbandschef Horst Audritz war 
in Goslar erneut ein gefragter 
Gesprächs- und Interviewpartner 
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Digitalisierung zwischen Dichtung und Wahrheit
Über Chancen und Risiken der Digitalisierung aus erziehungswissen­
schaftlicher Sicht
Von Prof. Dr. Klaus Zierer

Ausgangspunkt: Digitalisierung als gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung

Aus pädagogischer Sicht ist es erfreulich: Nach 
jahrzehntelanger Debatte über eine Output- und 
Outcome-Steuerung des Bildungssystems wird 

wieder über Inhalte und den Input diskutiert. Konkret wird 
von vielen Parteien gefordert, Informatik oder so etwas 
wie eine digitale Bildung als neues Unterrichtsfach ein-

zuführen und viele Kultusministerien sind bereits dabei, 
entsprechende Lehrpläne zu schmieden. 

Auslöser dieser Diskussionen ist die scheinbar über allem 
stehende Digitalisierung: Sie fordere neue Wege, schaffe 
ungeahnte Möglichkeiten, sei die Herausforderung des  
21. Jahrhunderts. Fast gebetsmühlenartig werden diese 
Aussagen wiederholt und sie bestimmten den öffentlichen 
Diskurs. Digitalisierung wird dadurch zu einem Mantra 
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auch immer den hohen Wert von Datenschutz herauszu-
stellen und für das Finden von Lösungen zu werben – auch 
wenn dadurch die Prozesse länger dauern. Am Beispiel der 
niedersächsischen Bildungscloud ist das Land z.B. einen 
Weg gegangen, der die datenschutzrechtlichen Herausfor-
derungen gemeistert hat – in anderen Bundesländern ist 
dies nicht so gewesen. Ich bin zuversichtlich, dass wir in 
2020 die Pilotphase beenden werden und dann dies Produkt 
den Schulen zur Verfügung steht.

Dieses gilt auch für:
•	 �die Verbesserung der medienpädagogischen Aus- und 

Fortbildung der Lehrkräfte,
•	 �die Anpassung der Curricula an eine zeitgemäße Bildung 

und
•	 �die Förderung der Nutzung von frei zugänglichen, 

rechtssicheren Lehr- und Lernmaterialien (Open Educa
tional Resources, OER).

DigitalPakt Schulen
Hinsichtlich der Ausstattung der Schulen ist geplant, im 
Rahmen des „Masterplans Digitalisierung“ alle niedersäch-
sischen Schulen und Studienseminare ans Glasfasernetz 
anzubinden. Durch den nun anlaufenden DigitalPakt 
Schulen werden weitere 522 Mio. Euro in den Ausbau der 
IT-Infrastruktur von Schulen und Studienseminaren fließen 
und übergeordnete Unterstützungsangebote entwickelt. 
Alle Maßnahmen sind eingebettet in das Landeskonzept 
Medienbildung, sodass das Primat der Pädagogik gewahrt 
bleiben kann. In einer gemeinsamen Initiative mit der 
Landesschulbehörde, dem Landesinstitut für schulische 
Qualitätsentwicklung und 80 medienpädagogischen Bera-
terinnen und Beratern arbeiten wir an maßgeschneiderten 
Fortbildungsangeboten. Wir wollen unsere Lehrkräfte op-
timal qualifizieren, weil sie eine große Aufgabe stemmen 
müssen.

Die Vermittlung einer grundlegenden Medienkompetenz 
und die Erzeugung der Bereitschaft zur Abschätzung und 
Bewertung technischer Errungenschaften ist ein Grundan-

liegen der Medienbildung in Niedersachsen – bezogen auf 
alle Fächer, wobei dem Fach Religion hier eine besondere 
Rolle zukommt, denn dort kann es zu einer Auseinanderset-
zung mit ethischen Fragen rund um das Thema Medienbil-
dung kommen.

Die Arbeit und der Umgang mit digitalen Medien werden 
uns ein Leben lang begleiten. Umso wichtiger ist es, dass 
wir eine hohe Priorität auf die unmittelbare Kommuni-
kation setzen. Auf den Austausch und auch den Streit in 
der Sache — und auch das will gelernt sein. Das Finden 
von Kompromissen und der Umgang miteinander, der es 
erlaubt, sich nach einem Streit noch in die Augen schauen 
zu können, sind wichtige gesellschaftliche Grundlagen. 
In letzter Zeit führt aber die anonyme Kommunikation in 
den sog. „sozialen Netzwerken“ verstärkt dazu, dass die 
Hemmschwelle sinkt. Uns erreichen immer mehr Berichte 
und Meldungen über Gewalt in Schule – gegenüber Schü-
lerinnen und Schülern aber auch gegenüber Lehrkräften. 
(Cyber-) Mobbing, Gewalt, Antisemitismus – kein einziger 
Vorfall ist akzeptabel. Dieser zunehmenden Verrohung der 
Umgangsformen muss etwas entgegengesetzt werden, 
denn der Anspruch ist, dass jeder angstfrei zur Schule ge-
hen soll. Nicht nur angstfrei, sondern glücklich.

Hierbei bitte ich um Ihre Mithilfe: Es gibt keinen Königs-
weg, aber ich möchte mit Ihnen beim nächsten Forum im 
Dezember diskutieren, was dieser Entwicklung entgegenge-
setzt werden kann. Prävention und Repression, die struktu-
relle Verankerung von Demokratiebildung in Schule sowie 
die klare Rückendeckung für unsere Lehrkräfte sind wich-
tige Elemente. Denn ich bin nicht bereit, meinen Anspruch 
zu räumen: Gute Bildung, Demokratie, Frieden, Freiheit, 
anständiger Umgang und Wertschätzung sind unverhan-
delbare Werte.

Die Zukunft liegt in den Händen unserer Kinder und Jugend
lichen — unsere gemeinsame Aufgabe ist es, sie bestmög-
lich auf ihrem Weg zu unterstützen und zu begleiten. Dazu 
lade ich Sie herzlich ein.
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und verändert – ironisch formuliert bei Jarett Kobeck – 
alles.

Auf den ersten Blick überzeugen die Vorteile einer Digita-
lisierung: in Industrie, in Medizin, in Technik, in Wirtschaft 
und so auch in der Bildung. Auf den zweiten Blick aber 
darf man ihr nicht blindlings verfallen. Zu viele Konse-
quenzen einer Digitalisierung sind bis heute nicht geklärt 
und womöglich auch gar nicht absehbar. Hierzu zählen 
unter anderem ethische Fragen, beispielsweise des auto-
nomen Fahrens, ökologische Fragen, beispielsweise der 
Ressourcengewinnung und -nutzung sowie des Energie-
verbrauches, und gesundheitliche Fragen, beispielsweise 
der Risiken einer Digitalisierung für Leib, Seele und Geist. 
Insofern überrascht es nicht, dass auch im Bildungsbe-
reich Kritik und Skepsis laut wird – und ernst zu nehmen 
ist. Digitalisierung also zwischen Dichtung und Wahr-
heit?

Um dieser Frage nachgehen zu können, werden in diesem 
Beitrag vor allem empirische Forschungsergebnisse her-
angezogen. Denn sie helfen Mythen zu entlarven und den 
Einfluss von digitalen Medien – ob positiv oder negativ 
– sichtbar zu machen. Zu diesem Zweck wird in einem 
ersten Schritt das Forschungsprogramm „Visible Learning“ 
vorgestellt, das als empirische Basis dient. Darauf aufbau-
end wird in drei Richtungen argumentiert: Erstens wird 
untersucht, inwiefern sich Veränderungen im Hinblick 
auf die Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen zeigen, 
die von digitalen Medien verursacht sind. Zweitens wird 
untersucht, inwiefern digitale Medien in der Lage sind, 
Lernprozesse von Kindern und Jugendlichen zu befördern 
oder zu hemmen. Und drittens wird untersucht, inwiefern 
sich Bildung angesichts einer zunehmenden Digitalisie-
rung der Lebens- und Lernwelt verändern muss. Die Un-
terscheidung zwischen Lebenswelt, Lernen und Bildung ist 
daher leitend – leider wird sie im öffentlichen Diskurs aber 
häufig ignoriert.

„Visible Learning“: Was wissen wir wirklich über die 
Wirkung von digitalen Medien?
„Visible Learning“ stellt derzeit das umfassendste For-
schungsprogramm dar, um Ergebnisse der empirischen 
Bildungsforschung zusammenzufassen. Begonnen von John 
Hattie mit einer Synthese von knapp 800 Meta-Analysen 
im Jahr 2009, bilden aktuell über 1.400 Meta-Analysen, 
die auf ca. 80.000 Primärstudien zurückgreifen und an 
denen ca. 250 Millionen Lernende teilgenommen haben 
(vgl. Hattie & Zierer, 2018). Das Ziel ist, Faktoren zu identifi-
zieren und bezüglich ihrer Wirkung auf die Lernleistung zu 
klassifizieren. Zu diesem Zweck wird eine Synthese der über 
1.400 Meta-Analysen durchgeführt und über 250 Faktoren 
ermittelt, wie beispielsweise „Smartphones“, „Soziale Netz-
werke“ oder „Laptop-Einzelnutzung“. Sodann wird für jeden 
Faktor eine Effektstärke d errechnet, um auszudrücken, ob 
ein Faktor zu einer Steigerung der Lernleistung – falls d 
positiv ist – oder zu einer Reduzierung der Lernleistung – 
falls d negativ ist – führt. Ein erster Blick auf die Daten aus 
„Visible Learning“ ist aufschlussreich, weil er eine Erklärung 
dafür liefert, warum für so viele digitale Medien als Heils-

bringer gelten. Denn nimmt man diese naive, aber durch-
aus richtige Prämisse zur Interpretation von Effektstärken 
und setzt sie ins Verhältnis zur Häufigkeit, mit der diese 
Effektstärken in den zahlreichen Meta-Analysen gefunden 
wurden, so ergibt sich folgende Darstellung (vgl. Abb. 0 und 
Zierer, 2014 sowie Hattie & Zierer, 2017):

Abb. 0: Zusammenhang zwischen Effektstärke und Anzahl der Effekte 
in 1.400+ Meta-Analysen

Es zeigt sich: Nahezu alles, was in Erziehung und Unter-
richt passiert, führt zu einer Steigerung der Lernleistung. 
Anders ausgedrückt: Lernende gehen in etwa 95 Prozent 
der Fälle schlauer aus einer pädagogischen Intervention 
heraus als sie in diese hineingekommen sind. Auf digitale 
Medien übertragen bedeutet das Ergebnis, dass die gerade 
inflationäre Ausstattung der Klassenzimmer in Deutsch-
land mit Smartboards, Dokumentenkameras und Tablets 
einen positiven Effekt auf die Lernleistung nach sich zie-
hen wird, dass also Kinder auch damit lernen. In gleicher 
Weise bedeutet das Ergebnis aber auch, dass Kinder in 
England, wo in vielen Schulen die Smartboards wieder aus 
den Klassenzimmern geschoben werden und stattdessen 
die Tafeln aus den Kellern zurück in die Klassenzimmer 
gebracht werden, ebenso einen positiven Effekt auf ihre 
Lernleistung erfahren und damit lernen. „Anything goes“ 
also ... Oder zugespitzt formuliert: Lernen lässt sich nicht 
verhindern.

Vor diesem Hintergrund lautet das Plädoyer in „Visible 
Learning“ bei Faktoren nicht nur danach zu fragen, ob 
die Effektstärke positiv oder negativ ist. Vielmehr wird 
argumentiert, den Nullpunkt anders zu setzen, und vorge-
schlagen, diesen bei 0,4 zu verorten. Warum ausgerechnet 
0,4? Dieser Wert stellt den Durchschnitt aller erhobenen 
Effektstärken dar und es lohnt sich vor allem auf Faktoren 
zu blicken, die Effektstärken in diesem Bereich vorweisen: 
Maßnahmen wirken hier gut. Der Anspruch, der damit ver-
folgt wird, ist zwar einfach, aber meines Erachtens auch 
überzeugend: Besser sein als der Durchschnitt! Faktoren, 
die jenseits dieser 0,4 wirken, führen im Vergleich zu Fak-
toren, die unterhalb dieser 0,4 wirken, zu einem empirisch 
nachweisbaren Mehrwert.

Diese Überlegungen bilden die wissenschaftliche Grund-
lage für die weiteren Ausführungen. Wann immer es 
möglich ist, werden sie zur Stützung der Argumentation 
herangezogen, die für sich demnach den Anspruch erhebt, 
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Evidenz im Sinn einer hohen Effektstärke als Kriterium für 
die Auswahl wichtiger Faktoren heranzuziehen. Zudem 
wird aber immer auch zu bedenken sein, dass Faktoren 
mit geringer oder sogar negativer Effektstärke interessant 
sein können. Denn häufig ist es notwendig, zu verstehen, 
warum ein Faktor, der aus anderen Gründen wichtig ist, 
in der Realität wenig Einfluss hat oder sogar schädlich 
ist, um seine Wirkung im nächsten Schritt verbessern zu 
können. Infolgedessen geht es im Kern um Verstehen, und 
zwar um das Verstehen empirischer Daten mit dem Ziel, 
sie für Bildung und Erziehung fruchtbar zu machen.

Chancen und Risiken der Digitalisierung für die 
Lebenswelt
Es mag zur Selbstverständlichkeit einer jeden (technischen) 
Errungenschaft gehören, dass neben Zustimmung auch Kri-
tik geäußert wird. Insofern gilt dies auch im Kontext einer 
Digitalisierung. Somit ist es auch kein Wunder, dass sich 
mit Blick auf die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen, 
viele Positionen für und gegen eine Digitalisierung finden, 
die zwischen Euphorie und Apokalypse changieren. Nur ein 
Beispiel: „Handys gehören heute zur Lebenswelt der Kinder 
und müssen daher möglichst früh Eingang in die Schule 
finden“, lautet ein Pro-Argument. „Handys gehören nicht 
in Kinderhände und Schulen sollten daher auch handyfreie 
Lebensräume sein“, lautet ein Contra-Argument. Nur gut, 
dass es empirische Forschung gibt. Denn sie hilft zwischen 
Dichtung und Wahrheit zu vermitteln. In „Visible Learning“ 
finden sich zur Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen 
unter anderem folgende Faktoren:

Faktor d
Depression -0,35
Smartphones -0,32
Schlafstörung -0,28
Soziale Medien -0,14
Schlafdauer und Schlafqualität 0,19
Selbstkonzept 0,43
Arbeitsgedächtnis 0,65
Selbstwirksamkeitserwartung 0,77
Selbsteinschätzung des eigenen Leistungsniveaus 1,22

Abb. 1: Faktoren aus der Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass in „Visible Lear-
ning“ nur fünf Prozent aller Effektstärken, die gemessen 
worden sind, negativ sind, mahnen die Ergebnisse zur 
Vorsicht: Aaron W. Kates, Huang Wu und Chris L. S. Coryn 
(2018) gehen in einer Meta-Analyse der Frage nach, 
welchen Einfluss die Dauer der außerschulischen Smart-
phonenutzung auf die schulischen Lernleistungen hat 
und werten dazu 39 Primärstudien aus. Mit derselben 
Zugangsweise werten Caroline Marker, Timo Gnambs 
und Markus Appel (2018) 46 Primärstudien aus, die den 
Einfluss von sozialen Medien (Facebook, Twitter & Co.) auf 
die Lernleistung untersuchen. In beiden Meta-Analysen ist 
das Ergebnis eindeutig: Je länger sich Kinder und Jugend-
liche in ihrer Freizeit mit ihren Smartphones beschäftigen 
und je mehr Zeit sie in sozialen Medien verbringen, desto 

geringer ist die schulische Lernleistung. Übrigens gleicht 
das Argument, Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen 
Milieus können mithilfe digitaler Medien ihre Benachtei-
ligung ausgleichen, aus empirischer Sicht einer Dichtung. 
Die Wahrheit ist, dass digitale Medien derzeit diese Be-
nachteiligung weiter verschärfen. Der Grund ist entschei-
dend: Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen Milieus 
nutzen digitale Medien unreflektierter und damit auch 
lernhemmender als Kinder und Jugendliche aus bildungs-
nahen Milieus. 

Dieses Phänomen wird von Bildungsforscherinnen und 
Bildungsforschern, wie beispielsweise Maryanne Wolf 
(2019), bereits beim Lesen von Texten im Internet beob-
achtet, da es auch im WorldWideWeb zu schnellen Auf-
merksamkeitsverschiebungen kommt und dort vielfältige 
Ablenkungsquellen vorhanden sind. Vor diesem Hinter-
grund wird sogar davon ausgegangen, dass eine extensive 
Nutzung des Internets zu Konzentrationsschwierigkeiten 
und einer Verschlechterung des tiefen und komplexen 
Denkens führen kann (vgl. Hattie & Yates, 2015; Stetina & 
Kryspin-Exner, 2009). Neil Postman (1988), seines Zeichens 
Pionier der modernen Technikkritik, schreibt vor dem Hin-
tergrund ähnlicher Studien: Wer annimmt, Technik „sei 
stets ein Freund der Kultur, der ist zu dieser vorgerückten 
Stunde nichts als töricht.“ 

Aufgrund der Eindringlichkeit der Ergebnisse ist die Studie 
„Brain Drain“ von Adrian Ward und Kollegen in diesem 
Zusammenhang hervorhebenswert. Sie untersuchten, 
inwieweit die räumliche Nähe des eigenen Smartphones 
einen Einfluss auf die Lernleitung einerseits und auf die 
Aufmerksamkeitsfähigkeit andererseits hat. Mithilfe von 
drei Versuchsgruppen, in denen während der Testbear-
beitung das Smartpone ausgeschaltet am Tisch lag oder 
in der Tasche verstaut werden musste oder vor dem Prü-
fungsraum abzugeben war, kamen sie zu dem Ergebnis: 
Allein das Vorhandensein des Smartphones reduziert die 
Aufmerksamkeit und die Leistungsfähigkeit. Auf Facebook 
und Twitter machen aktuell Bilder von Lehrpersonen die 
Runde, die Strichlisten zeigen: Im Feldversuch haben sie 
festgehalten, wie viele Aktivitäten die Smartphones ihrer 
Kinder und Jugendlichen während einer Unterrichtsstun-
de haben: Mehrere Hundert Striche dokumentieren, wie 
oft Kinder und Jugendliche abgelenkt werden, wenn sie 
ihr Smartphone im Unterricht eingeschaltet lassen.

Der Einfluss digitaler Medien auf die Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen ist infolgedessen nicht wegzu-
denken. Neben positiven Auswirkungen sind aber bereits 
heute eine Reihe von negativen Effekten sichtbar, die da-
rauf hindeuten: Je mehr Zeit Kinder und Jugendliche mit 
Smartphones verbringen, desto schlechter sind die schuli-
schen Leistungen. Diese Wahrheit ist im Diskurs über di-
gitale Medien zu berücksichtigen und aus pädagogischer 
Sicht ergeht die Forderung: Da digitale Medien Teil der 
Lebenswelt sind, müssen Menschen – Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene! – lernen, mit digitalen Medien sinnvoll 
umzugehen. Medienbildung ist das Stichwort.

Schwerpunktthema: Philologentag 2019
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Chancen und Risiken der Digitalisierung für die 
Lernwelt
Wie zeigen sich die Effekte digitaler Medien im Hinblick 
auf die Steigerung der Lernleistung im Unterricht? Wenn 
im Zug des Digitalpaktes schon mehrere Milliarden Euro in 
die Technik fließen, dann ist es aus politischer Verantwor-
tung heraus nur konsequent danach zu fragen. Die Ergeb-
nisse aus „Visible Learning“ liefern ein ernüchterndes Bild: 
nicht in Mathematik, nicht in den Naturwissenschaften, 
nicht beim Lesen und auch nicht beim Schreiben sind 
Leistungszuwächse nachweisbar, die die Hoffnungen nach 
einer digitalen Bildungsrevolution rechtfertigen würden. 
Hierzu eine Übersicht über die wichtigsten Faktoren:

Faktor d
Laptop-Einzelnutzung 0,16
Clicker 0,22
Digitalisierung in den Naturwissenschaften 0,23
Einsatz von PowerPoint 0,26
Online Lernen 0,29
Flipped Classroom 0,29
Digitalisierung in Mathematik 0,33
Einsatz von Smartphones im Unterricht 0,37
Digitalisierung bei Förderbedarf 0,57

Abb. 2: Faktoren zur Wirksamkeit digitaler Medien im Unterricht

Kaum ein Faktor erreicht Effektstärken größer 0,4, die 
meisten bleiben darunter und in Summe resultiert daraus 
ein Gesamteffekt von 0,33. So schön der Wunsch nach 
einer digitalen Revolution des Lernens auch sein mag, wir 
warten auf ihn seit dreißig, vierzig Jahren, als die ersten 
Computer die Klassenzimmer stürmten – und bis heute 
ist er (noch) nicht in Erfüllung getreten. Dichtung ist nicht 
gleich Wahrheit. Auch hierzu eine Reihe von Faktoren, die 
exemplarisch beleuchtet werden:

Allen voran werden für PowerPoint kaum positive Effekte 
nachgewiesen, häufig sind sogar negative Effekte möglich: 
weil Lehrpersonen schneller sprechen, weil Argumentati-
onsstränge nicht mehr Schritt für Schritt entstehen und 
weil Lernende in verdunkelten Klassenzimmern stets dem 
Dilemma ausgesetzt sind: Folgen sie der Lehrperson oder 
lesen sie die Folien?

Ähnlich ernüchternd sind die Ergebnisse aus einer aktuellen 
Meta-Analyse zu den Effekten von „Accelerated Reader“ 
– dem englischsprachigen Pendant von Antolin & Co. und 
damit ein digitales Angebot zur Leseförderung mit einer 
kompetitiven Punktesammelfunktion. Das Ergebnis: eine 
geringe Wirksamkeit auf die Leseleistung. Und selbst die 
mittleren Effekte auf die Lesemotivation sind problema-
tisch, denn sie fokussieren nicht auf das Lesen und Ler-
nen, sondern auf den Wettbewerb und sind folglich auch 
nur von kurzer Dauer. Angesichts der Kosten, die solche 
Programme verursachen, sind sie nicht ohne weiteres zu 
empfehlen. Sie können den Unterricht nicht ersetzen, ja nur 
bedingt ergänzen.

Für das Schreiben hat bereits 2014 die Studie „The Pen is 
mightier than the Keyboard“ offenbart, dass Lernende 
besser und nachhaltiger lernen, wenn sie mit Papier und 
Bleistift dem Unterricht folgen und nicht einen Laptop 
für Notizen benutzen. In Zeiten von Tablets könnte man 
meinen, dass dieses Ergebnis aber schon veraltet ist. Denn 
Schreiben kann man am Tablet nahezu genauso wie mit 
Papier und Bleistift. Allerdings belegt die Studie „Don’t 
throw away your printed books“, dass selbst dann das 
Lesen und Lernen vom Papier dem Lesen und Lernen am 
Tablet überlegen ist. Ein Grund dafür ist, dass Lernende 
vom Papier langsamer und gründlicher lesen, wohingegen 
am Tablet schneller und oberflächlicher gelesen wird – 
vieles wird weggewischt. 

Nicht viel anders steht es um die Wirksamkeit von Flipped 
Classroom auf die Lernleistung. Für viele ist diese Methode 
derzeit der Hoffnungsträger der Digitalisierung: Lehrper-
sonen verlagern Inputphasen aus der Schule in die Eigen-
verantwortung der Lernenden, um im Unterricht mehr 
Zeit für Gespräche zu haben. So faszinierend diese Idee 
ist, die Effekte sind ernüchternd. Zu viele Facetten sind zu 
berücksichtigen, so dass es letztendlich nicht die Methode 
des Flipped Classrooms ist, die wirkt oder eben nicht wirkt.

Was bleibt, ist ein bekannter Schluss: Medien, ob digital 
oder analog, sind Hilfsmittel des Unterrichts. Entschei-
dend für ihren Erfolg ist und bleibt die Professionalität 
von Lehrpersonen. Setzen Lehrpersonen Technik um der 
Technik willen ein, was derzeit nicht selten zu beobachten 
ist, zeigen empirische Studien, dass digitale Medien sogar 
zu negativen Effekten führen können. Infolgedessen wird 
bei Fragen des digitalen Lernens klar: Auf dieser Ebene 
gelingt eine Revolution nur mit den Menschen. Pädagogik 
vor Technik ist und bleibt der Grundsatz.

Chancen und Risiken der Digitalisierung für die 
Bildungswelt
Aber wie zeigt sich der Sachverhalt auf der Ebene der 
Inhalte? Kann Informatik oder so etwas wie eine digitale 
Bildung der Weg sein? Zur Beantwortung dieser Fragen 
lohnt es sich, pädagogisch zu denken, um politisch han-
deln zu können. Zweifelsfrei ist aus dieser Perspektive: 
Digitale Bildung ist neben einer mathematischen, sprach-
lichen, naturwissenschaftlichen, künstlerischen, musika-
lischen und sportlichen Bildung wichtig und muss einen 
festen Platz im Bildungssystem haben. Alles andere würde 
die Wirklichkeit ignorieren. 

Interessant erscheint insofern: Erstens, wie viel digitale 
Bildung braucht der Mensch, um glücklich zu sein? Und 
zweitens, wie lässt sich digitale Bildung am besten in die 
Erziehung im Allgemeinen und in den Schulalltag im Be-
sonderen integrieren?

Zur Klärung der ersten Frage lohnt eine Auseinanderset-
zung mit der Theorie der Halbbildung von Theodor W. 
Adorno, die für alle Fächer Gültigkeit besitzt. Demnach 
muss und kann kein Mensch in allen Bereichen der Bil-
dung Experte sein und letzte Kenntnis erlangen. Konkret: 
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Wer weiß denn schon, wie das Innere eines Smartphones 
aussieht? Wer weiß denn schon, welche technischen Vor-
gänge ablaufen, wenn man auf einen Touchscreen tippt? 
Wer weiß denn schon, wie die Buchstaben im Rechner auf 
das Papier im Drucker gelangen? Und noch entscheiden-
der: Wer muss all das wirklich wissen? Die Mehrheit der 
Bevölkerung sicherlich nicht – weder heute noch morgen. 
Denn all das sind Fragen für Spezialisten, die sich immer 
mehr herauskristallisieren, je älter Lernende werden. Für 
eine zeitgemäße Allgemeinbildung wird es also ausreichen, 
eine positiv verstandene Halbbildung bei diesen Fragen zu 
haben und insofern das Große und Ganze zu kennen, die 
Grundprinzipien nachvollziehen und die Technik für die 
eigenen Lebensentwürfe sinnvoll und kritisch-konstruktiv 
nutzen zu können. 

Ein Allgemeinbildungskonzept, das sich umfassend und 
mehrperspektivisch versteht, das nach Ausgewogenheit 
und Ausgeglichenheit ringt, kann helfen, Ort und Umfang 
einer digitalen Bildung zu bestimmen. Wenn Kinder mehr 
Zeit vor dem Rechner verbringen als mit Freunden, und 
mehr Zeit in der virtuellen Welt verleben, als in der realen, 
dann ist definitiv ein Übermaß an digitaler Bildung er-
reicht.

Damit ist die zweite Frage angesprochen: Braucht es ein 
eigenes Fach für digitale Bildung? Nimmt man Digitalisie-
rung als das, für was es vielerorts gehalten wird, nämlich 
als gesamtgesellschaftliche Herausforderung unserer Zeit, 
so lässt sie sich im Sinn von Wolfgang Klafki als epochal-
typisches Schlüsselproblem bezeichnen. Bei diesen wissen 
wir: Sie erfordern selbstverständlich eine Spezialisierung 
in den Fächern, aber auch eine interdisziplinäre Herange-
hensweise. Als Beispiel genannt sei Nachhaltigkeit, die in 
ökonomische, ökologische und soziale Bereiche hinein-
wirkt, letztlich jedoch nur übergreifend angegangen wer-
den kann. Epochaltypische Schlüsselprobleme lassen sich 
nicht aus der Perspektive der Einzelfächer lösen, genauso 
wenig, wie sie nur fachübergreifend bewältigt werden 
können. Vor diesem Hintergrund scheint das bewährte 
Konzept einer Medienbildung auch für die Digitalisierung 
zu greifen. Sie integriert die Bereiche der Medienkunde, der 
Mediennutzung, der Mediengestaltung und der Medien-
kritik. All das gilt es bei einer digitalen Bildung zu berück-
sichtigen und sowohl in einem fachlichen Zugang als auch 
als fächerübergreifendes Bildungs- und Erziehungsziel 
umzusetzen. Aber auch hier ist Vorsicht geboten. Denn 
bei allem Gerede über Digitalisierung, es gibt noch andere 
Herausforderungen: Inklusion und Migration als tagespo-
litische Themen, aber auch Rückgang der Körperlichkeit, 
insbesondere der körperlichen Verfassung von Kindern 
und Jugendlichen, Verlust der Demokratiefähigkeit, Wer-
tewandel, Überlastungen und Orientierungslosigkeit in 
frühen Lebensjahren. Auch das sind Felder von Erziehung 
und Unterricht. Damit Schule diesen Aufgaben gewachsen 
bleibt, darf es nicht ständig ein Mehr sein. Wann immer 
neue Aufgaben hinzukommen, muss es auch möglich sein, 
bereits bestehende Inhalte zu hinterfragen. Lehrpläne 
zeichnen sich nicht durch pädagogischen Freiraum aus, 
sondern sind voll mit Details, deren Sinnhaftigkeit nicht 

immer aus der Wirklichkeit, sondern aus der Vergangen-
heit herrührt. Digitalisierung kann hier eine besondere 
Chance eröffnen. Denn die Debatte über ein neues Fach 
kann, ja muss die Berechtigung aller anderen Bildungsin-
halte infrage stellen. Der Lehrplan als „heilige Kuh“ steht 
zur Debatte und es ist zweifelsfrei an der Zeit, auch diese 
Kuh zu melken.

Ausblick: Humanität als Grundlage einer 
Digitalisierung
In der Konsequenz werden wir nicht umhinkommen, Digi
talisierung zu einem Thema in Schule und Unterricht zu 
machen. Sie ist als epochaltypisches Schlüsselproblem 
bereits eine bildungspolitische Herausforderung und kann 
eine pädagogische Chance werden. Wenn, ja wenn es ge-
lingt, ihre Möglichkeiten und Grenzen, ihre Vorteile und 
Nachteile zu sehen. Dabei lohnt es sich auch bei Lehrplan-
fragen, immer wieder auf den Ausgangs- und Endpunkt 
pädagogischer Bemühungen zu schauen: den Menschen. 
Weder zu euphorische noch zu apokalyptische Debatten 
werden ihm gerecht, so dass auch im Fall einer digitalen 
Bildung die Aristotelische Maxime vom rechten Maß lei-
tend sein kann: nicht zu früh und nicht zu spät, nicht zu 
viel und nicht zu wenig. Die goldene Mitte zu finden, ist 
das Gebot der Stunde und hierfür ist der Kampf der geisti-
gen Mächte, wie es Erich Weniger nennt, unabdingbar.

Neben den angesprochenen Aspekten einer Digitalisie-
rung im Bildungsbereich sind zwei weitere erwähnens-
wert: Erstens ist bis heute nicht geklärt, ob die damit 
verbundene Strahlung nicht doch problematisch ist. 
Werden diese Gedanken in die Diskussion gebracht, 
wird man schnell zum Spinner degradiert und folgender 
Sachverhalt (oder Mythos?) zitiert: Früher glaubten Tech-
nikkritiker auch, dass Zugfahren beim Menschen zu einer 
Gehirnkrankheit führen würde. Dagegengesetzt seien 
diesen Stimmen aber viele Beispiele, wo Technikkritiker 
recht behalten haben: Asbest galt lange als ungefährlich, 
ja sogar als „Wunderfaser“, obschon Mediziner früh auf 
die Risiken hingewiesen hatten. Heute wissen wir, dass 
es giftig ist und in den meisten Ländern ist es verboten. 
Glyphosat wird nach wie vor verharmlost, obschon unzäh-
lige Studien auf die gesundheitlichen Gefahren hinweisen. 
Gleiches gilt für die Handystrahlung, die – wie in einem 
Review von Röösli und Kollegen– bis heute ungeklärte 
Fragen aufwirft. Nun gut, so könnte man einwenden, 
über Handyverbote wird ja diskutiert und vielerorts gibt 
es sie. Aber WLAN ist nicht besser, wie Wilke aktuell in 
einer Synthese von über 100 Studien nachgewiesen hat. 
Die negativen Auswirkungen auf Lernen, Aufmerksamkeit 
und Verhalten, so ihre Schlussfolgerung, begründen für 
Erziehungsinstitutionen aller Altersstufen einen Verzicht 
auf WLAN-Anwendungen. Digitale Medien bergen folglich 
das Risiko, uns Menschen bei unreflektiertem Gebrauch 
zu verstrahlen. Zweitens ist bis heute eine der Kehrseiten 
der Digitalisierung nicht ausreichend geklärt, nämlich 
Nachhaltigkeit. Was diese mit Digitalisierung zu tun hat, 
kann man eindringlich im Film „Welcome to Sodom“ mit 
dem offenbarenden Untertitel nachsehen: „Dein Smart-
phone ist schon hier“. Im Film wird dargestellt, dass der 
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ganze digitale Schrott, den die westlichen Industrieländer 
auf dem Weg der digitalen Transformation produzieren, 
eben nicht vernünftig entsorgt wird. Vielmehr müssen 
die Ärmsten der Armen dafür bluten und ihre Gesundheit 
aufs Spiel setzen: In Containern wird der Elektromüll nach 
Ghana gefahren und dort auf eine große Mülldeponie 
geschüttet. Um nun an die seltenen Erden zu kommen, 
werden ausrangierte Smartphones und Computer kurzer 
Hand verbrannt – bei fürchterlicher Luft- und Trinkwasser-
verschmutzung. Neben ein paar Euro bleiben Krankheit 
und Elend zurück. Unter dem Blickwinkel nachhaltigen 
und globalen Handelns ist aber nicht nur das Recyceln 
ein Problem: Selbst die Gewinnung von seltenen Erden 
hinterlässt öde Landstriche und verursacht Eingriffe in die 
Umwelt, die kaum noch zu reparieren sind. Schnell mag 
man einwenden, dass digitale Medien aber Papier sparen 
und damit auch Energie. In der Theorie stimmt das. In der 
Praxis kommt es zum Rebound-Effekt: Zwar wäre ein Tab-
let, das ein Schüler für mehrere Jahre anstelle von Schul-
heften und Schulbüchern benutzt, nachhaltiger. Aber da 
das Tablet nicht das einzige digitale Medium ist, das Ler-
nende heute besitzen, es in der Regel auch nur für wenige 
Jahre verwendet wird und noch dazu Lernende lieber das 
Wichtige ausdrucken, ist der positive Effekt schnell dahin. 
Ebenso ist es mit Mails: Auch diese sind auf den ersten 
Blick nachhaltiger als Briefe. Aber nur dann, wenn sie 
sinnvoll eingesetzt werden. Leider aber werden sie, weil es 
einfach geht, wesentlich häufiger geschrieben als Briefe 
und zudem mit einer Unmenge an sinnlosen Anhängen 
versehen, die die Ökobilanz im Vergleich zu einem Brief 
schnell umkehren. Schon heute ist das Internet, wenn man 
es als Land sieht, das Land mit dem sechstgrößten Ener-

gieverbrauch – Tendenz steigend. So bleibt festzuhalten: 
Digitale Medien führen in einer unreflektierten Anschaf-
fung zu einer vergifteten Umwelt.

Eine erfolgreiche Digitalisierung im Bildungsbereich 
braucht im Wesentlichen drei Dinge: Erstens Strukturen. 
Zweitens Menschen, die diese Strukturen zum Leben 
erwecken. Und drittens eine Vision von Bildung, die hand-
lungsleitend wird. Entscheidend ist dabei der letzte Punkt! 
Ohne diese Vision ist alles andere inhaltsleer und ziellos. 
Leider können wir das derzeit in vielen Feldern beobach-
ten: Es wird kräftig investiert – zur Freude der Wirtschaft 
– aber ohne eine Idee davon zu haben, was eigentlich da-
mit erreicht werden soll. Aussagen, wie zum Beispiel „Wir 
müssen bei der Digitalisierung im Feld experimentieren.“, 
offenbaren dieses Unvermögen. Also lasst uns zunächst 
gründlich überlegen, welche Bildung uns wichtig ist und 
welche Gesellschaft wir wollen. Sodann lasst uns die Men-
schen so stärken, dass sie dies erreichen können. Dafür 
müssen gewisse Strukturen verändert werden, die dann 
aber nicht nur zufällig wirken, sondern den Menschen 
dienen und die auf ein Ziel hin ausgerichtet sind.

Schulen sind Orte von Menschen und für Menschen. Der 
Mensch muss im Zentrum stehen. Es geht um Bildung 
und damit um die Frage, was uns Menschen zu Menschen 
macht und wie wir unsere Möglichkeiten als Mensch für 
uns und unsere Mitmenschen nutzen können. Das bedeu-
tet aber, die Technik nicht über den Menschen zu stellen. 
Pädagogik vor Technik, muss es heißen. Denn jedes Kind 
hat ein Recht auf eine humane Schule – auch oder gerade 
im Zeitalter der Digitalisierung.

Prof. Klaus Zierer bei seinem 
Festvortrag „Lehrerprofessionalität 
im Zeichen der Digitalisierung“
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Attraktivität des Arbeitsplatzes Gymnasium 
verbessern
Resolution der Vertreterversammlung 2019

Niedersachsen gerät im Wettbewerb um Lehrkräfte 
im Vergleich zu anderen Bundesländern immer 
mehr ins Hintertreffen. Schlechtere Besoldung, 

bisher keinerlei Sonderzuwendungen sowie zu geringe 
Beförderungschancen haben dafür gesorgt, dass unser 
Bundesland inzwischen zu den unattraktivsten Arbeit
gebern fast aller Bundesländer gehört. 

Betrachtet man die Besoldung, bieten die meisten anderen 
Bundesländer ein höheres Einkommen als Niedersachsen. 
In nicht unerheblichem Ausmaß liegt die Ursache im Fehlen 
wertschätzender Sonderzuwendungen wie „Weihnachts-
geld“, „Urlaubsgeld“ oder anderer Zulagen, wie sie andere 
Bundesländer gewähren. 

Im Hinblick auf Beförderungen fällt das enorme Süd-Nord- 
Gefälle bei Gymnasiallehrkräften auf. So kann in Bayern 
jede Lehrkraft am Gymnasium mit einer Beförderung nach 
A14 rechnen. Der Anteil der Beförderungsstellen in Nieder-
sachsen ist im Ländervergleich zu niedrig. Außerdem erfol-
gen Be-förderungen z.T. aufgrund einer problematischen 
(oder: fragwürdigen) Interpretation der Kriterien Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung, wie das zumindest in 
Bezug auf A14-Stellen wiederholt berichtet wird. 

Die seit einigen Jahren in erheblichem Ausmaß hinzuge-
kommenen Abordnungen an fremde Schulformen machen 
den Schuldienst in Niedersachsen noch unattraktiver. Bei 
diesen flächendeckend erfolgten Abordnungen wird auf die 
Bedürfnisse sowohl der betroffenen Lehrkräfte als auch auf 
die der abgebenden und der aufnehmenden Schulen mit-
unter keinerlei Rücksicht genommen. Ein erhebliches Maß 
der Verärgerung, Frustration bis hin zur Resignation ist bei 
Lehrkräften, aber auch Schulleitungen zu beobachten. 

Weitere Aspekte, welche die Attraktivität des Lehrerberufs 
deutlich gemindert haben, sind unter anderem das Fehlen 
einer angemessenen, besseren Altersermäßigung (wie 
es sie in anderen Bundesländern gibt), die überbordende 
Bürokratisierung von Schule, die deutliche Zunahme von 
unterrichtsfremden Nebentätigkeiten außerhalb des Un-
terrichts und der immer größer werdende Zeitaufwand für 
Konferenzen, Gremiensitzungen und andere Tagungen, die 
den Schulalltag immer länger und kräftezehrender machen. 

Eine zukunftsgerichtete und nachhaltige Nachwuchsge-
winnung für den Lehrerberuf wird aufgrund der genannten 
Aspekte – die sich noch erweitern ließen – immer schwie-
riger. Von einem attraktiven Arbeitsplatz Schule zu spre-
chen, so wie die Landesregierung dies macht, verbietet 
sich deshalb von selbst. Die Werbekampagne für Spit-
zenkräfte im Lehrerberuf wird weitgehend ergebnislos 
verpuffen. 

Ein attraktives Arbeitsumfeld in gut ausgestatteten Schulen 
muss Ziel der niedersächsischen Schulpolitik sein. 

Die Vertreterversammlung fordert vor diesem Hinter-
grund die Landesregierung dazu auf, den Versprechungen 
hinsichtlich eines attraktiven Arbeitsplatzes Schule – und 
damit eines attraktiven Arbeitsplatzes Gymnasium – nun 
auch Taten folgen zu lassen: 
1.	� die Unterrichtsverpflichtung für Lehrkräfte aller Schul-

formen muss um mindestens eine Wochenstunde ab
gesenkt werden, 

2. 	� Besoldungsrückstände sind zu beseitigen und die Be-
zahlung der Lehrkräfte aller Besoldungsstufen (auch 
und gerade im Vergleich mit der Bundesebene) ist zu 
verbessern, 

3.	� sämtliche Sonderzuwendungen sind für Lehrkräfte aller 
Besoldungsstufen in wertschätzender Höhe wiederein-
zuführen, 

4.	� kontinuierliche Einstellungsmöglichkeiten für Nach-
wuchskräfte an Gymnasien sind durch eine langfristige 
und schulformspezifische Bedarfs- und Ausbildungspla-
nung zu sichern. Hierzu muss die Kooperation zwischen 
Universitäten, dem Ministerium für Wissenschaft und 
Kultur, dem Kultusministerium und den Studiensemina-
ren ausgebaut und etabliert werden, 

5.	� die Regelbeförderung nach A 14 ist wiederherzustellen 
und mehr Beförderungsstellen nach A15 sind zu schaffen, 

6.	� die Abordnungen im Land müssen sofort deutlich redu-
ziert werden. Sie dürfen zukünftig in der Sicherung der 
Unterrichtsversorgung nur noch einen Ausnahmefall 
darstellen, 

7.	� eine Altersermäßigung für Kolleginnen und Kollegen  
ab dem 55. Lebensjahr und eine Erhöhung der Alters
ermäßigung ab dem 60. Lebensjahr ist unverzüglich 
wiedereinzuführen, 

8.	� eine schulformbezogene Interessenvertretung der Lehr-
kräfte muss durch die Wiedereinführung des Fachgrup-
penprinzips im NPersVG wieder ermöglicht werden, 

9. 	� der Unterricht muss im Zentrum des Lehrerberufs 
stehen. Unterrichtsfremde Nebentätigkeiten müssen 
deutlich reduziert werden, vor allem die zahlreichen Sit-
zungen in Konzeptentwicklungs- und Arbeitsgruppen, 
überflüssige Dokumentationspflichten und der Zwang 
zu einer ständigen Weiterentwicklung und Evaluation 
schulinterner Curricula, 

10.	� die Eigenverantwortliche Schule muss, um ihrem Namen 
gerecht zu werden, entbürokratisiert werden und den 
Lehrkräften wieder mehr pädagogische Freiheiten ge-
währen, 

11.	� die Zahl der Anrechnungsstunden für Koordinatorinnen 
und Koordinatoren sowie ständige Vertreterinnen und 
Vertreter der Schulleiterin oder des Schulleiters ist um 
zwei weitere Stunden zu erhöhen. 
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Echte Entlastung statt Mehrbelastung
Resolution der Vertreterversammlung 2019

Aus der Fürsorgepflicht nach § 45 BeamtStG folgt, 
dass der Dienstherr im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl der Beamtinnen 

und Beamten und ihrer Familien zu sorgen hat. Er muss die 
Beamtinnen und Beamten bei ihrer amtlichen Tätigkeit und 
in ihrer Stellung schützen. Hieraus ergibt sich die Verpflich-
tung, auch Lehrerinnen und Lehrer, voll- wie teilzeitbeschäf-
tigt, arbeitszeitrechtlich verlässlich und angemessen einzu-
setzen und insbesondere auch die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie zu erleichtern. Die Umsetzung wird jedoch 
in großen Teilen zu Lasten aller Kolleginnen und Kollegen 
erschwert. 

Ungünstige Stundenpläne führen häufig dazu, dass Teilzeit
kräfte deutlich länger in der Schule anwesend sein müssen 
als es ihrer Arbeitszeitverpflichtung entspricht. Die dadurch 
entstehenden Präsenzzeiten, die insbesondere durch Spring
stunden, Teilnahme an Konferenzen, Dienstbesprechungen 
und andere Schulveranstaltungen entstehen, sind oft 
nicht vereinbar mit Betreuungsmöglichkeiten für Kinder 
und Pflegebedürftige. Die Beachtung der Regelungen des 
Teilzeiterlasses führt umgekehrt häufig dazu, dass die 
Arbeit auf Vollzeitkräfte abgewälzt wird. Die Konflikte in 
den Kollegien steigen, obwohl die Teilzeitkolleginnen und 
-kollegen, auch in Funktionsstellen, nur ihr Teilzeitrecht (bei 

nicht unwesentlichen Gehaltseinbußen) wahrnehmen – ein 
unhaltbarer Zustand. 

Die Evaluation des aktuellen Teilzeiterlasses durch das Kul-
tusministerium muss zu einer Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für Teilzeitkräfte, aber auch aller Vollzeitkräfte 
an den Schulen führen, damit Beruf und Familie bzw. eine 
„work-life-balance“ besser miteinander vereinbar sind. 

Die Vertreterversammlung fordert vor diesem Hintergrund 
die Landesregierung auf, 
1.	� die strikte Einhaltung der Arbeitszeitregelungen bei 

Voll- und Teilzeitkräften allgemein wie auch bei Funk
tionsinhabern im Besonderen zu gewährleisten, 

2.	� Lehrkräfte, die mit mehr als der Hälfte ihrer Unterrichts-
verpflichtung an eine andere Schulform abgeordnet 
werden, bei Teilzeitbeschäftigung nicht mit Gehaltsein-
bußen oder Erhöhung ihrer Unterrichtsverpflichtung 
zusätzlich zu belasten, 

3.	� einheitliche, landesweit verbindliche und konkrete 
Handlungsanweisungen für Entlastungen festzulegen, 

4.	� für die Teilnahme an Schulfahrten auch einen monetä-
ren Ausgleich zu ermöglichen und 

5.	� unzumutbare Mehrbelastung der vollzeitbeschäftigten 
Lehrkräfte zu unterbinden.
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Inklusion in Niedersachsen:  
Verbesserungen dringend erforderlich
Resolution der Vertreterversammlung 2019

Die Vertreterversammlung des Philologenverbandes 
Niedersachsen bekennt sich ein weiteres Mal zu 
den Zielen der UN-Konvention zu den Rechten der 

Menschen mit Behinderungen und ihrer Umsetzung im 
Schulbereich nach Maßgabe der in dem UN- Übereinkom-
men ausdrücklich als „vorrangig“ bezeichneten Berücksich-
tigung des Kindeswohls. 

Die Vertreterversammlung betont, dass die UN-Behinder-
tenrechtskonvention keinerlei Aussagen dazu macht, in 
welchen Schulsystemen die Ziele der Konvention erreicht 
werden sollen. Die VV wendet sich daher nachdrücklich 
gegen die sachlich unhaltbare Interpretation der Überein-
kunft als Aufforderung zur schrittweisen Abschaffung des 
differenzierten und hochspezialisierten deutschen Förder-
schulsystems und zur unterschiedslosen Beschulung aller 
Kinder in einer integrierten Einheitsschule. Dies würde für 
viele Schülerinnen und Schüler mit Handicaps eine Ver-
schlechterung ihrer Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten 
bedeuten und das Recht der Eltern auf Wahl der bestmög
lichen Schulform für ihr Kind abschaffen. 

Die Vertreterversammlung stellt fest, dass die Entwicklung 
der Inklusion seit der Verabschiedung des entsprechenden 
Gesetzes 2012 insgesamt wenig erfolgreich verlaufen ist. 
Die wachsende Kritik frustrierter Eltern und überforderter 
Lehrkräfte ist unüberhörbar, während die Politik weitge-
hend die vorhandenen Probleme verharmlost. Die Lehrkräfte, 
die für die vielfältigen, sehr unterschiedlichen Probleme bei 
der Beschulung von Kindern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf nicht ausgebildet sind, werden allein gelassen, da 
der Unterstützungsbedarf durch eine Förderschullehrkraft 
mit 3 bis 5 Stunden pro Schüler und Woche viel zu gering 

bemessen ist. Schwierigkeiten mit verhaltensauffälligen 
Schülern sind ein zusätzliches spezielles Problem, vor allem 
an Grundschulen und Gesamtschulen. Mehr Förderschul-
lehrer und sonstige Unterstützungskräfte sind aber wegen 
des entsprechenden Personalmangels kaum verfügbar. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Bedingungen an Schu-
len des allgemeinbildenden Schulwesens kaum den beson-
deren Bedürfnissen einer umfassenden Inklusionsschule 
Rechnung tragen. Große Klassen in großen Systemen, 
insbesondere an Gesamtschulen, viele Raum- und Lehrer-
wechsel am Tag sowie lange Schultage an Ganztagsschulen 
und eine vielfach immer noch bestehende mangelhafte 
Ausstattung führen oft dazu, dass förderbedürftige Kinder 
diesem Schulalltag nicht gewachsen sind. 

Neben den Lehrkräften an allgemeinbildenden Schulen sind 
auch die sehr engagiert arbeitenden Förderschullehrkräfte 
durch den Einsatz an verschiedenen Schulen und durch den 
Förder- und Beratungsbedarf insgesamt unzumutbar hoch 
belastet. 

Die Vertreterversammlung weist die Kritik zurück, dass 
sich die Gymnasien der Inklusion überwiegend entziehen 
würden. Sie weist darauf hin, dass Kinder mit Körperbe-
hinderungen, Sinnesbeeinträchtigungen und mit Entwick-
lungsstörungen (z.B. Autismus-Spektrums-Störungen) mit 
wachsender Tendenz im Gymnasium erfolgreich beschult 
werden. Tatsache ist auch, dass Eltern Kinder mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in geringerem Umfang an 
Gymnasien anmelden. Sie tun das in der durchaus richtigen 
Einsicht, dass eine Beschulung an einer Schulform, deren 
Bildungsziele von den Möglichkeiten des Kindes am weites
ten entfernt sind, nicht im Sinne des Kindeswohls ist. Das 
Gymnasium ist nach Definition des niedersächsischen 
Schulgesetzes eine auf den Erwerb der allgemeinen Stu-
dierfähigkeit ausgerichtete Schulform. Das Lernen dort ist 
von daher auf dieses Ziel ausgerichtet, nicht zieldifferent. 
Das Lernen von Schülern, die eine Chance haben, die staat-
lich festgelegten Lernziele des Gymnasiums zu erreichen 
zusammen mit GE- und LE-Schülern ist heute de facto 
bestenfalls ein isoliertes Nebeneinander-Lernen, dessen 
Sinnhaftigkeit kaum nachvollziehbar ist. 

Die Vertreterversammlung fordert angesichts der unüber-
sehbaren Krise des Inklusionsunterrichts: 
1. 	� Die politisch Verantwortlichen müssen eine an den 

Realitäten orientierte Bestandsaufnahme von sieben 
Jahren „inklusive Schule“ durch ein unabhängiges 
Forschungsinstitut unverzüglich in Angriff nehmen.  
Das Ignorieren von Problemen und die amtliche Schön-
färberei müssen ein Ende haben. 

2.	� Alle Formen von Förderschulen, auch die Förderschule 
Lernen, müssen erhalten bleiben. Eltern von Kindern mit 
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sonderpädagogischem Förderbedarf müssen weiterhin 
freie Wahlmöglichkeiten haben. 

3.	� Es ist anzuerkennen, dass der Beschulung von Schülern 
am Gymnasium, die den im Schulgesetz festgelegten 
Bildungsauftrag des Gymnasiums nicht erfüllen können, 
enge Grenzen gesetzt sind. Dauerhafte Überforderung 
und daraus resultierend Frustration dienen nicht dem 
Kindeswohl. Eine quotenweise Zuweisung von Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu Gymnasien 
wird abgelehnt. 

4.	� Unbeschadet dieser grundsätzlichen Forderungen for-
dert die Vertreterversammlung des Philologenverbandes 
die Landesregierung auf, die gegenwärtig vielfach unzu-
mutbaren Bedingungen beim inklusiven Unterricht für 

die betroffenen Lehrkräfte und Schüler zu beseitigen, 
d.h. insbesondere 

	� a. 	� dafür zu sorgen, dass genügend Lehrkräfte mit 
sonderpädagogischer Ausbildung und Betreuungs-
personal zur Verfügung stehen, 

	 b. 	� inklusiv unterrichtende Lehrkräfte zeitlich stärker zu 
entlasten, 

	 c. 	� ein umfassendes Angebot qualitativ hochwertiger 
Fortbildungsangebote für inklusiv unterrichtende 
Lehrkräfte bereitzustellen, 

	 d. 	� Rechtssicherheit der unterrichtenden Lehrkräfte in 
Inklusionsgruppen zu gewährleisten und 

	 e. 	� die notwendigen sächlichen Ressourcen für inklusiven 
Unterricht bereitzustellen.

Abitur 2021 – G9 richtig machen
Resolution der Vertreterversammlung 2019

Die Abiturprüfungen werden 2021 in Niedersachsen 
wieder nach einer neunjährigen Gymnasialzeit 
abgelegt werden. Spätestens jetzt gilt es, die 

Weichen für das Gelingen des Abiturs richtig zu stellen, da 
diese Weichenstellung auch Konsequenzen für die darauf 
folgenden G9-Jahrgänge haben wird. 

Die bundesweite Debatte nach den missglückten Aufgaben
stellungen im Mathematikabitur 2019 zwingt auch Nie-
dersachsen, sich intensiv in die Diskussion einzubringen, 
da hierzulande schlechtere Ergebnisse in den schriftlichen 
Abiturprüfungen erzielt wurden (eA: 6,85, gA 5,68). Auch 
weil die niedersächsischen Schülerinnen und Schüler mit 
einer durchschnittlichen Abiturnote von 2,56 mit denen 
aus Thüringen (2,18) und Bayern (2,29) um Studienplätze 
konkurrieren, sieht der PhVN dringenden Handlungsbe-
darf, damit unsere Schülerinnen und Schüler bei der Wahl 
von zulassungsbeschränkten Studienplätzen nicht durch 
eine falsche Weichenstellung auf das Abstellgleis geführt 
werden. 

Nach wie vor gilt: Das Abitur ist die Eintrittskarte zu den 
Hochschulen und dies muss niedersachsen- wie bun-
desweite Berücksichtigung finden. Die Qualität muss 
durch bundesweite Standards gesichert werden, die 
eine echte Vergleichbarkeit möglich machen. Dazu ge-
hört neben der Angleichung der Bearbeitungszeit und 
der Auswahlmöglichkeiten in den Bundesländern auch 
die gleiche Belegungs- und Einbringverpflichtung in der 
Qualifikationsphase sowie die gleiche Gewichtung von 
Prüfungsleistungen in den schriftlichen Abiturprüfungen. 
Leistungsüberprüfungen, die nicht garantieren können, 
dass die tatsächliche individuelle Leistung des Prüflings 
abgebildet wird, sind völlig absurd. Eine Präsentations
prüfung im Abitur, die einer juristischen Überprüfung 
nicht annähernd standhält, verfehlt ihr Ziel und ist als 
Prüfungsleistung ungeeignet. 

Abituraufgaben, die ohne Fachkenntnisse auskommen und 
lediglich eine Lesekompetenz abprüfen, sind abzulehnen. 
Es kann nicht sein, dass sogenannte „prozessbezogene 
Kompetenzen“ die Fachwissenschaft betreffende Kennt-
nisse und Fertigkeiten immer stärker ersetzen sollen. Diese 
schleichende Aushöhlung ist in zahlreichen Fächern zu 
beobachten. Dort werden Unterlagen für die schriftliche 
Abiturprüfungen mit bis zu zehn Seiten pro Aufgabenvor-
schlag an die Schülerinnen und Schüler ausgegeben. Diese 
Materialschlacht macht es unmöglich, in der vorgegebenen 
Auswahlzeit eine begründete Entscheidung für oder gegen 
einen Vorschlag zu fällen. Andererseits darf es auch nicht 
sein, dass die Schülerinnen und Schüler Ihre im Unterricht 
erworbenen Fähigkeiten nicht nachweisen können, weil 
die Aufgabenstellung derart verklausuliert ist, dass es sich 
vielmehr um eine Entschlüsselung von Aufgaben als um die 
Überprüfung von Kenntnissen handelt, wie es leider immer 
wieder im Fach Mathematik zu beobachten ist. Relativ 
einfache mathematische Fragestellungen werden derart 
umständlich verpackt, dass besonders Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund zusätzliche Steine in 
den Weg gelegt werden. Solange der länderübergreifende 
Aufgabenpool eine sinnvolle Aufgabenkultur nicht ge-
währleisten kann, sollte Niedersachsen darauf verzichten 
und eigene, auf die Kerncurricula abgestimmte Aufgaben 
erstellen. 

Um den notwendigen Qualitätsanforderungen gerecht zu 
werden, muss an Gymnasien die Sicherstellung der Unter-
richtsversorgung in allen Klassenstufen von 5 bis 13 absolu-
ten Vorrang haben. Dazu müssen alle bisher abgeordneten 
Kolleginnen und Kollegen ab dem nächsten Schuljahr 
zurück an Ihre Stammschulen kommen. Eine weitere Ab-
ordnung gefährdet die Qualität des Unterrichts am Gym
nasium. Die Kursgrößen müssen in jedem Kurs auf maximal 
20 Schülerinnen und Schüler begrenzt werden, um einer 
individuellen Förderung und Binnendifferenzierung ge-
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recht werden zu können. Dies ist schon aufgrund der stark 
gewachsenen Heterogenität der Lerngruppen dringend 
geboten, um den Schülerinnen und Schülern vergleichbare 
Möglichkeiten anderer Bundesländer nicht vorzuenthalten. 
Es darf nicht sein, dass der Klassenbildungserlass, der in der 
Qualifikationsphase Kursgrößen auf 18-20 Schülerinnen 
begrenzt, nur im Durchschnitt aller Kurse gilt. 

Auch für die Abiturkorrekturen ab 2021 muss der Erlass über 
die Korrekturtage zum schriftlichen Abitur in Kraft bleiben. 
Dazu muss jeder Schule mit Abiturprüfungen eine Vertre-
tungsreserve zur Verfügung gestellt werden. Diese Stunden 
dürfen allerdings, anders als bisher, nicht aus dem Bestand 
der Schulen erwirtschaftet werden, sondern müssen vom 
MK in Form von zusätzlichen Lehrerstunden zur Verfügung 
gestellt werden. Außerdem müssen die Korrekturzeiten so-
wie die Korrekturfristen angemessen sein. So waren die zur 
Verfügung stehenden Korrekturzeiten für die länderüber-
greifenden Zentralabiturprüfungen und damit für Fächer 
mit erhöhtem Korrekturaufwand viel zu knapp bemessen, da 
diese Prüfungen von allen als letzte terminiert waren. 

Der Arbeitsaufwand vor und nach den schriftlichen Abitur-
prüfungen ist so hoch, dass die wöchentliche Arbeitszeit 
der Gymnasialehrkräfte eine jährlich gerechnete 40-Stun-
denwoche weit überschreitet. Die nach den P5-Prüfungen 
nicht erteilten Unterrichtsstunden gleichen die zuvor ge-
leistete Mehrarbeit nicht annähernd aus. Beckmesserisch 
ermittelte Minusstunden zeigen überdeutlich, dass unsere 
Korrekturarbeit nicht wertgeschätzt wird. 

I. Die Vertreterversammlung hält es für zwingend 
erforderlich ab dem Schuljahr 2021, 
1. 	� bundesweit gleiche Beleg- und Einbringverpflichtungen 

in der Qualifikationsphase einzuführen, 

2. 	� bundesweit gleiche Gewichtung von Prüfungsleistun-
gen in den Abiturprüfungen einzuführen, 

3. 	� bundesweit gleiche Bearbeitungszeiten und vergleich-
bare Auswahlmöglichkeiten festzulegen, 

4. 	� für alle Schulformen landesweit die gleichen Prüfungs-
aufgaben im Abitur vorzuhalten, 

5. 	� keine Prüfungsteile in der Abiturprüfung zuzulassen, die 
eine individuelle Prüfungsleistung nicht gewährleisten 
können, wie z. B. Präsentationsprüfungen. 

II. Für die Inhalte und das Format der schriftlichen 
Abituraufgaben fordern wir 
1.	� in erster Linie wieder fachwissenschaftliche Kenntnisse 

u�nd Fertigkeiten abzuprüfen, 
2. 	� das Aufgabenmaterial deutlich zu begrenzen, damit 

sich die Prüflinge in der Auswahlzeit fundiert für oder 
gegen einen Vorschlag entscheiden können, 

3. 	� die Überprüfung sogenannter Pool-Aufgaben auf All-
tagstauglichkeit, um absurd konstruierte Aufgabenstel-
lungen zu vermeiden. 

III. Zur Sicherstellung und Gewährleistung der uns 
verpflichtenden Qualitätsanforderungen im Abitur 
fordert die Vertreterversammlung: 
1. 	� Abgeordnete Kolleginnen und Kollegen ab 2020/2021 

zurück an die Stammschulen. 
2. 	� Alle Lerngruppen der Qualifikationsphase auf 20 

Schülerinnen und Schüler begrenzen. 
3. 	� Korrekturtage im Abitur durch eine zusätzliche Ver

tretungsreserve sicherstellen. 
4. 	� Länderübergreifende Abiturprüfungen und Fächer mit 

erhöhtem Korrekturaufwand im Abiturblock müssen an 
den Beginn des Prüfungsblocks gelegt werden. 

5. 	� Minusstunden nach dem Abitur abschaffen.

Schwerpunktthema: Philologentag 2019

„Wir sind der Verband der kritischen Vernunft“
Rede zum Abschluss des Philologentages 2019, gehalten vom Vorsitzenden des Ältestenrates des PhVN, Dr. Uwe Dempwolff

Von bestimmten Journalisten wird der Philologen-
verband Niedersachsen manchmal mit dem Zusatz 
„konservativ“ ausgestattet. Da heißt es dann etwa: 

„Der konservative Philologenverband vertrat die Auffassung 
…“ und so weiter.

Man liegt wohl nicht falsch mit der Annahme, dass dieses 
Epitheton unseren Verband mit einer negativen Aura umge-
ben soll: Das sind diejenigen, die sich nur am Bestehenden 
festklammern, Neuem grundsätzlich ablehnend gegen-
überstehen. Die Frage, die wir uns stellen müssen, ist, ob 
damit wirklich unsere Politik, unser Markenkern zutreffend 
beschrieben wird. Ich meine: Nein, keinesfalls! 

Unsere Organisation nennt sich bekanntlich Philologen-
verband. Das Wort setzt sich zusammen aus philia, altgrie-
chisch: die geistige Liebe und Logos. Mit der Übersetzung 
von Logos tat sich bekanntlich schon Goethes Faust schwer: 

Die Bedeutung „Wort“ verwirft er ebenso wie „Sinn“ und 
„Kraft“ und entschließt sich schließlich zu „Tat“. Ich fasse 
eine andere Möglichkeit ins Auge und entschließe mich – 
nach Beratung durch einen ehemaligen Landesfachberater 
für Griechisch – zu „Vernunft“. 

Danach wären wir also ein Verband, der die Vernunft 
hochschätzt, der sich durch die Ratio, den prüfenden Ver-
stand leiten lässt. Das ist das Gegenteil von ideologisch 
bestimmtem Handeln. Denn Ideologie ist nichts ande-
res als Gewissheit vor jeder rationalen Überprüfung, ist 
Ignoranz aller Fakten, die nicht ins vorgefertigte Weltbild 
passen. Wir sind also schon unseren Namen nach nicht 
„konservativ“, d.h. wir klammern uns nicht unreflektiert 
an das jeweils Bestehende. Wir schreien allerdings auch 
nicht gleich Hurra bei jeder neuen Theorie, von denen es 
ja im Bildungswesen so viele gibt. Wir prüfen vielmehr das 
Bestehende wie auch Neues mit den Mitteln des Verstan-
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des, der Wissenschaft, der Erfahrung und leiten daraus 
unsere Beurteilung ab.

Hält diese unsere Selbstdefinition den Fakten stand? Ich 
überblicke etwa 50 Jahre Verbandsgeschichte und damit 
auch 50 Jahre Geschichte unseres Schul- und Bildungswesens 
aus eigenem Erleben. Und ich kann nur sagen: Wir sind dem 
Anspruch unseres Namens, vernunftgemäß statt ideolo-
gisch zu handeln, in dieser ganzen Zeit gerecht geworden. 

In den frühen 70er Jahren glich die alte Bundesrepublik bil-
dungspolitisch einem Tollhaus. Die Abschaffung aller Zen-
suren; verbunden mit einer Senkung von Prüfungsanforde-
rungen bis zur Lächerlichkeit, die Abschaffung verbindlicher 
Lerninhalte, Lernen nach subjektiver Lust und Laune, all das 
und noch viel mehr wurde als pädagogische Heilsbotschaft 
mit Wahrheits- und Verbindlichkeitsanspruch verbreitet. 
Unterrichtsrelevante Grundtugenden wie Pünktlichkeit, 
Ordnung und Fleiß wurden als „repressiv“ verdammt. Die 
integrierte Gesamtschule wurde ohne einen einzigen Pro-
belauf von der damaligen niedersächsischen Landesregie-
rung als alleinige Schulform der Zukunft proklamiert. 

Der Philologenverband kann für sich in Anspruch nehmen, 
dieser Flut jeglichem rationalen Denken widersprechenden 
Vorstellungen und Zielen mit Vernunftargumenten entge-
gengetreten zu sein. Wir haben dabei nicht die Paukschule 
von vorgestern hochgehalten. Wir haben uns vielmehr an 
die Spitze sinnvoller Reformen, etwa die der gymnasialen 
Oberstufe gestellt. Die abstrusen Gedankengebäude der 
pädagogischen Weltverbesserer von damals sind längt von 
den Realitäten hinweggespült worden. Nicht Ideologien, 
sondern vernunftbestimmte Positionen wie die unsrige 
haben sich als nachhaltig erwiesen. Die Frage, wer hier die 
wahren Reaktionäre waren, hat sich längst beantwortet.

Dann kamen wieder neue Ideen mit Gültigkeitsanspruch: 
die Mengenlehre, die generative Grammatik, das Schreiben 
nach Gehör. Ersteres war für Schüler schlicht unverständ-
lich, das Schreiben nach Gehör bedeutet, dass man erst 
Fehler einschleift, um sie dann mühsam wieder zu beseiti-

gen. Solchem irrationalen Tun sind wir entgegengetreten. 
Sind wir deswegen „stockkonservativ“? 

Dann wieder etwas grandios Neues, als unausweichlicher 
Fortschritt proklamiert: Der Lehrer als bloßer „Lernbegleiter“. 
Unter anderem Herr Precht, der nie vor einer Klasse gestan-
den hat, fand das ganz super. Wir waren skeptisch. Waren wir 
damit rückwärtsgewandt? Nein! Die Metastudie von Hattie 
hat diese Vorstellung inzwischen als total verfehlt entlarvt.

In den letzten Jahren sahen wir uns mit einem Trend 
konfrontiert, die Schule für primär ökonomische Zwecke 
dienstbar zu machen. Diese Vorstellungen wurden und 
werden etwa von einflussreichen Wirtschaftsvertretern 
und der OECD vertreten. Wir sind dagegen der Auffassung, 
dass Schule die gesamte Persönlichkeitsentwicklung jun-
ger Menschen in den Blick nehmen muss. Wir wollen keine 
Menschen ausbilden, die sich über Grundwerte unserer 
gesellschaftlichen Ordnung hinwegsetzen, keine Manager-
typen, die nur Eigennutz und Profit im Auge haben. Ist das 
etwa rückwärtsgewandt oder nicht vielmehr vernünftig?

Viele von Ihnen erinnern sich sicher auch noch an die 
heftige Diskussion um die Schulinspektion, deren großer 
Fan der damalige Kultusminister Busemann war. Dessen 
Schulinspektion war so konzipiert, dass sie alles Mögliche, 
vor allem Methoden, untersuchte, aber eines völlig außer 
Acht ließ, nämlich, ob die Schüler etwas gelernt haben, also 
die Leistungen und die Leistungsentwicklung. Stellen Sie 
sich vor, bei VW würde eine aufwendige Produktionsüber-
prüfung stattfinden, bei der nur interessiert, wie das Auto 
zusammengebaut wird, aber völlig unbeachtet bliebe, ob 
dabei ein gutes oder ein schlechtes Auto produziert wird. 
Eine solche Inspektion ist doch grotesk! Wir haben immer 
gesagt, nichts gegen eine Schulinspektion, aber so nicht!  
Ich frage: War diese unsere Position konservativ, oder war 
sie nicht vielmehr einfach vernünftig?

In den Jahren der rot-grünen Koalition in Niedersachsen 
waren wir mit einer Schulpolitik konfrontiert, die sich an 
den Rezepten der bei allen Leistungsvergleichen notorisch 
erfolglosen Bundesländer wie Bremen, Berlin oder Nord-
rhein-Westfalen orientierte. Die Maßnahmen dieser Jahre 
sind Ihnen ja noch gut in Erinnerung. Ich frage Sie: Kann es 
denn zukunftsweisend sein, einem Land, das existentiell auf 
sein Wissen, seine Innovationsfähigkeit, auf Leistungs- und 
Anstrengungsbereitschaft angewiesen ist, eine Spaß- und 
Spielschule zu verordnen? Sind nicht die, die das wollen, die 
wahren Reaktionäre, die sich von ihrem ideologisch gepräg-
ten Welt- und Menschenbild nicht lösen können?

Lassen sie uns auch weiterhin der Vernunft treu bleiben 
und allen Ideologien eine Absage erteilen. Lassen Sie wei-
terhin den prüfenden Verstand, dieses Erbe der europäi-
schen Aufklärung, unsere Kompassnadel sein. Sie weist uns 
die richtige Richtung. 

Wir sind der Verband, der, wie unser Name besagt, der 
kritischen Vernunft, der Ratio verpflichtet ist. Das ist unsere 
DNA und dabei soll es bleiben!
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Imagekampagne des Landes zur Nachwuchsgewinnung verpufft

Wirklich ein ,,Job mit Klasse”?
Von Cord Wilhelm Kiel

Vor einer „Schulpolitik im Schneckentempo“ hatte 
der Philologenverband Niedersachsen zum Schul-
jahresbeginn (erneut) gewarnt. Denn es hat sich 

fast nichts geändert: Die Unterrichtssituation ist weiter-
hin sehr problematisch auf Grund des Lehrermangels, der 
Unterrichtskürzungen, Stundenausfall, hohe Abordnungs-
zahlen sowie schlechte Lern- und Arbeitsbedingungen zur 
Folge hat. 

Von der angekündigten Entspannung bei Lehrereinstel-
lungen und Abordnungen durch das Kultusministerium ist 
wenig geblieben. Die Einstellungen reichen nicht aus, um 
den Bedarf so zu decken, dass überall zumindest der Pfl icht-
unterricht stattfi nden kann. Darüber hinaus führt die blei-
bende chaotische Abordnungspraxis des Landes zu weiterer 
Unsicherheit für Schulen, Lehrkräfte und Schüler. Für das 
kommende Schuljahr 2020/21 mit G9 werden weitere 1.250 
Lehrerstellen allein an den Gymnasien benötigt – eine kon-
krete Bedarfsplanung gibt es immer noch nicht. Angesichts 
der Tatsache, dass der Zuspruch zu den Gymnasien weiter 
zunimmt, ist es unverständlich, dass weiterhin nur für den 
Sek I-Bereich sowie für Grund- und Förderschulen eine Ein-
stellungsgarantie gegeben wird. 

Imagekampagne auf tönernen Füßen
Stattdessen aber wirbt das Land mit einer Imagekampagne 
für den Lehrerberuf, werden Entlastungen und eine Verbesse-
rung der Gesamtsituation versprochen – und das immer wie-
der, inzwischen beinahe gebetsmühlenartig. Wirklich um-
gesetzt ist aber bisher kaum etwas, das wirklich Entlastung 
bringen könnte. Und eine Steigerung der Attraktivität des 
Arbeitsplatzes „Lehrerin/Lehrer“ an einer niedersächsischen 
Schule ist nicht erkennbar. Professionelle Arbeitsbedingun-
gen in modernen, gut ausgestatteten Schulen? Arbeitsplätze, 
an denen auch wirklich „gearbeitet“ werden kann (und da-
mit ist nicht ein Lehrerzimmer gemeint, in dem sich über 100 
Lehrkräfte aufhalten)? Unterstützungssysteme? Befreiung 
von unnötigen bürokratischen Aufgaben? Absenkung der 
(Viel-)Zahl unnötiger Konferenzen und Besprechungen? Zu-
dem – um auch an die Bezahlung zu denken – Weihnachts-
geld? Sonstige Zuwendungen? Regelbeförderungen oder 
zumindest realistische berufl iche Entwicklungsperspektiven 
für alle Lehrkräfte, die sich über den Kernunterricht hinaus 
engagieren (denn das sind – fast – alle)? Das alles gibt es in 
unserem Bundesland nicht, in vielen anderen aber schon. 
Kein Wunder also, dass es junge Lehrinnen und Lehrer 
 wo anders hinzieht, weg von Niedersachsen, dorthin, wo sie 
 bessere Arbeitsbedingungen, keine Abordnungen, statt-
dessen aber Sonderzuwendungen vorfi nden.

„Wir sehen toll aus – aber haben wenig zu bieten!“, so 
könnte man die Imagekampagne unseres Bundeslandes 
und die Versprechungen seitens der Politik sehr einfach 

zusammenfassen. Diese Versprechen kennen wir nun aber 
schon viel zu lange. Bereits vor Jahren sprach Minister-
präsident Weil auf dem Philologentag von einem „dringend 
nötigen Bürokratieabbau“ und einem „Vorrang für Unter-
richt“. Passiert ist seitdem (fast) nichts. 

Es ist weiterhin notwendig, alle Wege und Möglichkeiten 
zur Gewinnung neuer Lehrkräfte voll auszuschöpfen. Jede 
Lehrkraft, die in Niedersachsen ausgebildet wird und das 
Land aufgrund der zu geringen Stellenausschreibungen 
oder der fehlenden berufl ichen Perspektive verlässt, ist eine 
zu viel! Die Berichte, dass es mit über 1000 Versetzungen 
in andere Bundesländer zudem eine regelrechte „Lehrer-
fl ucht“ aus Niedersachsen gebe, sind Beweis genug dafür, 
dass der Lehrerberuf hierzulande nicht attraktiv genug ist. 

Konkrete Konzepte zur Entlastung erforderlich
Konkrete Konzepte sind notwendig, um die Rahmenbedin-
gungen deutlich zu verbessern und den Lehrerberuf wieder 
attraktiv zu gestalten. Die niedersächsischen Lehrerinnen 
und Lehrer tun im Schuldienst ihr Möglichstes, oft über 
Belastungsgrenzen hinaus, um Schule und Unterricht für 
den Bildungserfolg unserer Kinder zu gestalten. Wenn 
dann in der Öffentlichkeit suggeriert wird, es werde zu viel 
gejammert, Stundenkürzungen seien problemlos hinzuneh-
men und auch Nichtlehrer könnten in bestimmten Fächern 
einfach so, ohne Ausbildung oder richtige Vorbereitung, ein-
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springen, dann erweist dies unseren Schulen, vor allem aber 
unseren Schülerinnen und Schülern, einen Bärendienst. 

Nun aber hat das niedersächsische Kultusministerium ei-
nen Sieben-Stufen-Plan erarbeitet, mit dem die Lehrkräfte 
künftig entlastet werden sollen. Dieser ist wiederum nicht 
deckungsgleich mit dem „11-Punkte-Entlastungspaket“ der 
Landesregierung, das am so genannten „Runden Tisch“ 
vorgestellt wurde. Der Sieben-Punkte-Plan ist vielmehr 
Bestandteil des 11-Punkte-Entlastungspakets und greift 
ausschließlich Veränderungen der Arbeitszeitverordnung 
auf, also eine Veränderung der rechtlichen Grundlagen. 
Allerdings betonte Kultusminister Grant Hendrik Tonne, 
dass noch alles völlig offen sei und es auch noch keinen 
Zeitplan für die Umsetzung gebe. Auch seien die Ideen re-
gierungsintern noch nicht abgestimmt. Die Resonanz blieb 
bisher verhalten: Der FDP geht der Plan nicht schnell genug. 
Die Lehrerverbände reagierten ähnlich, stellten zudem die 
Frage, woher die rund 1400 erforderlichen zusätzlichen 
Lehrerstellen kommen sollen. Denn die Entlastungen sind 
sofort erforderlich, nicht irgendwie, irgendwo, irgendwann. 
Weitere Abstimmungen innerhalb der Großen Koalition sind 
zumindest bislang offensichtlich nicht erfolgt. Im Landtag 
wurde auf Anfrage der FDP derselbe Plan dargelegt, wie er 
auch schon am Runden Tisch diskutiert wurde.

Der Plan des Ministeriums
•	 �Erster Schritt: Meldepflicht für Überstunden; Entlastung 

der Teilzeitkräfte: Der Entwurf sieht vor, dass im ersten 
Schritt Teilzeitbeschäftigte für teilbare Aufgaben, also 
Projektwochen, Schulveranstaltungen oder Aufsichten, 
nur entsprechend ihrer Teilzeitquote eingesetzt werden. 
Wenn ihre Anwesenheit erforderlich sei, etwa bei Konfe-
renzen, müssten sie an anderer Stelle entlastet werden, 
heißt es. Am Ende eines Schulhalbjahres sollen Lehrer 
nicht mehr als 40 Über- oder Minusstunden auf dem 
Konto haben; sind es doppelt so viele, muss die Schul
leitung die Landesschulbehörde informieren. Dies ist 
allerdings bereits Erlasslage und somit nichts Neues. Es 
ist, insgesamt betrachtet, auch keine Verbesserung, da 
dies zu Lasten der Vollzeitkräfte geht.

•	  �Zweiter Schritt: Mehr Anrechnungsstunden für Koordi
natoren. Diese sollen dann zwei Entlastungsstunden 
mehr erhalten. Bislang sind es an Gymnasien und Ge-
samtschulen fünf und an einer BBS sieben Entlastungs-
stunden. Die Zahl ist in den vergangenen Jahrzehnten 
mehrfach verringert worden. 

•	  �Dritter, vierter und fünfter Schritt: Brennpunktschu-
len sollen besser gestellt werden. Zunächst sollen die 
Faktoren zur Berechnung von Anrechnungsstunden an 
Grundschulen und Oberstufen in sozialen Brennpunk-
ten angehoben werden: Wird also ein Gymnasiallehrer 
für Koordinationsarbeiten um fünf Stunden entlastet, 
so bekommt ein Pädagoge mit gleicher Funktion an 
einer Brennpunktschule die doppelte Zeit angerech-
net (und später das 2,5-fache). Danach sollen auch im 
Sekundarbereich I erst an Gesamtschulen, dann auch 
an Gymnasien, Kollegs, Oberschulen, Haupt-, Real- und 
Förderschulen die Faktoren zur Berechnung von An-
rechnungsstunden verbessert werden: von 0,5 oder 0,7 

auf 1. Zudem soll die bereits im dritten Schritt vollzo-
gene Anhebung noch einmal verbessert werden – auf 
dann den Faktor 3 an Gymnasien und Gesamtschulen 
im Sekundarbereich II.

•	 �Sechster und siebter Schritt: Schrittweise soll die Alters
ermäßigung erhöht werden. Lehrer ab 60, die jetzt 
schon eine Stunde weniger unterrichten, sollen um eine 
weitere Stunde entlastet werden, ab 62 dann um eine 
weitere halbe Stunde. Wer eine Schwerbehinderung von 
50 Prozent hat, soll ab 55 Jahre eine Stunde weniger und 
ab 62 Jahre zwei Stunden weniger unterrichten müs-
sen. Danach sollen alle Lehrer, die 58 Jahre alt sind, eine 
weitere halbe Stunde Altersermäßigung bekommen, 
ab 60 dann noch einmal eine Stunde und ab 62 weitere 
1,5 Stunden. Schwerbehinderte sollen ab 55 erneut eine 
Stunde Altersermäßigung und ab 62 Jahre weitere zwei 
Stunden erhalten. 

Der Philologenverband begrüßt grundlegend die Pläne, 
Lehrkräfte zu entlasten. Allerdings sind für den PhVN die 
(zu) große Fokussierung auf Brennpunktschulen sowie die 
erst als späte Schritte beabsichtigten Altersermäßigungen 
ein falsches Signal. Denn zu große Arbeitsbelastungen 
gibt es nicht nur an Brennpunktschulen, sondern praktisch 
an jeder Schule, auch an Gymnasien, Gesamtschulen und 
Oberschulen. Zudem hatten SPD und CDU versprochen, die 
Altersermäßigung bereits in der aktuellen Legislaturperio-
de auszubauen. Dieses Versprechen erscheint kaum noch 
umsetzbar: Viele Lehrkräfte werden schon im Vorruhestand 
oder Ruhestand sein, bevor diese Stufe der Ermäßigungen 
erfolgt – wenn überhaupt. Und von weiteren Schritten, die 
Entlastungen bedeuten würden (weniger Bürokratie, Kon-
ferenzen und Dienstbesprechungen, weniger Konzepte, die 
permanent zu erstellen und zu evaluieren sind wie bspw. 
schulinterne Curricula, usw.), ist in diesem Entwurf gar 
nicht die Rede. Von Anreizen, den Lehrerberuf insgesamt 
attraktiver zu machen, schon gar nicht. 

Dauerthema Abordnungen
So bleibt uns auch das Dauerthema Abordnungen weiter
hin erhalten: Zum Jahreswechsel 2020 und damit zum 
neuen Schulhalbjahr hat das Kultusministerium seine 
Abordnungswelle fortgesetzt bzw. von neuem losgetreten. 
Da stellt sich die Frage: Was wurde in den vergangenen 
zweieinhalb Jahren wirklich dafür getan, diesen nun schon 
lange andauernden Missstand zu beseitigen? Tatsache ist 
leider, dass sich die Situation nicht wie erhofft verbessert, 
sondern massiv verschlechtert hat. Der „Lehrer-Verschiebe-
bahnhof“ – um ein bereits mehrfach in den vergangenen 
Jahren benutztes, aber sehr passendes Bild zu bemühen 
– wird weiterhin „mit Volldampf“ betrieben. Das Abord-
nungschaos vergrößert sich mit jedem Schulhalbjahr. In-
zwischen sind auch Kleinstabordnungen von zwei Stunden 
gang und gäbe, Hauptsache, es wird irgendwo wieder ein 
Loch gestopft. Die Lehrkräfte reisen kreuz und quer durch 
die Schullandschaft. 

Keine der Versprechungen, nun endlich mit den unseligen 
Abordnungen aufzuhören oder sie zumindest auf ein noch 
halbwegs erträgliches Maß zu reduzieren, wurden eingehal-
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ten. Mit statistischen Zahlenspielen wird die Öffentlichkeit 
immer wieder getäuscht. Es fi ndet offensichtlich auch kein 
Austausch unter den benachbarten Schulen statt, und es 
scheint nicht auf diejenigen Fähigkeiten anzukommen, die an 
den Bedarfsschulen wirklich gebraucht werden, sondern nur 
noch um Stundenkontingente, die irgendwie zu liefern sind. 

So werden abgeordnete Kollegen dort eingesetzt, wo die 
aufnehmende Schule Probleme nicht lösen konnte, zum 
Beispiel in Klassen, in denen die Kollegen der Abordnungs-
schulen Schwierigkeiten hatten. Sie sollen außerdem an 
einer fremden Schule Klassenleitungsaufgaben wahrneh-
men, an der Schulentwicklungsplanung mitarbeiten, an 
Dienstbesprechungen, Konferenzen und Teamsitzungen 
teilnehmen, zu Elternsprechtagen anreisen und Bereit-
schaftsdienste übernehmen. Fast „nebenbei“ bleibt auch 
der Unterricht an der Stammschule, wo sämtliche genann-
ten Aufgaben dann auch noch wahrzunehmen sind. Eine 
Verdopplung der Aufgaben und schulischen Termine ist 
somit oft die Konsequenz einer Abordnung. Als „Krönung“ 
kommt dann noch die fi nanzielle Belastung durch Fahrt-

kosten hinzu. Man beachte dazu das „Merkblatt Reisekosten-
hinweise“ vom 1.8.2019 für Abordnungen: Dort kann man 
lesen, dass in bestimmten Fällen nicht mehr jede Fahrt zur 
Abordnungsschule abgerechnet werden kann! Weiterhin 
gibt es bei der Nutzung von einem Privat-PKW in der Regel 
nur die „kleine Wegstreckenentschädigung“ (20ct/km). 
Für die „große Wegstreckenentschädigung“ (nach §5 Abs.3 
NRKVO mit einer Erstattung von 30ct/km) muss vorher bei 
der Schulleitung erst noch eine schriftliche Genehmigung 
eingeholt werden. Zudem ist nur dann das private Kfz auch 
gegen Sachschäden am eigenen Fahrzeug versichert. 

Keine Anerkennung, kein Imagegewinn
So sieht also die „Belohnung“ des Dienstherrn gegenüber 
denen, die sich in vielen Fällen freiwillig haben abordnen 
lassen, weil sie den Abordnungsschulen in ihrer Not helfen 
wollten, aus. Gleichzeitig steigt der Unterrichtsausfall an 
den Gymnasien laufend an, weil die abgeordneten Kollegen 
fehlen und das übrige Kollegium den Ausfall irgendwie auf-
fangen und ausgleichen muss. Dadurch entsteht in vielen 
Schulen eine erhebliche Mehrbelastung auch für die nicht 
abgeordneten Kolleginnen und Kollegen, was zwangsläufi g 
langfristig zu einer Erhöhung des Krankenstands führt. 

Aufgrund der fehlenden Anerkennung der Leistungen unse-
rer Lehrkräfte, wie dies anhand der Abordnungen, aber auch 
anhand vieler anderer, inzwischen als selbstverständlich 
hingenommener Zusatzleistungen einfach vorausgesetzt 
wird, ist es kein Wunder, dass sich immer weniger Berufs-
einsteiger dies auf Dauer antun möchten. Schon lange ist 
bekannt, dass sich besonders „gute“ Absolventen nach Ab-
schluss ihres Studiums in Richtung eines gut bezahlten Jobs 
in der Wirtschaft orientieren, der auch reelle Perspektiven 
für einen weiteren berufl ichen Aufstieg bietet. Nun aber ist 
es so, dass diejenigen, die sich immerhin für den Lehrerbe-
ruf entscheiden, lieber ein anderes Bundesland aufsuchen, 
weil es dort einfach bessere Arbeitsbedingungen, eine 
bessere Besoldung und ebenfalls oftmals bessere Beförde-
rungsquoten gibt.

Die Imagekampagne zur Gewinnung neuer Lehrkräfte 
(„Job mit Klasse“) klingt vielleicht gut, hat aber aufgrund 
der gegebenen Voraussetzungen kaum eine Wirkung. 
 Analog zu unserer Karikatur lässt sich eben feststellen: 
Wir bieten nicht viel – aber sehen toll aus!

„Job mit Klasse“ – 
so geht Werbung. 
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Was ist ein guter Lehrer?
Der Lehrer als Wissensvermittler – und Magier
Von Peter Maier

In den Medien wird regelmäßig eine bessere Lehreraus-
bildung an den Universitäten angemahnt. Doch wie soll 
diese aussehen? Was macht einen wirklich guten Lehrer 

aus? Hier beginnt die Not, denn man kann zwar vielleicht 
noch die Vermittlung von Wissen einüben und irgendwie 
messen und beurteilen, sowie den Erfolg dieses  Bemühens 

in Tests, Schulaufgaben und Prüfungen feststellen. Die Fähig-
keit jedoch, „es“ mit Kindern und vor allem mit Jugend lichen 
in der Pubertät zu können, kann kaum mehr „gemacht“, an-
trainiert und gelehrt werden. Diese Fähigkeit entzieht sich 
jeder Operationalisierung. Wenn eine altersgerechte Kom-
munikation und eine stimmige Beziehungsebene zwischen 

Schul- und Bildungspolitik 
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Lehrer und Schülern aber fehlen, läuft gar nichts mehr. Hier 
geht es wohl auch um ein Stück „Magie des Lehrerberufes“, 
um den Lehrer als Magier also, ja um eine wirkliche Berufung 
zum Pädagogen. 

Streit um die Lehrerausbildung
Doch hören wir uns zunächst den Bericht mit dem Titel 
„Mehr Klasse für die Klasse“ an, der Mitte Februar 2015 in 
der Süddeutschen Zeitung zu lesen war.1 Darin wird infor-
miert, dass der Bund eine halbe Milliarde Euro zusätzlich 
in die Ausbildung von Lehrern stecken will. Zu Recht wird 
in dem Bericht angemerkt: „Ein Wettkampf der Ideen be-
ginnt.“ Denn schon wieder sind wir dann bei der Frage 
angelangt: Was ist ein guter Lehrer, der Klasse hat? Hier in 
Auszügen einige Gedanken aus diesem Bericht:

•	 �„Um die Ausbildung der Lehrer ist es an vielen Universi-
täten nicht gut bestellt, sie wird oft irgendwie nebenbei 
erledigt.

•	 �Manche Hochschulen wollen Lehrer dafür sensibilisie-
ren, dass die Schülerschaft vielfältiger wird – durch Kin-
der mit ausländischen Wurzeln oder mit Behinderung. 
Stichwort: Inklusion. 

•	 �Zwei Umfragen von Stiftungen zeigen den Bedarf: Nur 
ein Drittel der Studenten hält den Praxisbezug für gut, 
die Hälfte der Befragten hadert mit ihrer Betreuung an 
der Uni. Und zwei Drittel der Junglehrer gaben zu, einen 
‚Praxisschock‘ erlitten zu haben. 

•	 �Der ideale Lehrer muss ein leidenschaftlicher Pädagoge 
sein und ein Meister seines Fachs – so lässt sich die For-
schung zusammenfassen, einige Studien betonen das 
Fachliche, andere das Menschliche.“2 

In dem Artikel wird zudem darüber reflektiert, zukünftige 
Lehrer in „Castings“ auszuwählen, damit für den Lehrer

beruf ungeeignete Kandidaten rechtzeitig die Rückmeldung 
bekommen können, dass sie womöglich den falschen Be-
rufsweg eingeschlagen haben. 

Ins gleiche Horn bläst dann etwas später ein weiterer 
Artikel in der Süddeutschen Zeitung mit dem Titel „Wun-
derwesen gesucht. Autorität, Humor, Fachwissen – was 
macht einen guten Lehrer aus?“3 Wiederum geht es um die 
Qualitätsoffensive, die frischen Wind in die Lehrerausbil-
dung bringen soll. Es werden erneut, wie schon im vorheri-
gen Zeitungsartikel, die Fragen gestellt: „Wie genau werden 
Pädagogen besser ausgebildet? Und wie soll er denn über-
haupt sein, der ideale Lehrer?“4 

Auch in diesem Zeitungsartikel wird nicht ausgeführt, was 
denn einen „guten“ Lehrer konkret ausmachen könnte 
und welche Qualitäten er im Einzelnen neben hohen wis-
senschaftlichen Kenntnissen in seinen gewählten Fächern 
haben soll. Wie sollen beim Lehrer das Fachliche und das 
Menschliche zugleich erfüllt werden können? Hier beginnt 
die Magie der Pädagogik, die man nicht mehr erklären, son-
dern höchstens noch an konkreten Unterrichtssituationen 
feststellen kann. Diese Magie ist aber unbedingt nötig, um 
auf Dauer Klassen begeistern und für den Unterricht ge-
winnen zu können.

Sternstunden der Pädagogik
Das Anliegen dieses Artikels ist es, genau diesen Aspekt des 
Lehrerberufes aufzuzeigen, der gar nicht mehr im Letzten 
rational erklärt oder eingefangen werden kann, der nicht 
mehr operationalisierbar ist und sich daher jeder Statistik 
entzieht. Vielleicht braucht es einen „alten Hasen“ des Leh-
rerberufes, um dazu überhaupt etwas Substantielles und 
Konkretes sagen zu können. Ich möchte dies zumindest ver-
suchen. Worin besteht nun diese Magie des Lehrers, ohne 
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die ein guter Unterricht auf Dauer nicht auskommt? Worin 
kann das „Mysterium des Unterrichtens“ liegen? Wo also 
zeigt sich der „Archetyp“ des Magiers im Unterricht?

Im Folgenden möchte ich von einer Stunde aus meiner 
eigenen Unterrichtspraxis als Physik- und Religionslehrer 
erzählen, die mir persönlich im Nachhinein als „Sternstunde 
der Pädagogik“ erschienen ist. Ich glaube, jeder Lehrer, 
der seinen Beruf wirklich liebt, wird ab und zu derartige 
besondere Unterrichtssituationen erleben können. Mir ist 
bewusst, dass solch eine Unterrichtsstunde, wenn sie denn 
überhaupt entsteht, ein absolutes Geschenk für den Lehrer 
und für die Klasse ist und nur in den seltensten Fällen wie-
derholt werden kann. Man kann als Lehrer höchstens den 
Rahmen dafür setzen und dann wahrnehmen, dass jetzt 
gerade während der Unterrichtsstunde etwas Besonderes, 
Magisches, ja Heiliges in den Köpfen und Herzen der Schü-
ler geschieht. So etwas kann niemals „gemacht“ werden. 
Womöglich geht einem dies selbst als Lehrer erst nach 
solch einer Stunde auf. Wichtig ist aber, dass man sich dies 
bewusst macht. Und man kann in einem solchen Fall nur 
voll Dankbarkeit konstatieren, dass sich soeben etwas Zau-
berhaftes, Magisches, also eine Sternstunde der Pädagogik, 
ereignet hat.  

Aus der Unterrichtspraxis: Naturwissenschaft oder 
Religion – wer hat recht?
Der erste Themenkreis im Gymnasial-Lehrplan für Katholische 
Religionslehre der 8. Klasse in Bayern lautet: „Gottes Schöp-
fung – Gabe und Aufgabe für den Menschen“.5 Zunächst 
werden in den ersten Stunden einige Schöpfungsmythen 
und Kosmologien früherer Völker dargelegt und deren Auf-
fassungen von Göttern, Welt und Kosmos erläutert – etwa 
die der Babylonier, der Azteken oder von Indianervölkern. 
Dem werden dann heutige wissenschaftliche Theorien der 
Astrophysik (Urknall, Galaxien, Schwarze Löcher) und der 
Evolutionstheorie etwa von Charles Darwin gegenüberge-
stellt. Schließlich werden die beiden Schöpfungsberichte der 
Bibel, Buch Genesis Kapitel 1 bis 3, ausführlich behandelt und 
die darin enthaltene Position Gottes, sowie die Aufgaben des 
Menschen herausgearbeitet. In einer der letzten Stunden 
dieser Unterrichtsreihe bitte ich dann die Schüler regelmäßig, 
sich folgende drei Fragen zu notieren:

•	 �Welche Fragen hast Du zur Entstehung und zur zukünf-
tigen Entwicklung unseres Kosmos?

•	 �Welche Fragen hast Du zu Gott und zum Menschen?
•	 �Wer hat recht – die Astrophysik und die Evolutionstheo-

rie oder die biblischen Schöpfungsberichte?

In der darauffolgenden Stunde lasse ich alle Schüler einzeln 
zu Wort kommen und sammle ihre Antworten und ihre neu 
aufgebrochenden Fragen, die sie zu Hause notiert haben. 
Danach versuche ich darauf einzugehen. Fragen zur Reli-
gion, sowie Sinn- und Existenzfragen beantworte ich als 
Religionslehrer. Bei Fragen bezüglich der Weltentstehung 
und der heutigen Astrophysik verweise ich die Jugendlichen 
auf ihren Physiklehrer, der ich aber in Personalunion wieder 
selber bin. In vielen 8. Klassen geht es an dieser Stelle rich-
tig zur Sache. Denn die Schüler haben Fragen über Fragen 

und ich kann förmlich beobachten, wie die Köpfe der Schü-
ler zu „rauchen“ beginnen, bisherige (Kinder)Vorstellungen 
zerbrechen und einstürzen und wie fast bei jeder Frage, die 
in der Klasse gestellt und dann beantwortet wird, sich das 
Bewusstsein der Schüler ausbeult, dreht, wandelt, neu bil-
det oder sich ein Stück erweitert. 

Manche Fragen kann ich naturwissenschaftlich schnell be-
antworten oder etwa auf Einträge bei Wikipedia verweisen. 
Bei einigen Fragen muss ich passen oder mich selbst erst 
genauer informieren. Wieder andere Fragen kann ich nur 
als religiös und spirituell ausgerichteter Mensch aufgrund 
meiner eigenen Erfahrungen und Einstellungen ganz per-
sönlich beantworten. Wichtig ist jedoch, dass ich hier ganz 
ehrlich bin, auch zugeben kann, wenn ich keine Antworten 
auf die eine oder andere Frage weiß und den Schülern klar 
sage, dass dies jetzt meine ganz persönliche Meinung und 
Überzeugung dazu ist. 

Nicht in jeder, aber in vielen 8. Klassen waren diese 
Unterrichtsstunden eine Nahtstelle im ganzen Schuljahr 
– Sternstunden der Pädagogik, die mich als Lehrer sehr 
ergriffen und erfüllt haben und die Schüler, soweit ich 
dies bei einer abschließenden Gesprächsrunde dann fest-
stellen konnte, äußerst anregen und beflügeln konnten. 
Als Lehrer kann man förmlich beobachten, wie bei vielen 
Schülern an Hand dieser Themen und Fragen, die in diesen 
Unterrichtsstunden aufgeworfen und – hoffentlich – auch 
beantwortet werden können, ein großes Stück Reife und 
Persönlichkeitsbildung, wichtige Schritte in der Ausfor-
mung des eigenen Weltbildes, sowie eine geistig-seelische 
Weiterentwicklung geschehen. Die Jugendlichen holen 
gerade in solchen Stunden geistig nach, was körperlich mit 
dem Eintritt in die Pubertät bereits begonnen hat: Sie ver-
lassen die Kindheit und gehen zunehmend in ihr eigenes 
Leben. Es handelt sich in diesen Stunden also letztlich um 
einen initiatorischen Prozess, der mittelfristig und schritt-
weise zum Erwachsenwerden führt. 

Schülerfragen, die das Wesen unseres Menschseins 
berühren
Nachfolgend einige der von den Schülern bei dieser Gelegen
heit aufgeworfenen Fragen:

•	 �Wie kam der Urknall zustande und wie ist er abgelaufen? 
Was ist ganz am Anfang unserer Welt wirklich passiert 
und wie alt ist eigentlich der Kosmos? 

•	 �Woher kommt die ungeheure Energie, die im heutigen 
Kosmos in all den Sternen und Galaxien steckt und 
beim Urknall in nur einem einzigen, winzigen Punkt 
vereinigt war? 

•	 �Was war eine Sekunde vor dem Urknall los? 
•	 �Gibt es noch andere Planeten mit Lebewesen?  

Gibt es Aliens?
•	 �Was passiert in der Zukunft mit dem Kosmos? 
•	 �Wer hatte die Idee, einen Kosmos und unsere Welt zu 

bauen? 
•	 �Gibt es überhaupt einen Gott? Wo wohnt er und wie 

sieht er aus? Hat er heute immer noch einen Einfluss 
auf die Welt?

Schul- und Bildungspolitik 
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•	 �Hat nun Gott die Welt erschaffen oder ist sie einfach so 
durch den Urknall entstanden? Welchen Aussagen kann 
man also mehr trauen – denen der Naturwissenschaft 
oder denen der Bibel?

•	 �Wie ist der Mensch entstanden und welche Aufgaben 
hat er eigentlich? Entwickelt sich die Menschheit immer 
weiter? 

•	 �Warum zerstören die Menschen ihre eigene Umwelt, 
Gottes gute Schöpfung? 

•	 �Was ist die Zukunft des Menschen auf der Welt? Was 
geschieht nach ihrem Tod?

•	 �Warum sind die Menschen so, wie sie sind? Warum gibt 
es gute und böse Menschen?

•	 �Warum überhaupt ind die Menschen entstanden?  
Warum haben sie sich anders entwickelt als die Affen? 
Was unterscheidet uns denn etwa von den Menschenaffen?

•	 �Was ist der Sinn des Lebens? Warum wurden wir von 
Gott geschaffen? Warum sind wir überhaupt da?

Fazit: Ich glaube, dass sich in jedem Fach und bei jedem 
Lehrer solche Sternstunden der Pädagogik gelegentlich 

ereignen können, die den Unterricht würzen, die Schüler
herzen höher schlagen lassen und den Schulalltag berei-
chern können. Ich möchte allen Kollegen Mut machen, 
offen für solche magischen Stunden zu sein, die mit großer 

Wahrscheinlichkeit Lehrern wie Schü-
lern dauerhaft in Erinnerung bleiben. 
Ein guter Unterricht kommt nicht 
ohne diese Art von Magie aus und 
ein guter Lehrer sollte diese Magie 
ermöglichen, zulassen und entstehen 
lassen. ..

Weitere Infos und Buch-Bezug:  
www.initiation-erwachsenwerden.de

Sprintstudium Informatik: Weiterbildung ohne 
Entlastung
Von Peter Gewald

Bis zum Schuljahr 2023/24 soll das Fach Informatik 
in der Sekundarstufe I stufenweise zum Pflichtfach 
werden, so der Plan des Kultusministers Tonne. Die 

Stunden für das Fach Informatik sollen kein bestehendes 
Fach ersetzen, sondern den Stundenplan ergänzen. Zusätz-
liche Stunden bedeuten nicht nur mehr Lehrkräfte, sondern 
ein Mehrbedarf in einem Fach, welches ohnehin schon per-
sonell stark unterbesetzt ist.

Das Niedersächsische Landesinstitut für schulische Quali
tätsentwicklung (NLQ) hat daher erneut für den Beginn 
des zweiten Halbjahrs des Schuljahres 2019/2020 eine 
berufsbegleitende Weiterbildung Informatik für den Sekun
darbereich I angeboten. Über einen Zeitraum von zwei 
Schuljahren sollen bis zu 25 Lehrkräfte berufsbegleitend 
fachwissenschaftliche, fachdidaktische und fachpraktische 
Kompetenzen im Fach Informatik erwerben. Erbringt die 
Lehrkraft alle geforderten Leistungsnachweise, erhält sie 
ein Zertifikat des Landes Niedersachsen.

Bewerben können sich alle Lehrkräfte mit erstem und zwei-
tem Staatsexamen, bzw. Masterabschluss und abgeschlos-
senem Vorbereitungsdienst. Einen Abschluss in speziellen 
Fächern schreibt das NLQ nicht vor. Kosten entstehen den 
teilnehmenden Lehrkräften nicht, jedoch verpflichtet die 
Zusage an der ersten Veranstaltung an der Teilnahme der 
gesamten Weiterbildungsmaßnahme. Des Weiteren setzt 
das NLQ voraus, dass die Lehrkraft in mindestens einer 
Lerngruppe im Fach Informatik an ihrer Schule eingesetzt 

wird. Innerhalb der zwei Jahre finden 25 Präsenztage mit 
jeweils acht Unterrichtseinheiten statt. Zwischen den 
Präsenztagen gibt es Onlineseminare in einem Umfang von 
40 Unterrichtseinheiten zu je 90 Minuten.

Wie sieht es mit der Entlastung für teilnehmende Lehr-
kräfte bzgl. der regulären Arbeitszeit aus? Aktuell sieht 
das NLQ lediglich eine Entlastung in Form einer Bitte 
an die Schulleitung vor: „Die Schulleitungen sollen im 
Rahmen der innerschulischen Möglichkeiten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Weiterbildungsmaßnahme 
von außerunterrichtlichen Aufgaben entlasten, z. B. durch 
Verzicht auf Aufsichten, Vertretungsstunden oder ver-
gleichbare Maßnahmen.“ Soll heißen, die teilnehmenden 
Lehrkräfte müssen die Weiterbildungsmaßnahme, ne-
ben der ohnehin schon hohen Arbeitsbelastung, in ihrer 
Freizeit durchführen. Laut der Konzeption des NLQ muss 
jeder Teilnehmer insgesamt 1.800 Stunden aufwenden. 
Pro Halbjahr wären dies ca. 450 Stunden, also im Durch-
schnitt ca. 17 Wochenstunden. Abzüglich des zu erteilen-
den Unterrichts und der Präsenzstunden bleiben noch ca. 
13 Zeitstunden, die eine Lehrkraft pro Woche über einen 
Zeitraum von zwei Jahren zusätzlich(!) aufwenden soll. In 
dieser Zeit leidet demnach entweder im hohen Maß der 
reguläre Unterricht oder die Weiterbildung selbst. Der 
zweite Fall ist langfristig umso dramatischer, wenn man 
sich vor Augen führt, dass eine Weiterbildungsmaßname 
ohnehin schon kein Studium mit anschließendem Referen
dariat ersetzen kann.

1 	 vgl. SZ Nr. 41 vom 19.2.2015, S. 5
2	 ebd., in Auszügen
3	 SZ Nr. 163 vom 18./19.7.2015, S. 7
4	 ebd.
5	� Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (Hrsg.) 2009: 

Lehrplan für das Gymnasium in Bayern, Katholische Religionslehre, 
Jahrgangsstufe 8, Themenkreis K 8.1
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Digitalisierung – Anspruch und Wirklichkeit
Von Peter Welting

Das Land Niedersachsen hat sich die Digitalisierung 
auf die Fahnen geschrieben, setzt aber (wie so 
oft!) auf die Freiwilligkeit von Lehrkräften, ohne 

diese dafür zu honorieren. So wurde eine Stelle für einen 
Medienberater(in) ausgeschrieben für das sehr über-
schaubare Gebiet, das die Landkreise und Städte Cuxhaven, 
Delmenhorst, Diepholz, Nienburg Weser, Osterholz, Ro-
tenburg, Stade, Syke und Verden umfasst. Die Lehrkraft 
erhält „bis zu acht“ Anrechnungsstunden – also noch nicht 
einmal garantiert. Die Arbeitsbedingungen sehen vor, 
dass sich die Medienberater nahezu wöchentlich einmal 
in Hannover treffen. Beraten werden sollen Kitas, Schu-
len (Grundschule bis Gymnasium), Studienseminare und 
Schulträger. 

Die Beratung findet dann an einem weiteren Wochentag 
statt. Was das für den normalen Schulalltag des Beraters 
bedeutet, kann man sich dann am Vertretungsunterricht 
für die Kollegen und an Stundenausfällen sicherlich leicht 
vorstellen. Dabei sollen aber die unterrichtlichen Ziele 
weiterhin erreicht werden. Darüber hinaus muss der Me-
dienberater mit seinem eigenen Auto stundenlang durch 
etwa ein Drittel der Fläche von Niedersachsen fahren. Die 
Vor- und Nachbereitung der Veranstaltungen sind eben-
falls noch nicht berücksichtigt.

Es fehlen Informatiklehrer in der Sek I und der Sek II (vgl. 
auch vorangegangenen Artikel). Um diesen Mangel auszu-
gleichen, ist eine zweijährige Weiterbildungsmaßnahme 
angestrebt. In dieser Zeit sollen bevorzugt MINT-Lehrer 
die Lehrbefähigung für Informatik in der Sek I erwerben 
können. Die Anzahl ist auf 50 Lehrer beschränkt. Ermäßi-
gungsstunden gibt es nicht. Für die Fortbildung fallen auf 
jeden Fall Unterrichtsstunden in den MINT-Fächern aus. 

Eine andere Form der Honorierung als der persönliche 
Wissenserwerb ist auch hier nicht für die engagierten 
Lehrkräfte vorgesehen. Auch hier gilt, dass der ausfallende 
Unterricht für die Fortbildungstage des zukünftigen 
Informatiklehrers von den Kollegen an seiner Schule 
aufgefangen werden muss. 

Der Digitalpakt bedeutet außerdem, dass Schulen schon 
wieder ihr Schulcurriculum anpassen müssen (und wo-
möglich die entsprechenden Schlüsselwörter aus der 
vorgegebenen Matrix in diese eintragen) – für jede Schule 
und für jedes Fach. Arbeitsentlastung und sinnvolle Um-
setzung der Digitalisierung sehen anders aus!

Wenn man dann noch das Fass des Datenschutzes auf-
macht wird es noch abenteuerlicher. So hat sich der Da-
tenschutzbeauftragte von Hessen skeptisch gegenüber 
dem Einsatz der Microsoft Cloud an Schulen geäußert, da 
nicht sicher ist welche Daten in die USA abwandern. Der 
Konflikt zwischen den USA und China zeigt die Abhängig-
keit von Software aus den USA auf. 

Welche Schlüsse müssen daraus jetzt gezogen werden? 
Das Land Niedersachsen muss genau wie jeder andere 
Arbeitgeber seinen Verpflichtungen bezüglich des Arbeits-
platzes nachkommen. Hardware und Software müssen für 
Schülerinnen und Schüler im Unterricht sowie Lehrerinnen 
und Lehrer für den Einsatz im Unterricht & Verwaltung zur 
Verfügung gestellt werden und den Ansprüchen von Da-
tenschutz, Lernen und Gehirnentwicklung der Schülerin-
nen und Schüler gerecht werden. Zum Glück für das Land 
sind die Lehrerinnen und Lehrer, Eltern und Schülerinnen 
und Schüler hoch motiviert den Weg in die Digitalisierung 
zu gehen. 

Daher ist das NLQ aufgerufen, dringend Entlastungsstunden 
für teilnehmende Lehrkräfte zu ermöglichen, um die Qua-
lität der eigenen Maßnahme und damit die Qualität des 
daraus resultierenden Informatikunterrichts nicht zu gefähr-
den. Zusätzlich würden engagierte Lehrkräfte gewonnen, 
die aktuell aus zeitlichen Gründen vor der Weiterbildung zu-
rückschrecken. Darüber hinaus bedarf es seitens des Kultus-
ministeriums vermehrt Anreize für Studierende, aber auch 
Quereinsteiger ein Referendariat mit dem Fach Informatik 
zu aufzunehmen. Aktuell wird ein Vorbereitungsdienst für 
Informatik lediglich in sechs von 17 Studienseminaren in 
Niedersachsen angeboten. In der Regionalabteilung Hanno-
ver existiert nicht mal ein Studienseminar mit dem Fach In-
formatik. Unter diesen Umständen wird es daher schwierig, 
das vom Kultusminister gesteckte Ziel eines Pflichtfaches 
Informatik bis 2023/24 zu erreichen, geschweige denn qua-

litativ hochwertig ausgebildete Lehrkräfte zu generieren, 
die dem gymnasialen Anspruch im Fach Informatik gerecht 
werden.

Quelle: Konzeption des NLQ vom 02.12.2019: https://www.nibis.de/
uploads/nlq-samsen/files/Konzeption_WBM_Informatik%202.%20
Kohorte.pdf

Schul- und Bildungspolitik 
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Vom Fachleiter zum Krimiautor: Reinhard Sturm

„Ich bin kein routinierter Vielschreiber“
Von Cord Wilhelm Kiel

Dass Lehrer vielfältig interessierte und 
begabte Personen sind, dürfte in den 
allermeisten Fällen eine Grundfest-

stellung für unsere Berufsgruppe sein. Viele 
Kolleginnen und Kollegen haben neben ihrer 
berufl ichen Tätigkeit interessante Hobbys, en-
gagieren sich ehrenamtlich oder bringen sich 
auf andere Weise in das gesellschaftliche Leben 
ein. Im Falle von Reinhard Sturm, ehemaliger 
Gymnasiallehrer für Geschichte, Politik und 
Englisch, Fachleiter für Geschichte am Studien-
seminar Hildesheim, ist nach seinem Wechsel 
in den Ruhestand eine zweite „Karriere“ entstan-
den: die des Krimiautors. 

Nach dem spannenden und sehr lesenswerten 
„Reine Rache“ (2017) ist vor kurzem der zweite 
Roman Reinhard Sturms, „Brönners Begräbnis“, 
erschienen. Wieder ermittelt Privatdetektiv 
Thomas Brönner und kommt dabei der Krimi-
nal polizei, insbesondere Hauptkommissar 
Bernhard Langer und Jungkommissarin Sandra 
Scholz, in die Quere. Aber auch für Brönner 
selbst wird es in diesem zweiten Fall brenzlig 
(mehr dazu siehe die Rezension auf Seite 39). 

Anlässlich seines zweiten Kriminalromans spra-
chen wir mit Reinhard Sturm, einem langjähri-
gen Mitglied unseres Verbandes, der mit seiner 
Frau, der ehemaligen Schulbezirkspersonalrätin 
Ulrike Sturm, in Diekholzen bei Hildesheim lebt. 

Herr Sturm, wie ist es gekommen, dass Sie nach dem Aus­
scheiden aus dem aktiven Dienst Krimiautor geworden sind?
Das hat mir meine Frau eingebrockt. Die sagte nach 
meiner Pensionierung plötzlich: Schreib doch mal einen 
Krimi (lacht). Wahrscheinlich fürchtete sie um meine Be-
schäftigung als Ruheständler. Ich habe diese Idee erst mal 
weit von mir gewiesen. Bis dahin hatte ich schulbezogene 
Sachliteratur geschrieben – Teile von Geschichtsbüchern, 
eine Darstellung der Weimarer Republik, eine Quellen-
sammlung zum Nationalsozialismus und didaktische 
Beiträge. Auch ein paar wissenschaftliche Artikel. Aber 
Belletristik ist ja etwas völlig anderes – das habe ich mir 
nicht zugetraut. Trotzdem bekam ich die Idee nicht mehr 
aus dem Kopf – vielleicht, weil ich selbst gerne Krimis lese. 
Schließlich habe ich gedacht, jetzt probierst du das ein-
fach mal. Zu meiner eigenen Verblüffung hatte ich nach 
zwei Stunden meinen Hauptprotagonisten, den Brönner, 
grob konzipiert und nach weiteren drei Stunden die Erst-
fassung des Kapitels geschrieben, in dem er in „Reine 
Rache“ zum ersten Mal auftritt. Das war sozusagen meine 
Einstiegsdroge. 

Können Sie, bevor wir zum neuen Buch kommen, unseren 
Lesern kurz Ihre berufl iche Biographie schildern?
Gern, wenn es „kurz“ sein soll am besten in Stichpunkten: 
1969 Abitur in Bad Harzburg. Nach zwei Jahren Bundeswehr 
Studium der Geschichte, Politik und Anglistik in  Göttingen, 
zwischendurch ein Jahr German Assistant an einer Compre-
hensive School in Dronfi eld (Derbyshire). Nach dem 1. Staats-
examen Referendariat in Salzgitter, dann zehn Jahre am 
Hainberggymnasium in Göttingen. 1990 Wechsel nach 
Hildesheim, an das Scharnhorstgymnasium und an das Stu-
dienseminar als Fachleiter für Geschichte. 2012 war Schluss. 

Warum hat das Erscheinen des Nachfolgekrimis zum von 
der Kritik gelobten „Reine Rache“ auf sich warten lassen, 
warum gibt es einen neuen Verlag?
Das Manuskript von „Brönners Begräbnis“ war nach andert-
halb Jahren, Ende 2018, lektorierungsfähig abgeschlossen. 
Schünemann konnte mir jedoch aus verlagsinternen Grün-
den keine Veröffentlichung im Jahr 2019 anbieten, deshalb 
habe ich mir einen anderen Verlag gesucht, was immer 
seine Zeit braucht. Aber dann ging es sehr fl ott weiter: Von 

Das aktuelle Interview
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der Zusage der Edition Falkenberg über das Lektorat bis 
zum Erscheinen vergingen gerade mal vier Monate.

Wo haben Sie überall recherchiert? Mir scheint, dass viel 
Vorbereitung in das Buch geflossen ist (Wasserschutz­
polizei, KTU, Hacker bzw. Computerverschlüsselung, 
Gerichtsmedizin...).
Zu recherchieren gab es in der Tat wieder eine ganze 
Menge – im Internet (Flüchtlinge und Asyl, georgische 
Mafia, Kinderpornographie), in der Fachliteratur (Wasser-
leichen), vor Ort (Schauplätze in Bremen und Lilienthal 
– daher auch das Coverfoto, das den Schauplatz eines 
Kapitels zeigt) und erneut im Briefwechsel mit meinen 
bewährten Bremer Experten. Besonders die Crew des Polizei
boots LESMONA hat sich große Mühe gegeben, meine 
Wünsche zu erfüllen, und mich sogar auf eine Patrouillen
fahrt auf der Weser und der Lesum mitgenommen.  
Manchmal entstammt etwas auch eigenem Erleben:  
Die Kommissare Busse und Langer besuchen eine Tagung 
der Kriminalistischen Studiengemeinschaft Bremen zum 
Thema „Branddelikte“. Die gab es wirklich, ich saß da als 
Teilnehmer unter fünfzig Polizisten. Während ich dann an 
diesem Kapitel arbeitete, kam mir die Idee, mich selbst 
nach dem Vorbild von Hitchcocks Cameo-Auftritten in 
die Handlung hineinzuschreiben. Einige Leser haben sich 
schon sehr darüber amüsiert. 

Der Protagonist, Privatdetektiv Brönner, begeht im Roman 
mehrere heftige Fehler, sein Klient wird ermordet, er lässt 
sich bei der Durchsuchung der Villa des Opfers von den 
Tätern überrumpeln. Das steht in deutlichem Kontrast zum 
„Superhelden“ Brönner des ersten Bandes. Ebenso erscheint 
KHK Langer diesmal deutlich sympathischer und kompeten­
ter. War diese Weiterentwicklung bewusst gesetzt?
Ja, das stimmt schon, die Hauptfiguren sollten sich ein 
wenig weiterentwickeln bzw. konturenschärfer hervortreten 
oder auch mal bisher unbekannte Züge zeigen. Langer 
kann jetzt, nach seiner Beförderung zum stellvertretenden 
Leiter der Mordkommission, etwas gelassener auftreten, 
überschreitet sogar mal seine Befugnisse, um einen Laptop 
auswerten zu können. Brönner – also als „Superhelden“ 
habe ich ihn eigentlich nie gesehen. Aber es ist richtig, er 
begeht diesmal mehr Fehler, die ihn in arge Schwierigkeiten 
bringen. Auch seine Beziehung zu seiner Freundin Julia 
entwickelt sich weiter, sie kriselt diesmal heftiger und aus 
wichtigeren Gründen als in „Reine Rache“.

Am Ende des Romans überschreitet Brönner eine Grenze, 
sowohl juristisch als auch moralisch. Das passiert sehr selten 
in Krimis. War das Ihre Absicht, den innerlich in einer Not­
situation am Rande seiner Nervenkraft zerrissenen Helden 
einmal so darzustellen?
Ich versuche mal, diese Frage so zu beantworten, dass ich 
nicht zu viel verrate. Es war so, dass sich Brönners Grenz
überschreitung beim Schreiben des betreffenden Kapitels 
allmählich entwickelte. Je mehr ich mich in seine extreme 
Lage versetzt habe, desto mehr bin ich zu dem Entschluss 
gelangt, ihn hemmungslos radikal handeln zu lassen, ohne 
dass er lange nachdenkt, denn es geht ihm um die Abwehr 
einer Gefahr für Julia. Seit sie in „Reine Rache“ in die Gewalt 

eines Frauenmörders geriet, wofür er sich verantwortlich 
fühlt, hat ihre Sicherheit für ihn oberste Priorität. Das sagt 
er ja auch explizit. Erst danach wird ihm voll bewusst, was 
er getan hat, und er muss sehen, wie er seine Haut rettet. 
Aus dieser Konstellation erwuchs die Möglichkeit, die Ge-
schichte noch spannender als ursprünglich vorgesehen zu 
Ende zu schreiben. 

Wie soll es jetzt mit Brönner weitergehen? Privat scheinen 
die zukünftigen Handlungsstränge klar, aber kann er seinen 
Dienst bzw. seinen Beruf überhaupt weiterhin ausüben?
Ich denke, dass er hart genug ist, um ein paar Wochen 
nach diesen Ereignissen wieder arbeiten zu können. Das 
muss er auch, denn dann soll ihn schon sein nächster Fall 
in den Harz führen. Brönner stammt ja, wie zufällig auch 
sein Erfinder, aus Bad Harzburg. Es wird um den seltsamen 
Tod eines alten Schulfreundes gehen ... Beim Schnüffeln 
wird er sich wohl wieder jede Menge Ärger einhandeln 
(schmunzelt). Nebenbei gesagt, ist es der Wunsch des Ver
lages, Brönner mal außerhalb Bremens, in einem attraktiven 
Urlaubsgebiet, agieren zu lassen, um noch mehr Leser zu 
gewinnen. Zur Abwechslung in meiner alten Heimat zu 
recherchieren, finde ich sehr reizvoll. 

Wann erscheint dann also dieser, ja offensichtlich bereits in 
Arbeit befindliche dritte Band? 
Tatsächlich sind mir schon mehr Ideen gekommen als  
bei den ersten beiden Krimis. Entwürfe zum Prolog und zu 
den beiden ersten Kapiteln sind bereits geschrieben, auch 
ein Teil des Plots, den ich aber noch weiter entwickeln muss. 
Ich denke, irgendwann 2021 wird „Brönner III“ erhältlich 
sein. 

Werden alle Titel Ihrer Romane eine Alliteration sein? 
(lacht) Der Titel „Brönners Begräbnis“ stammt diesmal 
von mir, er sollte ursprünglich den Alliterationsfreunden 
bei Schünemann entgegenkommen, die sich schon „Reine 
Rache“ ausgedacht hatten. Er stieß dann aber auch bei 
der Edition Falkenberg auf Zustimmung. Wie der Titel des 
dritten Krimis lauten könnte, wenn Brönner sich im Harz 
herumgetrieben hat, werden wir sehen. 

Wie viele Stunden Arbeit stecken in einem solchen Roman?
Kann ich nicht sagen. Ich bin ja kein Profi, der vom Schrei-
ben lebt und jedes Jahr ein Manuskript ausstoßen muss. 
Ich habe auch keine festen Abgabetermine. Ich bin in der 
komfortablen Lage, dass ich nach Lust und Laune schreiben 
kann. Mein Schreibprozess gerät auch immer mal wieder 
ins Stocken, weil ich etwas recherchieren muss oder weil 
mir eine Zeitlang die Ideen ausgehen – Schreibblockade 
wäre übertrieben. Und natürlich durch äußere Einflüsse wie 
Haus und Hof, Enkel, Urlaubswünsche der Gattin (lächelt) 
und so weiter. Dann kommt plötzlich ein „Kreativitäts-
schub“, der dazu führen kann, dass ich an einem Tag ein 
komplettes Kapitel schreibe. Ich bin eben kein routinierter 
Vielschreiber, was ich eher als Vorteil sehe. 

Und was machen Sie im Ruhestand, wenn Sie nicht als 
Autor aktiv sind?
(lacht) Meiner Frau fällt immer etwas ein. 

Das aktuelle Interview 
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Altersermäßigung – immer noch kein positives 
Ende in Sicht
Von Astrid Thielecke

Seit die damalige Rot-Grüne 
Landesregierung ihre Zusage 
gekippt hatte, zum 1. August 

2014 die Unterrichtsverpflichtung für 
verbeamtete Lehrkräfte ab der Voll-
endung des 55. Lebensjahres um eine 
Unterrichtsstunde und ab dem 60. 
Eine weitere zu reduzieren, hat sich 
der Philologenverband immer wieder 
auf allen Ebenen für eine verbesserte 
Altersermäßigung eingesetzt.

Da laut Urteil des OVG Lüneburg die 
Altersermäßigung als eine freiwillige 
Leistung des Dienstherrn anzusehen 
ist, besteht also kein Rechtsanspruch.

Hoffnung keimte auf, als in den Koali
tionsvereinbarungen von SPD und 
CDU für die Wahlperiode 2017-2022 
eine Verbesserung (Lehrkräfte über  
55 Jahre erhalten eine zusätzliche 
Entlastung) versprochen wurde. 
Leider wurden die älteren Lehrkräfte 
erneut enttäuscht. Die Argumente 
wechseln: mal ist kein Geld da, mal 
zu wenig Lehrkräfte. Das Ergebnis 
bleibt unbefriedigend.

Die erhöhte Belastung der älteren 
Kolleginnen und Kollegen ist in 
mehreren Studien nachgewiesen. 
Der Dienstherr, der in der Fürsor-
gepflicht steht, muss sich fragen 
lassen, wie einer zunehmenden Zahl 
an Frühpensionierungen angesichts 
der noch immer weiter steigenden 
Belastungen an allen Schulformen 
entgegengewirkt werden kann. Die 
Situation in anderen Bundesländern 
sieht da ganz anders aus: NRW ge-
währt den Lehrkräften ab 55 eine, ab 
60 drei Stunden Altersermäßigung, 
in Bayern gibt es ab 58 eine, ab 60 
zwei und ab 62 drei Stunden. Im Bun-
deswettbewerb um Lehrkräfte sieht 
Niedersachsen dabei mal wieder im 
wahrsten Sinne des Wortes alt aus. 

Auch das aktuell angebotene Alters
teilzeitmodell ist keine Alternative. Es 
wird kaum in Anspruch genommen, 
da die Freistellung finanziell selbst 
erwirtschaftet werden muss und eine 
deutliche Verschlechterung zum Vor-
gängermodell darstellt.

Aus der Sicht des Philologenverban-
des wäre es gerade angesichts des 
Lehrkräftemangels angebracht, mit 
den vorhandenen Kolleginnen und 
Kollegen fürsorglich umzugehen und 
durch kleinere Entlastungsmaßnah-
men deren Arbeitsfähigkeit zu erhal-
ten. So könnte verhindert werden, 
dass eine große Menge an Unter-
richtsstunden durch Krankheitstage 
oder sogar Frühpensionierung ver
loren gehen. 

Die Glaubwürdigkeit der Politiker/
innen steht weiterhin in Frage. Jetzt 
munkelt man von einer Umsetzung 
(evtl.) ab 2024 in Stufen. Warten wir 
auf die neue Arbeitszeitverordnung 
oder auf die nächste Landtagswahl 
2022 mit evtl. vorher verteilten klei-
nen Wahlgeschenken oder auf neue 
Wahlversprechen, die dann doch wie-
der nicht eingehalten werden?

Der PhVN und dessen Vertreter/-innen 
im Schulhauptpersonalrat fordern die 
Umsetzung des vom SHPR formulier-
ten Vorschlages: „Verringerung der Un-
terrichtsverpflichtung um eine Stunde 
nach Vollendung des 55. Lebensjahres, 
um zwei nach Vollendung des 60. und 
drei nach Vollendung des 63. Lebens-
jahres“ im kommenden Schuljahr.

Aus der Arbeit der Stufenpersonalräte

Die Modelle im Vergleich:
Altersermäßigung in den Bundesländern 2019, Vollzeit

Bundesland 1 Stunde 2 Stunden 3 Stunden
Baden-Württemberg 60 Jahre 62 Jahre
Bayern 58 Jahre 60 Jahre 62 Jahre
Berlin 58 Jahre 61 Jahre
Brandenburg 60 Jahre 61 Jahre
Bremen 58 Jahre 60 Jahre
Hamburg 60 Jahre
Hessen 55 Jahre 60 Jahre
Mecklenburg-Vorpommern 57 Jahre 60 Jahre
Niedersachsen 60 Jahre
Nordrhein-Westfalen 55 Jahre 60 Jahre
Rheinland-Pfalz 64 Jahre
Saarland 57 Jahre 60 Jahre
Sachsen 58 Jahre 60 Jahre 61 Jahre
Sachsen-Anhalt 60 Jahre
Schleswig-Holstein 58 Jahre 60 Jahre 63 Jahre
Thüringen 55 Jahre

Quelle: Angaben nach KMK, September 2019, ohne Gewähr
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Veranstaltungen

Kontakte zur Politik 
gepflegt

Der Bezirksverband Emsland – Grafschaft Bentheim 
des Philologenverbandes Niedersachsen setzt 
seine Kontakte zu Politikern der Region auch 2020 

fort. Ende Januar gab es ein Gespräch mit dem neu ins Amt 
gewählten Landrat des Emslandes, Marc-André Burgdorf 
(CDU). Neben der Schulentwicklungsplanung ging es u.a. 
um Fragen der Profilstärkung der Gymnasien und die Aus-
stattung der „Arbeitsplätze der Lehrkräfte“ an den Schulen 
in Trägerschaft des Landkreises.

Das Emsland als flächengrößter Landkreis in den westlichen 
Bundesländern unterhält als Schulträger 7 Förderschulen 
(eine weitere ist geplant), 6 Berufsbildende Schulen, eine 
Integrierte Gesamtschule und 8 Gymnasien. Weitere 4 
Gymnasien sind in kirchlicher Trägerschaft.

Bild (von links): Michael Vogt (stellvertretender Bezirksvorsitzen-
der, Mitglied des Kreisschulausschusses), Marc-André Burgdorf 
(Landrat, CDU) und Ingo van Verth (Bezirksvorsitzender Emsland-
Grafschaft Bentheim des Philologenverbandes).

Personen

Ehemaliger Kultusminister  
Wolfgang Knies gestorben

Der frühere niedersächsische Kultusminister Wolf-
gang Knies ist am 20. Oktober des vergangenen 
Jahres kurz vor seinem 85. Geburtstag verstorben. 

Der am 9. November 1934 in Mainz geborene, in München 
habilitierte Steuer- und Medienrechtler galt als Verfechter 
eines nach Schulformen gegliederten Schulsystems und 
war von 1987 bis 1988 Kultusminister unseres Bundeslandes. 

Knies studierte von 1954 bis 1958 Rechtswissenschaften in 
Mainz und München. Sein zweites Staatsexamen legte er 
1963 in München ab. Ebenda promovierte er 1966 zum  
Dr. iur. und habilitierte sich im Jahr 1971; die Lehrbefugnis 
wurde ihm für die Fächer Staatsrecht, Verwaltungsrecht, 
Finanz- und Steuerrecht verliehen. 1971 nahm er einen Ruf 
an die Universität des Saarlandes (Saarbrücken) an. Daneben 
war Knies von 1977 bis 1980 Richter am Verfassungsge-
richtshof des Saarlandes. 

Im zweiten Kabinett des saarländischen Ministerpräsiden-
ten Werner Zeyer war Knies Minister für Kultus, Bildung und 

Sport (1980–1984). Im Kabinett Zeyer III (1984–1985) war er 
für die Ressorts Rechtspflege und Bundesangelegenheiten 
zuständig. Danach lehrte er wieder in Saarbrücken, bis er 
im Mai 1987 vom niedersächsischen Ministerpräsidenten 
Ernst Albrecht in dessen fünftes Kabinett berufen wurde. 
Dort leitete er bis November 1988 als niedersächsischer 
Kultusminister das Kultusressort. Im Anschluss nahm er 
bis März 2003 erneut seine Lehrtätigkeit an der Universität 
des Saarlandes auf. In den Jahren 1975 bis 1980 war Knies 
Mitglied der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs 
der Rundfunkanstalten. Dieses Amt übte er von 2002 bis zu 
seinem Tod 2019 erneut aus.

Der Philologenverband Niedersachsen gedenkt eines kon-
sequenten Verfechters der grundlegenden bildungspoli-
tischen Ziele unseres Verbandes. Der „großen Wurf“ – die 
Abschaffung der Orientierungsstufe – gelang Wolfgang 
Knies in seiner kurzen Amtszeit allerdings nicht, wobei in 
dieser Frage vor allem Ministerpräsident Albrecht sich ab-
lehnend zeigte.
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Wir trauern um
Dr. Ehrhard Deisting Buchholz Dezember 2018
Michael Nicht Woltershausen 24.07.2019
Hans Gerhard Sickert Emden 28.07.2019
Norbert Backa Aurich 13.08.2019
Wilhelm Hese, Meppen 13.09.2019
Frank Bogislav Alfeld 14.09.2019
Gerhard Wallau Hildesheim 19.09.2019
Gerhard Bobzin Uelzen 03.10.2019
Dr. Konstantin Richter Jever 04.12.2019
Ingrid Scholübbers Wallenhorst 28.12.2019
Helmut Zoder Achim 28.12.2019

Spannend von der ersten bis zur letzten Seite

Bremen im Herbst. Das Polizei
boot LESMONA fischt eine 
Wasserleiche aus der Lesum. 

Der Tote wird als Mirko Schubert, 
stellvertretender Leiter der Bremer 
BAMF-Außenstelle, identifiziert. Die 
Tat sieht nach dem Werk von Profi
killern aus, aber niemand kann sich er-
klären, wer ein Interesse an Schuberts 
Tod haben könnte. Die Mordermittler 
um Hauptkommissar Bernhard Lan-
ger und Kommissarin Sandra Scholz 
folgen zunächst falschen Spuren. Un-
terdessen wird Privatdetektiv Thomas 
Brönner von einem alten Klienten um 
Personenschutz gebeten. Widerwillig 
nimmt er den Auftrag für drei Tage 
an. Brönner hat keine Ahnung, mit 
was für skrupellosen Gegnern er sich 
anlegt, und gerät in Teufels Küche. Zu 
allem Überfluss bringt er seine Part-
nerin Julia Conradi erneut in Gefahr …

Der zweite Kriminalroman des ehe-
maligen Lehrers und Fachleiters Rein-
hard Sturm schließt dort an, wo das 
– sehr gelungene – Debüt aufgehört 
hat: Eine rasante Handlung, die sich 
nicht in langen Vorreden ergeht, son-
dern sofort „auf den Punkt kommt“ 
und bis zur letzten Seite spannend 
bleibt, ausgezeichnet recherchierte 
Details und Hintergründe der Polizei-
arbeit, interessante Figuren, die bei 
diesem Zweitwerk sogar noch etwas 

besser ausgestaltet sind. War im 
Debüt „Reine Rache“ die Hauptfigur 
Thomas Brönner noch ein regelrech-
ter „Held“, begeht er im zweiten Teil 
auch einige Fehler, muss sogar seine 
gesamte Berufsethik hinterfragen. 
Auf der anderen Seite sind Haupt-
kommissar Thomas Langer und seine 
junge Assistentin Sandra Scholz nicht 
ganz so typisiert wie zuvor, als Langer 
recht unnahbar häufig auf der fal-
schen Spur wandelte, während Scholz 
allzu schlau daherkam und für den 
richtigen Riecher zuständig war. Hier 
arbeiten die Ermittler – der Privatde-
tektiv Brönner, der am Ende selbst-
verständlich doch alles zum Guten 
wenden und seiner Freundin Julia gar 
einen Heiratsantrag machen kann – 
und die Kripo wirklich gut zusammen 
und ergänzen sich. Sandra Scholz wird 
weiterhin als sehr sympathische Figur 
dargestellt, aber auch KHK Langer ist 
diesmal eine Figur, mit der man mit-
fühlen und mitfiebern kann.

Autor Reinhard Sturm hat sich zwei-
einhalb Jahre Zeit für sein neues Werk 
gelassen (siehe auch Interview in 
dieser Ausgabe). Das Ergebnis über-
zeugt – erneut. „Brönners Begräbnis“ 
ist wieder ein sehr spannender Kri-
mi, in dem Brönner, wenn auch aus 
nachvollziehbaren Gründen, eine rote 
Linie überschreitet. Der Roman bietet 

sogar noch etwas mehr Action als 
das Debüt – und ist leider schon nach 
rund 200 Seiten zu Ende. Zudem ist 
die Handlung, in der es auch um ak-
tuelle Themen wie Asylbewerber und 
Clankriminalität geht, ganz auf der 
Höhe der Zeit. Hier hätte man gern 
noch weitergelesen, denn der Krimi 
reizt dazu, „verschlungen“ zu werden! 
Aber – das versichert uns der Autor – 
es geht ja weiter: Bald wird (der ver-
heiratete?) Brönner im Harz ermitteln. 
Man darf gespannt sein! 

Cord Wilhelm Kiel

Reinhard Sturm:  
Brönners Begräbnis, 204 Seiten, 
1. Auflage, Bremen 2019, Edition 
Falkenberg, ISBN 978-3954941988, 
12,90 Euro
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